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EDITORIAL

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

1969 wurde Willy Brandt Bundeskanz-
ler. Sein bleibendes Vermächtnis ist die 
Ostpolitik, die die Wiedervereinigung 
ermöglichte. 1970 ging er in Warschau 
auf die Knie, eine Geste, die dem Wi-
derstandskämpfer in reaktionären Krei-
sen Deutschlands Verachtung einbrach-
te. Aber für viele Menschen war es, als 
habe sich mit dem Kniefall ein wirklich 
demokratisches, zivilisiertes Deutschland 
erhoben.

Ein Jahr zuvor hatte die Sowjetunion 
die CSSR besetzt, wo Alexander Dubcek 
begann, seine Vision eines „Sozialismus 
mit menschlichem Antlitz“ zu verwirk-
lichen. Mitten in einer Zeit der Konfron-
tation, als der Kalte Krieg so kalt war, 
wie er nur sein konnte, begannen Sozial-
demokraten mit der Entspannungspoli-
tik.  Wandel durch Annäherung hieß das 
Konzept von Olof Palme, Willy Brandt, 
Egon Bahr, Bruno Kreisky und Harold 
Wilson. Und die „Gemeinsame Sicher-
heitspolitik“ resultierte aus der Erkennt-
nis, dass ein Atomkrieg nicht gewonnen 
werden kann, es also fundamentale ge-
meinsame Interessen gibt, die sich in ver-
trauensstiftende praktische Zusammenar-
beit überführen ließen.

Michail Gorbatschow hatte dieses Kon-
zept 1985 übernommen, damals nicht 
wissend, dass die Ideen, die ihn begeis-
terten, von Sozialdemokraten der Palme-
Kommission stammten. Gorbatschows 
energische Vorschläge ermöglichten die 
Abrüstung ganzer Sparten von Waffen. 
Sogar ein Verbot der Nuklearwaffen war 
damals denkbar.

Die Grünen, die Ende der 70er Jahre 
noch die außerparlamentarische Stimme 
der Friedensbewegung waren, den Aus-
tritt Deutschlands aus der NATO, die 
Abschaffung der Militärblöcke und der 
Geheimdienste forderten, haben mittler-
weile ihre Liebe zur staatlichen Waffen-

gewalt entdeckt und wollen sich als Kon-
vertiten von Niemand im quasi-religiösen 
Eifer überbieten lassen. Sie treiben die 
SPD in Sachen Russlandsanktionen vor 
sich her. Die FDP, deren sozialliberaler 
Flügel einst die Ostpolitik ermöglichte, 
ist in dieser Hinsicht ebenfalls auf Linie. 
Strack-Zimmerman steht im Wettbe-
werb mit Baerbock und Habeck, wer der 
schärfste Vertreter der Russland-muss-
sterben-Fraktion ist.

Heute erleben wir einen russischen 
Angriffskrieg, der vermeidbar gewesen 
wäre und dessen Konfliktlösung Poli-
tiker des Kalten Krieges, wie der ehe-
malige US-Chefstratege und Begründer 
der „Eindämmungspolitik“, George F. 
Kennan, der letzte US-Botschafter in der 
UdSSR Jack Matlock, Henry Kissinger 
und sogar Zbigniew Brzeziński skizziert 
hatten. Innerhalb weniger Monate hat 
eine rot-gelb-grüne Koalition den Ab-
bruch der Ostpolitik durchgeführt. „Ab-
bruch“ bedeutet dabei nicht „zeitweilig 
beendet“, sondern „mit der Abrissbirne 
beseitigt“. Was die Politiker der Welt-
kriegsgeneration gegen den erbitterten 
Widerstand Ewiggestriger aufgebaut hat-
te, ist jetzt ein Schutthaufen. 

Der Entwurf einer deutschen Außen-
politik, deren Kurs auf gleicher Distanz 
zwischen USA, Russland und China in 
Richtung eines gemeinsamen Eurasiens 
hindurchführt, ist notwendig und überle-
benswichtig. Wer wird sich dieser Aufga-
be annehmen? Die realexistierenden Sozi-
aldemokraten wohl nicht. Denen ist eher 
zuzutrauen, einen Parteitagsbeschluss an-
zustreben, mit dem die „Russenverste-
her“ und „Appeasementpolitiker“ Willy 
Brandt und Egon Bahr posthum aus der 
Partei ausgeschlossen werden.

Ihr Dirk Pohlmann, 
Chefredakteur Free21

Der Abbruch 
der Ostpolitik
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Korrekturlesen.
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Schon vor dem 2. Weltkrieg wandten ukrainische Faschisten brutale Terrortechniken gegen die Zivilbevölkerung 
an. Nach dem 2. Weltkrieg förderte die CIA diese Terroristen und nutzte ihre Techniken. Teil 1 einer dreiteiligen 
Serie über den ukrainischen Faschismus und die USA.

Die eifrigen Schüler der CIA, die den Terro-
rismus gegen die Zivilbevölkerung üben: 
Die Partisanen der Organisation Ukraini-
scher Nationalisten (OUN), die von der CIA 
für den Kampf gegen die Sowjets rekrutiert 
wurden. (Quelle: rbth.com, public domain)

Dieser Text wurde zuerst am 09.07.2022 auf www.
covertactionmagazine.com unter der URL <https://
covertactionmagazine.com/2022/06/09/how-pre-ww-
ii-ukrainian-fascists-pioneered-brutal-terror-techniques-

later-improved-by-cia-now-ironically-taught-to-descendants/> 
veröffentlicht. Lizenz: ©, Evan Reif, Covert Action Magazine

„
Der Terror wird nicht nur ein Mit­

tel der Selbstverteidigung sein, sondern 
auch eine Form der Agitation, die Freund 
und Feind gleichermaßen trifft – egal, 
ob sie es wollen oder nicht.“ [Aus ei-
ner Broschüre der UVO (faschistische uk-
rainische Militärorganisation) aus dem 

Jahr 1929]

Die Geschichte der Ukraine ist wech-
selvoll und lang. Seit Jahrtausenden ist 
das fruchtbare Land mit seiner schwar-
zen Erde und den reichen Meeren hart 
umkämpft. Von den Skythen der Antike 
über die Waräger, die später zu den Ru-
rukiden und den ersten Zaren wurden, 
bis hin zu den Mongolen, dem Hetmanat 
und der Ukrainischen SSR (ukrainische 

Sowjetrepublik, Anm. d. Red.) ist es un-
möglich, die heutige Situation der Ukrai-
ne ohne einen gewissen historischen Hin-
tergrund zu verstehen.

Unter all denen, die in der Ukraine ge-
lebt haben, gekämpft und gestorben sind, 
ragt eine Gruppe aufgrund ihrer Bedeu-
tung für die heutigen Ereignisse heraus: 
Die faschistischen Terroristen, Banditen 
und Kollaborateure, bekannt als die „Or-
ganisation Ukrainischer Nationalisten“ 
(OUN).

Es ist nicht meine Absicht mit diesem 
Text eine umfassende Geschichte der 
OUN zu liefern. Vielmehr möchte ich 
einen Bogen aufspannen, der die Terro-
risten der Vergangenheit direkt mit denen 
der Gegenwart verbindet. Dazu bedarf es 
einiger Hintergrundinformationen.

Wie ukrainische Terroristen 
vor dem 2. Weltkrieg brutale 
Terrortechniken erfanden

Autor: Evan Reif
geboren in einer klei­
nen Bergbaustadt im 
Westen von South Da­
kota als Sohn eines 
Bergarbeiters und ei­
ner Bibliothekarin. Die 
Kämpfe seines Vaters 
als Gewerkschafts­
organisator und die 
Kämpfe der Gemeinde mit der Deindus­
trialisierung förderten Evans tiefes Inter­
esse an linker Politik. Dies und seine Lie­
be zur Geschichte machten ihn zu einem 
überzeugten Antifaschisten.

Teil 2 und 3 dieser Artikelreihe 
erscheinen online auf Free21.org 
Ende August/Anfang Sept. 2022!
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Der Anfang: Yevhen und die UVO„
Der Terror wird nicht nur ein Mit­

tel der Selbstverteidigung sein, sondern 
auch eine Form der Agitation, die Freund 
und Feind gleichermaßen treffen wird – 
ob sie es wollen oder nicht.“ [UVO, 1929]

Yevhen Konovalets, ein ehemaliger ös-
terreichisch-ungarischer Armee-Leut-
nant, gründete die OUN 1929 in Wien, 
aus der Asche seiner früheren Organi-
sation, der Ukrainischen Militärorga-
nisation UVO. [1] Die UVO war 1920 
aus Gruppen rechtsgerichteter österrei-
chisch-ungarischer Veteranen des Ers-
ten Weltkriegs hervorgegangen, die in 
der frühen Zwischenkriegszeit für die 
kurzlebige Ukrainische Volksrepublik 
kämpften. Die UVO operierte haupt-
sächlich in der Westukraine, die damals 
von Polen besetzt war, und führte eine 
umfangreiche Terrorkampagne gegen 
die Polen und Sowjets durch.

Der Fairness halber sollte an dieser 
Stelle erwähnt werden, dass das polni-
sche Regime zu dieser Zeit eine rechtsex-
treme Regierung war [2], die eine Reihe 
Landreform- und Sprachgesetze umsetz-
te, die in der Bevölkerung Widerwillen 
auslöste. Dennoch ist die völkermörderi-
sche Reaktion der UVO darauf nicht zu 
rechtfertigen. Die UVO attackierte und 
tötete weit mehr unschuldige polnische 
Zivilisten als Soldaten oder Polizisten. 
Die Gruppe versuchte und verübte auch 
zahlreiche erfolgreiche Bombenanschlä-
ge und Attentate. 1921 marschierte sie im 
Rahmen eines letztendlich gescheiterten 
„Befreiungsangriffes“ sogar in die Ukra-
inische SSR ein [3].

Ebenfalls 1921 begann Konovalets die 
offizielle Zusammenarbeit mit dem deut-
schen Nachrichtendienst und traf sich mit 
Friedrich Gempp, dem Leiter des mili-
tärischen Nachrichtendienstes der Wei-
marer Republik [4]. Von 1921 bis 1928 
erhielt die UVO mehrere Millionen 
Mark Unterstützung aus dem Weimarer 
Deutschland. Auf Druck der polnischen 
und der sowjetischen Regierung wurde 
die UVO-Führung nach Berlin verlegt, 
wo der Weimarer Geheimdienst mit ihrer 
Ausbildung begann. Nach der Machtüber-

nahme durch die Nazis setzten Konova-
lets und die Abwehr ihre Zusammenar-
beit unverändert fort.

Die UVO betrachtete den Terrorismus 
als integralen Bestandteil ihres Kampfes, 
und zwar in einem solchen Ausmaß, dass 
sie sogar gemäßigte Nationalisten wie 
Ivan Babij [5] tötete, weil sie nicht extrem 
genug waren. Sie agierten meist als Ban-
diten – eine bewährte Taktik. So verübte 
die UVO im Jahr 1922 etwa 2.300 An-
griffe auf polnische Bauernhöfe und nur 
17 auf das polnische Militär und die Po-
lizei. Um Vorräte zu beschaffen überfiel 
die UVO Bauernhöfe, tötete die anwesen-
den Besitzer und Arbeiter und verbrannte 
die Ernte. Später wurden fliegende Briga-
den gegründet, um polnisches Eigentum 
zu „enteignen“, wobei sie zur Finanzie-
rung der Organisation häufig auf Bank-
überfälle zurückgriffen.

Über Jahre hinweg agierte die UVO in 
dieser Art und verübte mit unterschiedli-
chem Erfolg Terroranschläge und Raub-
züge. Mehrmals wurde sie von der polni-
schen Polizei fast ausgelöscht, bis 1929 ein 
Zusammenschluss von fünf ukrainischen 
nationalistischen Gruppen zur Gründung 
der OUN (Organisation Ukrainischer Na-
tionalisten, Anm. d. Red.) führte.

Stepan Bandera übernimmt  
die Führung:  
Wie die OUN zu ihrem B kam„

Die OUN schätzt das Leben ihrer 
Mitglieder, schätzt es hoch ein; aber un­
sere Idee ist unserem Verständnis nach so 
groß, dass, wenn wir über ihre Verwirkli­
chung sprechen, nicht nur einzelne Indi­
viduen, auch nicht Hunderte, sondern Mil­
lionen geopfert werden müssen, um sie 
zu verwirklichen.“ [Stepan Bandera, 1933]

Nach dem Zusammenschluss geriet Ko-
novalets in Vergessenheit, da jüngere, 
radikalere Mitglieder die Führung der 
OUN übernahmen. Die UVO existier-
te technisch gesehen weiter, aber ihre 
Rolle wurde in der neuen Organisation 
drastisch reduziert. Einer dieser jungen 
Anführer war Stepan Bandera. 

Bandera war der Sohn eines katholi-
schen Priesters aus Lemberg (Lviv) und 
ein langjähriger Faschist. Er fing als Jun-
ge in der Plast-Bewegung (einer faschis-
tischen Pfadfindergruppe) an, bevor er 
zur OUN wechselte. Er stieg schnell auf 
und wurde 1931 Propagandachef, bevor 
er 1933 zum Leiter der nationalen Exe-
kutive ernannt wurde.

Bandera war ein engagierter, aber psy-
chotischer Faschist, der sich von klein auf 
selbst folterte, um seine Widerstandskraft 
zu stärken. Und er war ein fanatischer, ge-
walttätiger Antisemit, Antikommunist, 
Anti-Ungar und Anti-Pole. Außerdem war 
er ein Revanchist, der sogar Gebiete zu-
rückerobern wollte, die den Ukrainern 
seit Jahrhunderten nicht mehr gehörten, 
und sie von allen Nicht-Ukrainern säu-
bern wollte. Bandera radikalisierte die 
OUN schnell weiter, und sein Blick für 
Talente bedeutete, dass die OUN sowohl 

Logo der OUN und Yevhen Konovalets, der die 
OUN 1929 gründete. (Logo: Seeklogo.com, public 
domain; Bild: Wikipedia.org, gemeinfrei)
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größer, als auch effektiver werden konnte. 
Dies wurde 1934 deutlich, als die OUN-
B ihren bisher dreistesten Anschlag ver-
übte und den polnischen Außenminister 
Bronisław Pieracki aus nächster Nähe mit 
einer Pistole ermordete. [6]

Die polnischen Behörden nahmen Ban-
dera daraufhin fest und verurteilten ihn 
zusammen mit anderen OUN-Führern 
zum Tode. Das Todesurteil wurde in le-
benslänglich umgewandelt, und Bandera 
blieb bis 1939, als die Nazis in Polen ein-
marschierten, inhaftiert. Es ist unklar, wer 
genau ihn freiließ, nachdem die Gefäng-
niswärter vor den einmarschierenden Na-
zis geflohen waren: Die Nazis selbst oder 
seine Kameraden. Ich glaube nicht, dass 
die Unterscheidung wichtig ist: Seine Frei-
lassung erfolgte wegen der Nazis, wenn 
vielleicht auch nicht direkt durch sie. 

Nach seiner Freilassung begannen die 
Nazis mit den Vorbereitungen für die 
Operation Barbarossa (den Überfall auf 
die UdSSR), bei dem Bandera und die 
OUN eine wichtige Rolle spielen sollten.

Auf Anweisung der obersten Naziführung 
– darunter Hitler, Abwehrchef Wilhelm Ca-
naris und die Generäle Wilhelm Keitel 
und Alfred Jodl – setzte die Abwehr ab 
1940 Bandera und die OUN aktiv ein. 

Ziel dieser Zusammenarbeit war es 
nicht nur, die Sowjets anzugreifen, son-
dern auch über eine brutale und effizien-
te Truppe zu verfügen, die Repressalien 
und Gräueltaten an der Zivilbevölkerung 
verüben konnte. Um aus der Zeugenaus-
sage von General Erwin von Lahousen 
[7] bei den Nürnberger Prozessen zu zi-
tieren:

„COL. AMEN: Damit das Protokoll ganz 
klar ist: Von welchen Maßnahmen genau 
sagte Keitel, sie wären bereits vereinbart 
worden?
LAHOUSEN: Nach Aussage des Chefs 
des Oberkommandos der Wehrmacht 
(OKW), waren die Bombardierung War-
schaus und die Erschießung der von mir 
erwähnten Personengruppen bereits ver-
einbart worden.

COL. AMEN: Und um wen handelte es 
sich dabei?

LAHOUSEN: Vor allem die polnische 
Intelligenz, der Adel, der Klerus und na-
türlich die Juden.

COL. AMEN: Was wurde – wenn über­
haupt – über eine mögliche Zusammen­
arbeit mit einer ukrainischen Gruppe 
gesagt?
LAHOUSEN: Canaris wurde vom Chef 
des OKW beauftragt. Dieser gab an, eine 
Anweisung zu übermitteln. Offenbar hat-
te er diese von Ribbentrop erhalten, denn 
im Zusammenhang mit den politischen 
Plänen des Außenministers sprach er 
davon, in der galizischen Ukraine einen 
Aufstand zur Vernichtung von Juden und 
Polen anzuzetteln.

COL. AMEN: Zu welchem Zeitpunkt 
stießen Hitler und Jodl zu diesem Treffen?
LAHOUSEN: Hitler und Jodl traten 
entweder nach den soeben geschilder-
ten Gesprächen oder gegen Ende der 
gesamten Diskussion zu diesem The-
ma ein, als Canaris bereits mit seinem 
Bericht über die Lage im Westen be-
gonnen hatte – das heißt,  über die in-
zwischen eingetroffenen Nachrichten 
zur Reaktion der französischen Armee 
am Westwall.
COL. AMEN: Und welche weiteren Dis­
kussionen fanden dann statt?

LAHOUSEN: Nach dieser Unterredung 
im Privatwagen des OKW-Chefs verließ 
Canaris den Wagen und führte ein weite-
res kurzes Gespräch mit Ribbentrop, der, 
auf das Thema Ukraine zurückkommend, 
ihm noch einmal sagte, der Aufstand sol-
le so inszeniert werden, dass alle Höfe 
und Wohnungen der Polen in Flammen 
aufgehen und alle Juden getötet werden.

COL. AMEN: Wer hat das gesagt?
LAHOUSEN: Das hat der damalige Au-
ßenminister Ribbentrop zu Canaris ge-
sagt. Ich habe neben ihm gestanden.

COL. AMEN: Haben Sie auch nur den 
geringsten Zweifel daran?
LAHOUSEN: Nein. Daran habe ich 
nicht den geringsten Zweifel. Ich erinne-
re mich mit besonderer Deutlichkeit an 
die irgendwie neue Formulierung, dass 
,alle Höfe und Wohnungen in Flammen 
aufgehen sollten‘. Zuvor war nur von ,Li-
quidierung‘ und ,Beseitigung‘ die Rede 
gewesen.“

Erwin Stolz [8], Oberst der Abwehr, klär-
te auf, wen Lahousen meinte:

„Während der Ausführung der oben er-
wähnten Anweisungen von Keitel und Jodl 
nahm ich Kontakt mit den ukrainischen 
Nationalsozialisten auf, die im deutschen 

Der aufgebahrte polnische Außenminister Bronisław Pieracki, der von der OUN-B erschossen 
wurde. (Bild: Polish National Archive)
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Nachrichtendienst tätig waren sowie mit 
anderen Mitgliedern der nationalistischen 
faschistischen Gruppen, welche ich für die 
Ausführung der oben genannten Aufga-
ben einspannte.

Insbesondere wurden die Führer der uk-
rainischen Nationalisten, Melnik (Codena-
me ,Konsul I‘) und Bandera, von mir per-
sönlich angewiesen, sich sofort nach dem 
Angriff Deutschlands auf die Sowjetunion 
zu organisieren und Demonstrationen in 
der Ukraine zu provozieren, um die unmit-
telbare Nachhut der sowjetischen Armeen 
zu stören und auch die internationale Öf-
fentlichkeit von einem angeblichen Zerfall 
der sowjetischen Nachhut zu überzeugen.

Wir haben auch spezielle Sabotagegrup-
pen der Abwehr II für subversive Aktivi-
täten in den baltischen Republiken der So-
wjetunion vorbereitet.“ 

Zwar gab es keine Einwände gegen 
die Kollaboration mit den Nazis, doch 
war die OUN in der Frage, wie es da-
nach weitergehen sollte, tief gespalten. 
Der damalige Führer der OUN, Andriy 
Melnyk, befürwortete eine gemäßigtere 
Haltung, die den Nazis gegenüber unter-
würfiger war. Bandera war damit nicht 
einverstanden. Er befürwortete eine re-
volutionäre Haltung und die Erklärung 
der ukrainischen Unabhängigkeit. Die 
Meinungsverschiedenheiten führten zu 
einer heftigen Spaltung, wobei Bandera 
die radikalsten Mitglieder mitnahm und 
mit ihnen die OUN-B gründete. Melnyks 
Gruppe, die durch weitere Spaltungen 
geschwächt war und nun von Bandera 
angegriffen wurde, wurde schnell über-
nommen. Die OUN-M überlebte zwar 
den Krieg, aber von diesem Zeitpunkt 

an kontrollierte Bandera die faschisti-
sche Bewegung der Ukraine mit wenig 
Widerspruch.

Schon bald sollte die Zusammenarbeit 
mit der Abwehr ihre schrecklichen Früch-
te tragen. Unter der Ägide des Abwehr-
Kommando-Bataillons „Brandenburg“, 
aber unter dem Kommando der OUN, 
wurden zwei OUN-Einheiten gebildet, 
„Roland“ und „Nachtigall“. Letztere 
stand unter dem Kommando des berüch-
tigten Massenmörders Roman Shukhe-
vych [9], der später einige der schlimms-
ten OUN-Gräueltaten planen sollte. Es 
gab auch andere OUN-Kräfte, die sowohl 
der Wehrmacht als auch der Gestapo an-
gehörten und meist als Dolmetscher und 
Führer dienten. „Nachtigall“ und „Ro-
land“ wurden 1941 zusammen mit Na-
zi-Truppen nach Lemberg geschickt, um 
ihre blutige Mission zu erfüllen.

Die blutige Nachtigall„
Wir sind alle UPA-Soldaten und 

vor allem alle Untergrundkämpfer. Und 
ich bin mir bewusst, dass wir früher oder 
später im Kampf gegen die brutale Ge­
walt sterben müssen. Aber ich versiche­
re Ihnen, dass wir keine Angst vor dem 
Tod haben werden, denn wenn wir ster­
ben, werden wir uns bewusst sein, dass 
wir Dünger für das ukrainische Land sein 
werden. Dies ist unsere Heimat, die viel 
Dünger braucht, damit in der Zukunft 
eine neue ukrainische Generation auf 
ihr heranwächst, die das vollendet, was 
uns nicht bestimmt war zu vollenden.“  

[Roman Shukhevych [10]]

 
Seit dem 13. Jahrhundert bis zum Jahr 
1943 war Lemberg (Lviv) entweder un-
ter polnischer oder österreichischer Kont-
rolle. Es war eine Stadt mit etwa 500.000 
Einwohnern, von denen mehr als die 
Hälfte polnische Katholiken waren, mit 
einer beträchtlichen jüdischen Minder-
heit von 100.000-160.000 Einwohnern 
und Zehntausenden Flüchtlingen aus dem 
von den Nazis besetzten Europa. Der An-
teil der ukrainischen Bevölkerung betrug 
etwa 20%. Die OUN verschwendete kei-
ne Zeit, daran was zu ändern.

Roman Shukhevych, Kommandant von „Nach-
tigall“. (Bild wikiquote / public domain)
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Die OUN-Truppen rückten mit dem aus-
drücklichen Befehl in die Stadt ein, die 
jüdische, polnische und russische Bevöl-
kerung zu vernichten [11] – eine Aufga-
be, die sie mit Bravour erfüllen sollten. 

Das erste Blutvergießen wurde in den 
späten Stunden des 30. Juni 1941 von 
den Dolmetschern begangen. Ihnen wur-
de die zweifelhafte Ehre zuteil, das erste 
Massaker nach dem Fall von Lemberg zu 
begehen. Es handelte sich dabei um die 
Entführung, Folterung und Ermordung 
mutmaßlicher polnischer Anti-Nazi-Pro-
fessoren.

Auf der Grundlage von Abschusslisten 
der OUN verhafteten nationalsozialisti-
sche und ukrainische Kräfte die Profes-
soren und ihre Familien und hielten sie 
stundenlang unter Folter in den Wohnhei-
men fest. Bis auf einen wurden alle hinge-
richtet, und nach ihrem Tod wurden ihre 
Wohnungen von SS- und OUN-Offizieren 
geplündert und besetzt.

Um nicht ins Hintertreffen zu geraten, 
machte sich „Nachtigall“ bald darauf an 
die Arbeit [12]. Was sich ab dem 30. Juni 
1941 in Lemberg abspielte, ist nicht als ein 
einziges Massaker zu verstehen, sondern 
als eine Massaker-Serie, die sich über ei-
nen Monat hinzog. „Nachtigall“ war eine 
der ersten beiden Einheiten, die in Lem-
berg einmarschierten. In Begleitung von 
Nazi-Elitetruppen nahm „Nachtigall“ die 
auf einem Hügel gelegene Burg ein, richte-
te dort ein Hauptquartier ein und begann, 
die örtlichen Juden zusammenzutreiben, 
wobei die Juden zunächst gezwungen wur-
den, die Straßen von Leichen und Bom-
benschäden zu befreien. Wahllose Morde 
und Plünderungen jüdischer Häuser und 
Besitztümer begleiteten diese Arbeit in der 
ersten Nacht.

Am Morgen wurden die OUN-Infilt-
ratoren, Überläufer und Sympathisanten 
mobilisiert und begannen an der Seite der 
Nazis mit der systematischen Gewalt ge-
gen Juden. In den Tagen vor dem Angriff 
wurden in Lemberg Propaganda-Flug-
blätter der OUN verbreitet, in denen die 
Bewohner aufgefordert wurden, sich zu 
melden: „Werft Eure Waffen noch nicht 
weg. Nehmt sie auf! Vernichtet den Feind. 
[...] Moskau, Ungarn, die Juden – das sind 
Eure Feinde. Vernichtet sie!” [13]

Es scheint, dass viele von ihnen die-
sen Rat beherzigt haben. Bei dem darauf 
folgenden Pogrom verübten die ukraini-
schen Nationalisten am helllichten Tag 
Tausende brutale Gewalttaten gegen Ju-
den in der ganzen Stadt. Sie zwangen vie-
le Frauen auf die Straße, wo die Nationa-
listen sie nackt auszogen, vergewaltigten 
und ermordeten. Die Männer kamen nur 
wenig besser weg; viele wurden auf der 
Straße mit Knüppeln und Fäusten brutal 
geschlagen, während die Menge sie ver-
spottete und mit Müll bewarf.

Die Reporter der Nazis filmten und fo-
tografierten viele dieser Gewalttaten. Eine 
Propagandakompanie der Wehrmacht 
nahm beispielsweise das Bild oben auf, 
auf dem ein Einheimischer einen Juden 
auf der Straße verprügelt. Es diente in 
Zeitungen und Filmen in ganz Deutsch-
land als Beweis dafür, dass die Nazis ihre 
seit langem geplanten und bekannten Ver-
nichtungspläne durchführen würden und 
könnten. An diesem Tag im Jhar 1941 
wurden zwischen 2.000 und 5.000 Juden 
willkürlich abgeschlachtet – nahezu alle 
von der OUN und den mit ihr verbünde-
ten Kräften.

Bald darauf trafen die Einsatzgruppen 
ein. Sie waren professionelle Mörder, die 
Elitetruppe der faschistischen Henker, die 
bereits zahllose Städte und Dörfer in ganz 
Polen und der UdSSR „gesäubert“ hatte.

Ein Einheimischer verprügelt einen Juden auf 
der Straße. (Bild: Wehrmacht Propaganda 
Kompanie / CC BY-SA 3.0)
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Die Einsatzgruppen gingen von Tür zu 
Tür, jagten und fanden ihre vorrangigen 
Ziele. In einer einigermaßen geordneten 
Art und Weise führten die Männer der 
Einsatzgruppen sie zu vorher ausgehobe-
nen Gruben, zwangen sie in die Knie und 
exekutierten sie durch Schüsse. Sie wie-
derholten diesen Vorgang stundenlang, bis 
etwa 3.000 Juden tot waren. „Nachtigall“, 
[14] die OUN-Milizen und verschiedene 
andere faschistische Kollaborateure waren 
an jedem Aspekt dieses Massakers betei-
ligt. In ihrer Funktion als Polizei halfen sie 
dabei, die Juden auf Lastwagen zu verla-
den und sie zu den Stadien zu fahren, wo 
sie mit Maschinengewehren hingerichtet 
werden sollten.

Diese Ausrottungsaktionen zogen sich 
über Tage dahin, zusammen mit der sys-
tematischen Plünderung des Eigentums 
der jüdischen Bevölkerung. Die Buch-
halter der Nazis in Berlin verlangten, 
dass die unterworfenen Menschen in 
höchstem Maße wirtschaftlich ausge-
beutet werden sollten, was so weit ging, 
dass man ihnen die Zahnfüllungen ent-
fernte, wobei ein Großteil des Geldes di-
rekt an deutsche Industrielle ging, die 
von den Arbeits- und Vernichtungspro-
grammen der Nazis enorm profitierten. 
Dabei wurden mehr als 4.000 Menschen 
getötet, viele von ihnen mit Knüppeln zu 
Tode geprügelt. Der Gesamtwert all des-
sen, was den Opfern dieses Massakers 

und vieler anderer dieser Art gestohlen 
wurde, wird nie bekannt werden.

Traurigerweise waren „Nachtigall“ 
und Co. noch nicht fertig. Am 25. Juli 
1941 [15] begannen die ukrainischen 
Streitkräfte ein weiteres Pogrom, das 
etwa drei Tage dauerte. In den sogenann-
ten Pelitura-Tagen (benannt nach einem 
ermordeten ukrainischen Führer ), mar-
schierten ukrainische Nationalisten vom 
Lande unter dem Kommando der OUN 
in Lemberg ein. Anhand von Listen, zur 
Verfügung gestellt von der ukrainischen 
Hilfspolizei, machten die nationalisti-
schen Kräfte Jagd auf die verbliebenen 
Juden, Polen, Kommunisten und andere 
„Unerwünschte“.

In einem dreitägigen Aderlass wurden 
etwa 2.000 Menschen ermordet; die meis-
ten von ihnen wurden mit landwirtschaft-
lichen Geräten zerhackt. Diese Art von 
Brutalität sollte das Aushängeschild von 
Shukhevych und der OUN für den Rest ih-

rer gesamten Existenz bleiben.

Als die Rote Armee 1944 Lemberg be-
freite, waren nur noch 150.000 Menschen 
übrig, von denen nur 800 Juden waren. 
Die OUN, die ukrainischen Hilfstruppen 
und die Nazis brachten den Rest entwe-
der um oder verhafteten und deportier-
ten sie in das Konzentrationslager Bel-

zec. Dort ermordeten die Nazis sie alle im 
Rahmen der „Operation Reinhard“ [16]. 
Belzec war so effizient, dass weniger als 
ein Dutzend Überlebende übrigblieben.

Hoch oben in der Burg war die OUN-
Führung nicht untätig. Während das Ge-
metzel in Lemberg weiterging, rief Ja-
roslaw Stetsko, der zweite Befehlshaber 
der OUN, ein gebürtiger Lemberger und 
selbst ein militanter Faschist, eine un-
abhängige, mit den Nazis verbündete 
ukrainische Regierung aus [17]. Damit 
wurde der Grundstein für ein kompli-
zierteres Kapitel in der Geschichte der 
OUN gelegt.

Die Frage der Kollaboration„
Der neu gebildete ukrainische 

Staat wird eng mit dem nationalsozialisti­
schen Großdeutschland unter der Führung 
seines Führers Adolf Hitler zusammenar­
beiten, das eine neue Ordnung in Europa 
und in der Welt schafft und dem ukraini­
schen Volk hilft, sich von der moskowiti­
schen Besatzung zu befreien. Die Ukraini­
sche Revolutionäre Volksarmee, die sich 
auf ukrainischem Boden gebildet hat, wird 
mit der Alliierten Deutschen Armee gegen 
die moskowitische Besatzung für einen 
souveränen und geeinten Staat und eine 
neue Ordnung in der ganzen Welt weiter 
kämpfen. Es lebe die ukrainische Souve­
räne Vereinigte Ukraine! Es lebe die Orga­
nisation der ukrainischen Nationalisten! Es 
lebe der Führer der Organisation der uk­
rainischen Nationalisten und das ukraini­
sche Volk!” [Stepan Bandera, Ruhm Der 
Ukraine! [18], Yaroslaw Stetsko, aus dem 
„Gesetz zur Wiederherstellung des ukra-

inischen Staates“ [19]]

Hier würden die Nationalisten wohl em-
pört erwidern: Bandera wurde verhaftet! 
Er war in den Lagern! Er war weder ein 
Faschist noch ein Nazi! Die OUN hat die 
Nazis bekämpft!

Ich finde diese Argumente aus ver-
schiedenen Gründen nicht überzeugend. 
Erstens können Bandera und die OUN 
für sich allein genommen als Faschisten 
gelten [20]. Sie waren gewalttätig und 
militant antisemitisch, polenfeindlich, 
antikommunistisch und ethno-nationa-Exhumierte Überreste von OUN-Opfern, Polen, 1990er Jahre. (Bild: kresy.pl)
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listisch. Selbst wenn sie keine Nazi-Kol-
laborateure waren, würden ihre eigenen 
schrecklichen Gräueltaten einen bleiben-
den schwarzen Fleck auf ihrer Weste hin-
terlassen.

Die vielleicht schockierendste die-
ser Aktionen fand in Wolyna [21] statt, 
eine ethnische Säuberungskampagne, 
die in zweijährigen Kämpfen zwischen 
polnischen und OUN-Kräften durch-
geführt wurde und mit dem „Blutsonn-
tag“ ihren Höhepunkt erreichte. Am 11. 
Juli 1943 griff Roman Shukhevych etwa 
100 polnische Siedlungen gleichzeitig an. 
Die UPA (Ukrainische Aufständige Ar-
mee, militärischer Arm der OUN, Anm. 
d. Red.) ermordete an diesem Tag etwa 
8.000 polnische Zivilisten, von denen vie-
le während der Messe in ihren Kirchen 
erschossen oder lebendig verbrannt wur-
den. Anschließend verteilte sich die UPA 
auf dem Land und jagte und tötete mit 
Äxten, Hämmern und Messern alle, die 
entkommen waren. Mehr als zwei Jahre 
lang metzelte die OUN die lokale Bevöl-
kerung nieder, wobei etwa 100.000 Men-
schen starben, die meisten von ihnen wa-
ren Frauen und Kinder.

Diese Art von Brutalität war sehr ty-
pisch für die OUN. Moshe Maltz, ein uk-
rainischer Jude, der sich vor den Banderi-
ten versteckt hielt, notierte dies in seinem 
Tagebuch, das später als seine Memoiren 
veröffentlicht wurde [22].„

Die Bandera-Männer [...] machen 
keinen Unterschied, wen sie töten; sie 
erschießen die Bevölkerung ganzer Dör­
fer.... Da es kaum noch Juden zu töten 
gibt, haben sich die Bandera-Banden ge­
gen die Polen gewandt. Sie hacken die Po­
len buchstäblich in Stücke. Jeden Tag [...] 
kann man die Leichen von Polen sehen, 
mit Drähten um den Hals, die den Fluss 

Bug hinuntertreiben.“

Daher braucht die OUN keinen Hitler, um 
sie schlecht aussehen zu lassen. Zweitens 
waren sie Nazi-Kollaborateure. Einige 
Monate nach der Unabhängigkeitserklä-
rung, die von den Nazis übrigens nicht 
akzeptiert wurde, nahmen die Spannun-
gen so stark zu, dass die Nazis Bandera, 
Stetsko und andere Führer verhafteten. 
Nach einer Zeit des Hausarrests wurden 

sie 1943 in das Konzentrationslager Sach-
senhausen gebracht.

Der Aufenthalt von Bandera war je-
doch nicht typisch [23]. Bandera hatte 
eine Zweizimmersuite mit Gemälden und 
Teppichen, durfte seine Frau besuchen, 
leistete keine Zwangsarbeit, trug keine 
Uniform, war vom Appell befreit, aß mit 
den Wärtern und seine Zellentür wurde 
nachts nicht verschlossen. [24]

Die Nazis ließen Bandera 1944 nach 
einem Treffen mit Hitlers oberstem Be-
fehlshaber Otto Skorzeny frei [25], um 
eine Terrorkampagne gegen die vorrü-
ckende Rote Armee durchzuführen. Die 
Nazis hätten Bandera und Stetsko in der 
Zwischenzeit jederzeit töten können, ta-
ten es aber nicht. Stattdessen unternah-
men sie große und erfolgreiche Anstren-
gungen, um sie zu rekrutieren.

Die OUN ging zwar gegen die Nazis 
vor, aber nur kurz und halbherzig. Im 
Jahr 1942 kam es praktisch zu keinerlei 
Kampfhandlungen.

Anfang 1943 änderte sich dies, und 
in der Westukraine kam es zu Kämp-
fen. Wie es ihrem Ruf als Banditen ent-
sprach, überfielen die OUN hauptsäch-
lich Bauernhöfe und kleine Siedlungen 
und branntschatzten und mordeten dabei. 
Bei den meisten dieser, mit der typischen 
Brutalität durchgefhührten, OUN-An-
griffe, gab es mehr zivile als militäri-
sche Tote.

Im Jahr der Kämpfe tötete die OUN 
etwa 12.000 „Deutsche“. Nur 700-1.000 
von ihnen gehörten der Wehrmacht an 
[26]; der Rest waren Zivilisten, die ent-
weder in der NS-Verwaltung arbeiteten 
oder einfache Bauern in den von den Na-
zis kontrollierten Gebieten waren. Sow-
jetischen Partisanenberichten aus dieser 
Zeit zufolge hat sich die OUN nur dann 
mit Nazi-Soldaten angelegt, wenn es nö-
tig war: „Die Nationalisten betreiben kei-
ne Sabotage; sie nehmen nur dann am 
Kampf mit den Deutschen teil, wenn die 
Deutschen die ukrainische Bevölkerung 
verhöhnen und wenn die Deutschen sie 
angreifen.“

Die Nazis, die planten, beide Gruppen 
irgendwann zu vernichten, nutzten die Si-
tuation, indem sie polnische Kollabora-
tionseinheiten in die Region verlegten. 
Diese polnischen Kollaborateure führten 
zusammen mit ungarischen Hilfstruppen 
den Großteil der Kämpfe gegen die OUN.

Der sowjetische Sieg bei Stalingrad 
versetzte jedoch sowohl die Nazis als 
auch die OUN in Angst und Schrecken 
und zwang sie zu Verhandlungen und ei-
ner Abkühlung der Spannungen. 

Auf ihrer dritten Ratsversammlung 
Ende 1943 bekräftigte die OUN-Füh-
rung noch einmal, dass die Sowjets ihr 
Hauptfeind sind und beendete die akti-
ven Bemühungen gegen die Nazis. Einige 
Scharmützel zwischen den Nazis und der 

Ukrainische Hilfspolizei bei der Hinrichtung einer Mutter mit Kind in Miropol, UdSSR, 1941 
(Bild: static01.nyt.com)
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OUN wurden bis 1944 fortgesetzt, aber 
es waren keine nennenswerten Kämpfe 
mehr [27]. Um den Historiker Russ Bel-
lant [28] zu zitieren:

„Die OUN organisierte 1943 unter 
deutscher Schirmherrschaft eine multi
nationale Truppe, die für die sich zurück-
ziehende deutsche Armee kämpfen soll-
te. Nach der Schlacht von Stalingrad 1943 
hatten die Deutschen ein größeres Bedürf-
nis, mehr Verbündete zu bekommen. Und 
so schlossen sich die rumänische Eiser-
ne Garde, das Ungarische Pfeilkreuz, die 
OUN und andere, die über militärische 
Formationen verfügten, zusammen und 
bildeten die Einheitsfront, die sich Komi-
tee der unterworfenen Nationen nannte 
und wiederum für das deutsche Militär 
arbeitete. Im Jahr 1946 benannten sie es 
in Antibolschewistischer Block der Natio-
nen (ABN) um. Stetsko war bis zu seinem 
Tod im Jahr 1986 dessen Leiter.“

Es ist verlockend, die OUN nur mit 
ihren Anführern in Verbindung zu brin-
gen, aber in Wirklichkeit bestand die 
OUN immer aus Tausenden von meist 
anonymen einfachen Kämpfern. Viele 
dieser Kämpfer wechselten von natio-
nalistischen Milizen zu den Nazis und 
wieder zurück.

Diese „Polizeieinheiten“ [29] erledig-
ten den größten Teil der schmutzigen Ar-
beit, des von den Nazis so genannten „Si-
cherheitskrieges“, erledigten. Dies war 
wenig mehr als ein Euphemismus für 
die Terrorisierung und den Massenmord 

an allen, die sich der Naziherrschaft wi-
dersetzten. Abwehrkommando-Einhei-
ten [30] boten den OUN-Kämpfern eine 
weitere Möglichkeit zur Zusammenar-
beit und wurden fast ausschließlich zur 
Befriedung von Widerstandsbewegun-
gen eingesetzt. Die berüchtigte SS-Divi-
sion Galizien wurde ebenfalls 1943 gebil-
det, und die Überschneidungen zwischen 
dieser Division und der OUN waren groß. 
Trotz umfangreicher Versuche, ihren Ruf 
reinzuwaschen, war die Galizien-Divisi-
on so kriminell [31], wie man es von einer 
SS-Division nur erwarten kann [32]. Mär-
sche und Denkmäler zu Ehren der Galizi-
en-Division sind noch heute in der Westu-
kraine üblich.„

Die russische Ukraine kann nicht 
mit dem österreichischen Galizien vergli­
chen werden [...] Die österreichisch-gali­
zischen Ruthenen sind eng mit dem ös­
terreichischen Staat verflochten. Daher ist 
es in Galizien möglich, der SS zu gestat­
ten, eine Division aus der örtlichen Be­
völkerung zu bilden.“ [Adolf Hitler, 1942]

Der größte Teil dieser Debatte ist jedoch 
müßig, da die Ukrainer selbst diese Fra-
ge 1993 entschieden geregelt haben. Auf 
Anweisung der ukrainischen Regierung 
[34] unter dem damaligen Präsidenten 
Leonid Kravchuk [35] wurde der SBU 
(ukrainische Staatssicherheit) angewie-
sen, das Ausmaß der Zusammenarbeit 

der OUN mit den Nazis zu untersuchen. 
Kravchuk beabsichtigte, die Rehabilitie-
rung der OUN einzuleiten, und wollte da-
für eine historische Rechtfertigung. Er 
sollte sie nicht bekommen.

Aus den Ergebnissen dieser Untersu-
chung geht hervor: „Die Archive enthal-
ten Materialien, Trophäendokumente der 
OUN-UPA und deutscher Sonderdienste, 
die nur von kleineren Scharmützeln zwi-
schen den UPA-Einheiten und den Deut-
schen im Jahr 1943 zeugen. In den Do-
kumenten wurden keine bedeutenden 
Offensiv- oder Defensivoperationen, kei-
ne groß angelegten Schlachten verzeichnet. 
Die Taktik des Kampfes der UPA-Einhei-
ten mit den Deutschen in diesem Zeitraum 
beschränkte sich auf Angriffe auf Posten, 
kleine militärische Einheiten, die Vertei-
digung ihrer Stützpunkte und Hinterhal-
te auf der Straße.“ [Sicherheitsdienst der 
Ukraine, „Über die Aktivitäten der OUN-
UPA“, 7.3.1993 [36]]

Wie ich bereits dargelegt habe, gab es 
1942 überhaupt keine Kämpfe. 1944 hatte 
die OUN den bewaffneten Kampf gegen 
die Nazis offiziell beendet. Da die OUN 
laut der SBU-Untersuchung auch 1943 
kaum gegen die Nazis kämpfte, liegt die 
Schlussfolgerung nahe, dass sie die Nazis 
überhaupt nicht bekämpfte.

Vor diesem Hintergrund braucht der 
ehemalige Komiker Zelensky [37] viel-
leicht bessere Witze.

Dreizack und Gladius„
ABN (Anti-Bolschewistischer Block 

der Nationen, Anm. d. Red.) waren die 
besten Auftragskiller, von denen man je 
gehört hat.“ [L. Fletcher Prouty, Chef für 
Sondereinsätze für die Vereinigten Stab-

schefs unter Kennedy [38]]

Bandera und die OUN blieben bis zum 
Ende des Krieges Gefolgsleute der Na-
zis [39]. Der deutlichste Beweis dafür 
ist, dass Jaroslaw Stetsko fast in einem 
Nazikonvoi ums Leben kam, der 1945 
von amerikanischen Streitkräften be-
schossen wurde. Bis in die 1950er Jahre 
hinein verübte die OUN weiterhin ver-
schiedene Terroranschläge in der West
ukraine. Nach Angaben des KGB war Ukrainische Faschisten marschieren unter dem Logo der SS-Division Galizien, 2018, Quelle: ria.ru
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die OUN jedoch nicht in der Lage, ihre 
Verluste auszugleichen. Dies und andere 
aktive Gegen-Maßnahmen führten dazu, 
dass die OUN um 1954 als Kampforga-
nisation aufgelöst wurde. Der Tod von 
Roman Shukhevych bei einem Über-
fall der sowjetischen Streitkräfte 1950 
war ebenfalls ein schwerer Schlag für 
die UPA, von dem sie sich nicht mehr 
erholen konnte.
Zunächst aber brauchte die OUN zum 
Ende des 2. Weltkrieges hin dringend 
neue Unterstützer, und sie verschwende-
ten keine Zeit bei der Suche. 

Im Jahr 1944 gründete die OUN zu-
sammen mit anderen nationalistischen 
Gruppen den Obersten Ukrainischen Be-
freiungsrat (UHVR). Die üblichen Ver-
dächtigen der OUN-nahen Organisatio-
nen wurden zu Mitgliedern. Präsident der 
UHVR war Iwan Hrinioch, ein ehemali-
ger Kaplan von „Nachtigall“, Außenmi-
nister wurde Mykola Lebed, Chef der be-
rüchtigten Geheimpolizei der OUN [40]. 
Später bezeichnete ihn die US-Armee als 
einen „bekannten Sadisten und Kollabo-
rateur der Deutschen“ (und er sollte spä-
ter ein Kollaborateur der CIA werden, 
Anm.d.Verf. [41]).

Zusammen mit dem UPA-Verbin-
dungsoffizier Juri Lopatinski begaben 
sich Iwan Hrinioch und Mykola Lebed 
1944 auf eine Mission in den Vatikan, 
um die Unterstützung westlicher Regie-
rungen einzuholen. Es ist unklar, was ge-
nau bei diesem Treffen herauskam, aber 
es ist erwiesen [42], dass die Briten etwa 
zu dieser Zeit begannen, die Gruppe zu 
unterstützen.

Wie schon zuvor bei der OUN löste 
Bandera schnell eine heftige Spaltung 
innerhalb der UHVR aus. Diese wurde 
1947 in der Frage der Ostukraine zwi-
schen Bandera/Stetsko und Lebed/Hri-
nioch offen ausgetragen. Die Ostukraine 
ist größtenteils russisch und war schon 
immer – eine große Schwachstelle für die 
heftig anti-russische OUN.

Bandera bestand nicht nur auf einer Ein-
parteien-Diktatur (die er anführen würde), 
sondern auch auf einem rein ukrainischen 
Ethnostaat, der von jeglichem russischen 
Einfluss befreit war. Lebed und Hrinioch 
waren der Ansicht, die Ostukrainer müss-
ten in die Bewegung einbezogen werden, 
damit sie erfolgreich sein könne.

Wegen dieser Meinungsverschieden-
heit schloss Bandera 1948 Lebed und 
Hrinioch aus der UHVR aus. Schluss-
endlich führte diese Entscheidung zu 
Banderas Untergang, denn die CIA fand, 
er sei viel zu extrem und zu wenig kom-
promissbereit, um ein für die CIA nütz-
licher Agent zu sein.

Bandera genoss zwar in der faschisti-
schen Untergrundbewegung großes An-
sehen, doch seine jahrelangen gewaltsa-
men Angriffe auf Rivalen führten dazu, 
dass viele nicht mit ihm zusammenarbei-
ten wollten. Die CIA wollte eine geeinte 
Front und war sich darüber im Klaren, 
dass dies mit Bandera an der Spitze nicht 
möglich war.

Es gibt immer noch einige Lücken in 
der Chronologie der frühen Nachkriegs-
zeit. Die jüngsten Freigaben von Doku-
menten haben jedoch zu einem besseren 
Verständnis von Banderas Rolle und der 
OUN als Agenten der CIA und des Wes-
tens geführt.

Was wir mit Sicherheit sagen können, 
ist: Sehr bald nach dem 2. Weltkrieg 
entdeckte die Spionageabwehr der US-
Armee, dass sich Bandera in der amerika-
nischen Besatzungszone vor den Sowjets 
versteckte. Dies geht aus freigegebenen 
KGB-Dokumenten hervor, in denen eine 
gescheiterte Sonderaktion zur Entfüh-
rung Banderas im Jahr 1946 beschrieben 

wird. Dieser Entführungsversuch wurde 
erst nach einem Jahr voller gescheiterter 
Auslieferungsverhandlungen zwischen 
Sowjets und US-Amerikanern unternom-
men. [43]

Mindestens seit 1946 lebte Bandera in 
München. Dort arbeitete er unter dem 
Schutz von und in enger Zusammenar-
beit mit Reinhard Gehlen [44], dem Nazi-
Spionagemeister, der zum CIA-Agenten 
[45] und künftigen Chef des westdeut-
schen Geheimdienstes wurde.

Gehlen war ein reueloser Nazi, der im Ver-
borgenen die berüchtigten „Rattenlinien“ 
betrieb, die unzähligen Nazis halfen, vor 
der Justiz zu entkommen – in mit den USA 
verbündete Staaten! Er tat dies mit der 
vollen Unterstützung und Rückendeckung 
der CIA, die diese Männer als Aktivpos-
ten in den Bünsnisstaaten nutzen wollte. 

Allein im Jahr 1946 erhielt Gehlen rund 
3,5 Millionen Dollar [46] und beschäf-
tigte 50 Mitarbeiter, davon 40 ehemali-
ge SS-Leute. Unter denen, denen Gehlen 
zur Flucht verhalf, waren Adolf Eich-
mann [47] und Otto Skorzeny.

Schon früh arbeiteten Bandera und die 
OUN (oder vielmehr die SB, die von Le-
bed gegründete Geheimpolizei) als At-
tentäter für den MI6 in den Lagern für 

Gehlen und Mitarbeiter besuchen ein russisches Kriegsgefangenenlager auf der Suche nach 
Rekruten für die so genannte Russische Befreiungsarmee, Quelle: allthatsinteresting.com
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„Vertriebene“. Die SB nahm Kommunis-
ten, rivalisierende Faschisten und jeden 
ins Visier, der zu viel über die blutige 
Vergangenheit der OUN wusste. Tau-
sende Flüchtlinge fanden ihr Ende in den 
Händen der OUN bzw. SB im Rahmen 
der vom Westen sogenannten „Opera-
tion Ohio“. OUN/SB erwarben sich ei-
nen Ruf als erschreckend effiziente Kil-
ler, und hier verdiente sich Lebed seinen 
Codenamen „Teufel“.

1946 gründeten Bandera und Stetsko 
in München den Block der Antibolsche-
wistischen Nationen (ABN). Als eine 
Art faschistische Internationale verei-
nigte er rechtsextreme antikommunisti-
sche Terrorgruppen aus der ganzen Welt 
zu einer einzigen, gut finanzierten Front. 
Jaroslaw Stetsko war der Anführer; seine 
enge Freundschaft mit Bandera bedeute-
te jedoch, dass er für die CIA zu diesem 
Zeitpunkt nicht akzeptabel war [48].

Bandera hatte zwar anfangs einige Kon-
takte zum OSS (dem Vorläufer der CIA), 
wurde aber schnell als viel zu extrem [49], 
operativ gefährlich (er weigerte sich oft, 
verschlüsselte Kommunikation zu verwen-
den) und widerspenstig eingestuft. Daher 
arbeitete Bandera hauptsächlich mit dem 
MI6 zusammen, während die CIA Le-
bed unterstützte. Die Situation zwischen 
den beiden war schließlich so angespannt, 
dass die CIA 1954 intervenierte, um den 
MI6 dazu zu bringen, Bandera als Agent 
zu entlassen.

Auf der OUN-Konferenz 1954 wur-
de er aus der OUN-Führung entfernt und 
durch „Reformisten“ ersetzt. Abgesehen 
davon schützten die CIA und die Deut-
schen Bandera auch vor mehreren Atten-
tatsversuchen. Zu verschiedenen Zeiten 
wurde er entweder von Amerikanern des 
Army-CIC (Counter Intelligence Corps) 
oder von Gehlens SS-Schlägern bewacht. 
Mindestens einmal gab die CIA per Funk 
geheime Informationen an die westdeut-
sche Polizei weiter, um Bandera zu schüt-
zen. Sie waren zwar nicht mehr bereit, sich 
voll hinter Bandera zu stellen, wollten aber 
auch nicht, dass er zum Märtyrer wird.

Ab 1954 scheint die CIA-Strategie bzgl. 
Bandera darin bestanden zu haben, die 
Bestie einfach auszuhungern. Sie wollten 
Bandera loswerden, indem sie ihn aus der 
ABN-Führung entfernten und von der Fi-
nanzierung abschnitten.

Banderas Karriere würde so einfach im 
Sande verlaufen und sterben. Bandera wür-
de zwar für den Rest seines Lebens in ge-
wisser Weise weiter für Gehlen arbeiten, 
aber seine Rolle und sein Profil würden 
gezielt heruntergeschraubt. 

Dennoch hatte auch der KGB Bandera 
weiterhin unter Beobachtung. Seit Ende 
des Krieges gab es Auslieferungsverhand-
lungen zwischen Sowjets und den USA, 
(Bandera galt bei den Sowjets als Kriegs-
verbrecher). Die Amerikaner lehnten je-
doch rundherum ab. Daher unternahm der 
KGB wiederholt Versuche, Bandera zu tö-
ten. Wir wissen von gescheiterten Versu-
chen in den Jahren 1947, 1948, 1952 und 
1959. Ein zweiter Versuch im Jahr 1959 
sollte dann schließlich gelingen. 

Am 15. Oktober 1959 drang der KGB-
Agent Bohdan Stashynsky in Banderas 
Wohnung in München ein und schoss ihm 
mit einer speziell entwickelten Giftpisto-
le ins Gesicht.

Bandera brach zusammen, blutete aus 
dem Mund und erlitt bei einem Treppen-
sturz einen Schädelbasis-Bruch. Als To-
desursache wurde zunächst ein Schlag-
anfall als Folge des Sturzes angenommen. 
Weitere Untersuchungen ergaben Spuren 
von Kaliumcyanid in Banderas Körper; bis 
zur Verhaftung von Stashynsky im Jahr 
1961 war jedoch unklar, wer ihn vergiftet 
hatte. Ein Hauptverdächtiger war Theodor 
Oberländer [50], ein westdeutscher Politi-
ker und Ex-Nazi, der 1941 als politischer 
Offizier für „Nachtigall“ gearbeitet hatte.

Nachdem Bandera ins Abseits seiner  
Organisation gedrängt wurde und dann 
starb, wurden die CIA-Sanktionen gegen 
ABN aufgehoben, und Yaroslav Stetsko 
übernahm eine stark erweiterte aktive Rol-
le als CIA-Kollaborateur. In dieser Rolle 
sollte er für den Rest seines Lebens bril-
lieren.

In zukünftigen Artikeln dieser Artikel-
serie werde ich die Geschichte der Zusam-
menarbeit von Stetsko mit der CIA  näher 
beleuchten. Denn es gibt eine klare Ver-
bindung zwischen dieser Zusammenarbeit 
und den Ereignissen des Maidan-Putsches.
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Auf dem Nato-Gipfel hat sich das Bündnis strategisch neu aufgestellt. Damit wollen die USA ihre Hege-
monie sichern und global ausweiten. Ein neuer Kalter Krieg und eine düstere Zukunft liegen vor uns.
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Der Nato-Gipfel 2022 (North Atlantic Tre-
aty Organization), der vom 28. bis 30. Juni 
in Madrid (Spanien) stattfand, hat ein neu-
es strategisches Konzept für ein Bündnis 
hervorgebracht, das noch vor wenigen Jah-
ren vom französischen Präsidenten Em-
manuel Macron als „hirntot“ bezeichnet 
wurde und dessen Zukunft für die nächs-
ten zehn Jahre bestimmen wird.

Dank des russischen Präsidenten Wla-
dimir Putin hat das größte Militärbünd-
nis der Welt ein Comeback hingelegt, und 
zwar mit Nachdruck. Russland ist wieder 
zum Hauptziel geworden. Im neuen stra-
tegischen Konzept wird es als die „bedeu-
tendste und unmittelbarste Bedrohung für 
die Sicherheit der Verbündeten und für 
den Frieden und die Stabilität im euro-
atlantischen Raum“ bezeichnet.

Länder mit einer langen Geschichte der 
Neutralität, wie Finnland und Schweden, 
werden bald der Nato beitreten, nach-
dem die Türkei ihren Widerstand auf-

gegeben hat. Die Nato wird die Grenze 
zu Russland um 1300 Kilometer verlän-
gern. Seit 2016 verfügt die Nato auch über 
eine „verstärkte Präsenz“ in Estland, Lett-
land, Litauen und Polen.

Die westliche Einkreisung Russlands, 
die sich sowohl vor als auch nach der bol-
schewistischen Revolution von 1917 ab-
zeichnete und auch nach dem Zusammen-
bruch des Kommunismus mit demselben 
Eifer fortgesetzt wurde, ist nun praktisch 
abgeschlossen.

Dies ist eine Entwicklung mit erschüt-
ternden Auswirkungen auf den interna-
tionalen Frieden und die internationale 
Sicherheit. Die Nato war natürlich wäh-
rend des gesamten Kalten Krieges eine 
Quelle der Instabilität und eine Bedro-
hung für den Weltfrieden und die inter-
nationale Sicherheit, da sie ein zentrales 
Instrument für das imperiale Projekt der 
USA war. Mit ihrer Osterweiterung nach 
der Auflösung der Sowjetunion hat die 
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Rolle der Nato bei der Wiederherstellung 
der unipolaren Welthegemonie Ameri-
kas die Saat des Misstrauens zwischen 
Russland und den westlichen Mächten 
gesät und die Voraussetzungen für das 
Wiederaufflammen eines langwierigen 
Konflikts geschaffen, der an den Kalten 
Krieg erinnerte.

Das US-geführte und westlich geprägte 
Bündnis trägt einen großen Teil der Ver-
antwortung für die anhaltende Tragödie 
in der Ukraine. Viele hochrangige Exper-
ten für internationale Beziehungen hatten 
vorausgesagt [1], dass die Osterweiterung 
der Nato letztlich eine feindselige Reakti-
on Russlands hervorrufen würde [2]. Russ-
land hatte den Westen seit Jahrzehnten vor 
der Nato-Erweiterung gewarnt.

Im September 1993 richtete Boris Jelzin 
ein Schreiben an Bill Clinton, in dem er 
davor warnte, dass eine Nato-Erweiterung 
von Russland als Bedrohung der nationa-
len Sicherheit aufgefasst werden könnte.

„Wir glauben, dass die Osterweite-
rung der Nato ein Fehler ist, und zwar ein 
schwerwiegender Fehler“, sagte Boris Jel-
zin [3], Russlands erster postsowjetischer 
Präsident, 1997 auf einer Pressekonferenz 
mit US-Präsident Bill Clinton in Helsinki, 
wo beide eine Erklärung zur Rüstungskon-
trolle unterzeichneten.

Auf dem Madrider Gipfel einigten sich 
die Staats- und Regierungschefs der Nato 
auf ein neues strategisches Konzept für 
das Bündnis, das die Welt noch gefährli-
cher machen wird als sie es jetzt schon ist. 
Doch bevor wir uns damit befassen, was 
die neue Strategie der Nato für die Welt-
ordnung bedeutet, wollen wir kurz die Ge-
schichte des von den USA geführten Mili-
tärbündnisses in Erinnerung rufen.

Die Nato wurde 1949 von den Verei-
nigten Staaten und elf anderen westlichen 
Staaten mit dem erklärten Ziel gegründet, 
als Abschreckung gegen einen Einmarsch 
der Sowjetunion in Westeuropa zu dienen.

Natürlich gab es keine sowjetische mili-
tärische Bedrohung. Stalin hatte nicht die 
Absicht, in Westeuropa einzumarschie-
ren. Er war ein unbarmherziger Tyrann, 
der einen Polizeistaat führte, den er fast 
im Alleingang aufgebaut hatte, aber sein 
außenpolitischer Ansatz war nicht von ei-
ner Ideologie, sondern vom Diktat der Re-
alpolitik bestimmt. Er war ein Ultra-Rea-
list, der keine militärische Konfrontation 
mit den Amerikanern und Briten auf dem 
Kontinent wollte.„

Ich kann mit Stalin umgehen. Er ist 
ehrlich, aber verdammt schlau“,

schrieb Harry Truman in seinem Ta-
gebucheintrag [4] vom 17. Juli 1945, dem 
ersten Tag der Potsdamer Konferenz in 
Deutschland.

In der Tat war Stalins geostrategischer 
Ansatz nicht auf den Export einer revolu-
tionären Ideologie ausgerichtet. „Der Ex-
port einer Revolution ist Unsinn“, sagte er 
1936 in einem Interview mit Roy How-
ard, dem Präsidenten der Scripps-Howard 
Newspapers. Stalins Hauptanliegen war 
die Sicherheit der Sowjetunion. Sein In-
teresse, Osteuropa unter seine Kontrolle 
zu bringen, diente dem Zweck, eine Puf-
ferzone zwischen dem Westen und der 
Sowjetunion zu schaffen.

Die Sowjetunion verlor während des 
Zweiten Weltkriegs bis zu 27 Millionen 
Menschenleben, die Hälfte ihrer Indus-

trie, und Tausende von Dörfern, Städten 
und Gemeinden wurden zerstört. Das 
ist der Preis, den sie für die Rettung der 
Welt vor Nazi-Deutschland bezahlt hat. 
Sicherlich wäre es gut, die westlichen Le-
ser daran zu erinnern, dass „vier Fünftel 
der Kämpfe in Europa an der Ostfront 
stattfanden, und dass die Deutschen dort 
praktisch alle Opfer zu beklagen hatten“, 
wie Rodric Braithwaite, ehemaliger bri-
tischer Botschafter in der Sowjetunion/
Russischen Föderation, in einem Vortrag 
am 13. Juni 2005 am Kennan-Institut tref-
fend feststellte [5].

Aus all den oben genannten Gründen 
hätte die bloße Vermutung, dass Stalin 
die Absicht haben könnte, sich auf wil-
de militärische Abenteuer zur Eroberung 
von Paris oder London einzulassen, von 
jedem rationalen Entscheidungsträger zu 
jener Zeit als völlig lächerlich zurückge-
wiesen werden müssen, aber das war of-
fensichtlich nicht der Fall.

Nehmen wir zum Beispiel die Haltung 
eines antikommunistischen Reaktionärs 
wie Winston Churchill. Sein pathologi-
scher Hass auf die Sowjetunion war so 
ausgeprägt, dass er sogar noch während 
der Operation Barbarossa und dem be-
vorstehenden Zusammenbruch der Sow-
jetunion das kommunistische Russland 
und nicht Nazi-Deutschland als barbari-
schen Gegensatz zur westlichen Zivilisa-
tion betrachtete.„

Es wäre eine unermessliche Kata­
strophe, wenn die russische Barbarei die 
Kultur und Unabhängigkeit der alten Staa­

ten Europas überlagern würde“,

Grenzen von NATO und Warschauer Pakt von 1949 (Gründung der NATO) bis 1990 (Ende der DDR mit dem Ausscheiden aus dem Warschauer Pakt). 
Quelle: Wikipedia, Julian Oster; Lizenz:  CC BY-SA 3.0
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schrieb Churchill Ende 1942 an Antho-
ny Eden.

Wie bereits erwähnt, bestand der aus-
drückliche Zweck der Nato in der „Ab-
schreckung der sowjetischen Aggression“. 
Die Gründung der Nato verfolgte jedoch 
noch ein weiteres Ziel, das jedoch weder 
von der Nato-Führung noch von außen-
politischen Experten und Kommentato-
ren je erwähnt wurde.

Das Ziel bestand darin, die Stellung 
Westeuropas in der kapitalistischen Welt-
wirtschaft mit den USA an der Spitze zu 
festigen. Ein Jahr zuvor war der Marshall-
plan eingeführt worden, dessen Ziel es 
war, die Ausbreitung des Kommunismus 
in Westeuropa zu verhindern, die interna-
tionale Wirtschaftsordnung zu stabilisie-
ren und Märkte für amerikanische Wa-
ren zu schaffen.

Durch die Einbindung der europäischen 
Staaten in die Nato wollten die USA ihre 
Investitionen in die europäischen Volks-
wirtschaften schützen. Mit anderen Wor-
ten: Die Nato wurde auch als Bollwerk ge-
gen radikale politische Veränderungen in 
den verschiedenen europäischen Staaten 
betrachtet. Sie war ein Mittel, um sicher-
zustellen, dass ihre Zukunft an die kapita-
listische Weltordnung gebunden ist.

Nato und kein Ende: Gefährliche 
Spiele an Russlands „roter Linie“

Nur wenige Jahre nach ihrer Gründung 
begann die Nato, sich zu erweitern. Zwei 
Länder mit einer Neigung zum Autori-
tarismus, die aber erklärtermaßen anti-
kommunistisch eingestellt waren, näm-
lich Griechenland und die Türkei, traten 
1952 der Nato bei.

Natürlich hatten beide Länder schon 
lange vor ihrer förmlichen Aufnahme in 
das transatlantische Bündnis die Präsenz 
der USA in ihren innenpolitischen An-
gelegenheiten zu spüren bekommen. Als 
die Briten den Vereinigten Staaten am 
24. Februar 1947 mitteilten, dass Groß-
britannien „.... sich angesichts der wirt-
schaftlichen Lage in Großbritannien 
nicht mehr in der Lage sieht, den größ-
ten Teil der Last der Unterstützung in 
Form von Geld und militärischer Hilfe 
zu tragen, die Griechenland und die Tür-
kei erhalten sollten, wenn sie ihre territo-

riale Unversehrtheit und politische Un-
abhängigkeit bewahren wollen“ – eine 
Nachricht, die zweifellos hochrangige 
Beamte im Außenministerium in helle 
Aufregung versetzte –, trat Truman we-
niger als einen Monat später vor eine ge-
meinsame Sitzung des Kongresses, um 
400 Millionen Dollar an wirtschaftli-
cher und militärischer Hilfe für die grie-
chische und die türkische Regierung zu 
beantragen.

Zu dieser Zeit befand sich Griechen-
land mitten in der zweiten Phase eines 
Bürgerkriegs (1946-49) und die Kommu-
nisten standen kurz davor, eine proviso-
rische Regierung in den nördlichen Ber-
gen auszurufen. Örtliche Gegebenheiten 
und geopolitische Erwägungen sollten 
schließlich eine Rolle bei der Niederlage 
der Kommunisten spielen, aber die US-
Hilfe für die griechische Armee war bei 
der Niederschlagung des zweiten kom-
munistischen Aufstands ebenso entschei-
dend wie die britische Unterstützung für 
die griechische Regierung bei der Nie-
derschlagung der Kommunisten in der 
ersten Phase des Bürgerkriegs (Dezem-
ber 1944-Januar 1945).„

Es muss die Politik der Vereinig­
ten Staaten sein, freie Völker zu unter­
stützen, die sich der versuchten Unter­
werfung durch bewaffnete Minderheiten 

oder Druck von außen widersetzen,

verkündete Harry S. Truman am 12. 
März 1947. Mit „freien Völkern“ meinte 
Truman natürlich die Kräfte, die gegen 
den Kommunismus kämpften. Es mach-
te keinen Unterschied, wenn diese Kräf-
te, wie im Falle Griechenlands, zufällig 
Faschisten waren. Großbritannien hat-
te sich auch auf die Seite der Nazi-Kol-
laborateure und der reaktionärsten Ele-
mente innerhalb Griechenlands gestellt, 
um den politischen Gruppen, die wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs gegen die 
Achsenmächte gekämpft hatten, jegliche 
Rolle bei der künftigen Führung des Lan-
des zu nehmen.

Im Falle der Türkei diente die Truman-
Doktrin als Instrument zur Beeinflussung 
der türkischen Außenpolitik und zur Bin-
dung des Landes an westliche Staaten. 
Nur wenige Kritiker innerhalb der USA 

waren besorgt über die Tatsache, dass die 
Türkei von einem Militärregime regiert 
wurde, das die Menschenrechte und die 
Freiheit nicht respektierte, und dass sie 
im Sommer 1941 sogar einen Freund-
schaftsvertrag mit Hitler unterzeichnet 
hatte.

Im Gegensatz zur Schweiz, deren Neu-
tralität gegenüber kriegführenden Natio-
nen auf den Wiener Kongress von 1815 
zurückgeht und 1920 vom Völkerbund 
bestätigt wurde, blieb die Türkei wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs aus rein 
pragmatischen Gründen neutral. Sie hat 
ihre Beziehungen zu Nazideutschland 
erst Anfang August 1944 abgebrochen, 
als bereits klar war, dass Deutschland den 
Krieg verlieren würde und die Sowjetuni-
on eine aufstrebende Macht war.

Und als sie Deutschland schließlich 
Ende Februar 1945 den Krieg erklärte, tat 
sie dies unter Druck und im Tausch für ei-
nen Sitz in den künftigen Vereinten Na-
tionen. Auf der Konferenz von Jalta, die 
vom 4. bis 11. Februar 1945 stattfand, hat-
ten Roosevelt, Churchill und Stalin einen 
Aufruf zu einer Konferenz der Vereinten 
Nationen am 24. April in San Francisco 
veröffentlicht. Zu der Konferenz in San 
Francisco sollten nur die Staaten einge-
laden werden, die Deutschland und Japan 
vor März 1945 den Krieg erklärt hatten.

Die Truman-Doktrin veränderte die 
Außenpolitik der USA und schuf eine 

33. US-Präsident Harry S. Truman von 1945 
bis 1953; gemeinfrei
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neue Welt(un)ordnung. Sie leitete den 
Kalten Krieg ein und machte die Verei-
nigten Staaten zum Weltpolizisten. Eu-
ropa war natürlich die geografisch wich-
tigste Region für die Vereinigten Staaten, 
weshalb die Nato gegründet wurde. Der 
erste Generalsekretär des Bündnisses, Ba-
ron Hastings Ismay, traf den Nagel auf 
den Kopf, als er den Zweck des Bünd-
nisses wie folgt beschrieb:„

die Sowjetunion draußen, die 
Amerikaner drinnen und die Deutschen 

unten zu halten“.

Es dauerte mehrere Jahre, bis die So-
wjetunion eine konkurrierende Organi-
sation gründete, und sie tat dies erst, als 
es der Nato nicht gelang, die Deutschen 
in Schach zu halten. Tatsächlich wurde 
der Warschauer Pakt als Reaktion auf die 
Aufnahme Westdeutschlands in die Nato 
im Jahr 1955 gegründet.

Anfang der 1950er Jahre zog die sow-
jetische Regierung einen Nato-Beitritt in 
Erwägung, doch die Idee wurde zunächst 
mit Schweigen bedacht und später mit 
der Begründung abgelehnt, dass die sow-
jetische Mitgliedschaft nicht mit der För-
derung demokratischer Werte durch die 
Nato vergleichbar sei. In der Tat schie-
nen die Sowjets recht aufrichtig gewe-
sen zu sein, als sie ihr Interesse an der 
Schaffung gesamteuropäischer Sicher-
heitsstrukturen bekundeten. Sie waren 
zutiefst besorgt über die Aussicht auf 
einen Dritten Weltkrieg, der aus ihrer 
Sicht aufgrund der Existenz von Atom-
waffen das Ende der menschlichen Zivi-
lisation bedeutet hätte. Der Westen hatte 
jedoch kein Interesse an einem europä-
ischen Sicherheitsvertrag, der die Sow-
jets einbezog.

Aus der Sicht der Sowjetunion und ih-
rer östlichen Verbündeten wurde die Nato 
zu einer Sicherheitsbedrohung, als West-
deutschland dem von den USA geführten 
Militärbündnis beitreten durfte.

Das letzte Land, das der Nato vor dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion beitrat, 
war Spanien im Jahr 1982. Die Struk-
tur der Nato entwickelte sich im Laufe 
des Kalten Krieges weiter, ebenso wie ihr 
Ansatz in Bezug auf Verteidigung und 
Abschreckung, wenngleich Kernwaf-

fen weiterhin eine Schlüsselkomponente 
der kollektiven Verteidigungspolitik des 
Bündnisses waren.

Der Fall der Berliner Mauer im Jahr 
1989 markierte das Ende des Kalten 
Krieges, und der sowjetische Staatschef 
Michail Gorbatschow spielte nicht nur bei 
den Ereignissen, die zum Fall der Berli-
ner Mauer und zur anschließenden Wie-
dervereinigung Deutschlands führten, 
sondern auch bei der politischen Umge-
staltung Osteuropas und der Auflösung 
der Sowjetunion am Weihnachtstag 1991 
eine entscheidende Rolle.

Das Ende des Kalten Krieges hat je-
doch nicht zum Verschwinden der Nato 
geführt. Margaret Thatcher, die sich üb-
rigens nach dem Fall der Berliner Mauer 
vehement gegen die Wiedervereinigung 
Deutschlands aussprach, sprach zweifel-
los für alle Kämpfer des Kalten Krieges, 
als sie die Frage, ob die Nato nach dem 
Ende des Kalten Krieges aufgelöst wer-
den sollte, mit den Worten beantwortete: 
„Sie kündigen doch auch nicht Ihre Haus-
ratversicherung, nur weil es in den letz-
ten zwölf Monaten weniger Einbrüche in 
Ihrer Straße gegeben hat.“

Aber Erweiterung? Unmittelbar nach 
dem Abbau der Berliner Mauer sprach 
niemand offen von einer Nato-Osterwei-
terung. Während der Diskussionen über 
den Prozess der deutschen Wiedervereini-
gung im Jahr 1990 und bis ins Jahr 1991 

hinein wurde Michail Gorbatschow von 
den westlichen Staats- und Regierungs-
chefs zugesichert [6], dass die Nato-Er-
weiterung „keinen Zentimeter nach Os-
ten“ gehen würde.

Bei verschiedenen Gelegenheiten in 
diesem Zeitraum versicherten Präsident 
George H. W. Bush und zahlreiche ande-
re westliche Staats- und Regierungschefs 
(Kohl, Mitterrand, Thatcher, Major und 
andere) den Sowjets, „die sowjetischen 
Sicherheitsinteressen zu schützen und die 
UdSSR in künftige europäische Sicher-
heitssysteme einzubeziehen“.

Die Nato-Erweiterung nach dem 
Ende des Kalten Krieges, die Mitte der 
90er Jahre mit der Einführung des Pro-
gramms „Partnerschaft für den Frieden“ 
Gestalt annahm, verfolgte zwei Haupt-
ziele: erstens die Neugestaltung der eu-
ropäischen Ordnung und zweitens die 
Ausgrenzung Russlands. Die osteuro-
päischen Staaten, insbesondere die bal-
tischen Staaten, waren natürlich mehr 
als erpicht darauf, der Nato beizutreten, 
und zwar nicht nur aus Sicherheitsgrün-
den, sondern auch, um einen schnelleren 
Weg zur Mitgliedschaft in der Europä-
ischen Union (EU) zu finden.

Die erste Nato-Erweiterung nach dem 
Ende des Kalten Krieges erfolgte 1999, 
als die Tschechische Republik, Ungarn 
und Polen Mitglieder wurden. Der Kreml 
reagierte nicht darauf, auch nicht im Fal-

Wladimir Putin mit NATO-Generalsekretär al Jaap de Hoop Scheffer im Rahmen des Nato-
Gipfels 2008 in Bukarest. Quelle: Presse- und Informationsamt des Präsidenten Russlands; 
Lizenz: CC BY-NC-ND 3.0
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le Polens. Erstens, weil sich Russland in-
mitten eines politischen und wirtschaft-
lichen Chaos befand, und zweitens, weil 
alle politischen Gruppierungen in Polen 
sowohl die Nato- als auch die EU-Mit-
gliedschaft befürworteten. Der russische 
Widerstand gegen die Nato-Erweiterung 
war jedoch bereits aktenkundig. So nahm 
die russische Staatsduma im Herbst 1996 
einstimmig eine Resolution an, in der sie 
die Nato-Erweiterung verurteilte und da-
vor warnte, dass sie zu einer Krise füh-
ren würde.

Seit dem Ende des Kalten Krieges hat 
die Nato mehrere Erweiterungsrunden 
durchlaufen. Im Jahr 2004 traten sie-
ben Länder dem Bündnis bei: Bulgari-
en, Rumänien, Slowenien, die Slowakei, 
Estland, Lettland und Litauen; 2009 tra-
ten Albanien und Kroatien der Nato bei, 
während die jüngsten Mitglieder Mon-
tenegro im Jahr 2017 und die Repub-
lik Nordmazedonien im Jahr 2020 dem 
Bündnis beitraten.

Auf dem Nato-Gipfel in Bukarest im 
April 2008 drängten die USA auch auf 
einen sofortigen Membership Action Plan 
(MAP) für Georgien und die Ukraine, 
aber Deutschland, Frankreich und kleine-
re Nato-Staaten sträubten sich gegen die-
se Idee. Der Fall Georgien und Ukraine 
wurde von führenden europäischen Po-
litikern als höchst umstritten angesehen, 
da sie wussten, dass ein solcher Schritt 
eine feindselige Reaktion Russlands her-
vorrufen könnte.

Wladimir Putin hatte die Staats- und 
Regierungschefs der Nato und der USA 
mehrfach gewarnt, dass das Angebot ei-
ner Nato-Mitgliedschaft für Georgien und 
die Ukraine eine „rote Linie“ für Russ-
land darstelle. Um Washington zu be-
schwichtigen, machten die europäischen 
Staats- und Regierungschefs dennoch die 
vage Zusage, Georgien und die Ukraine 
irgendwann in der Zukunft zum Nato-
Beitritt einzuladen.

Nato-Offensive:  
Stärkt Achse Russland-China  
und ermöglicht totalen Krieg

„Wir haben uns heute darauf geeinigt, 
dass diese Länder Mitglieder der Nato 
werden“, sagte Nato-Generalsekretär Jaap 

de Hoop Scheffer auf einer Pressekon-
ferenz während des Nato-Gipfels in Bu-
karest, nachdem die Staats- und Regie-
rungschefs es versäumt hatten, Georgien 
und die Ukraine zum jetzigen Zeitpunkt 
in den MAP aufzunehmen.

Am 8. August 2008 gab Putin den rus-
sischen Streitkräften grünes Licht für den 
Einmarsch in Georgien. Der Konflikt war 
innerhalb weniger Tage beendet, doch 
laut Human Rights Watch begingen die 
Streitkräfte auf allen Seiten während des 
Konflikts „zahlreiche Verstöße gegen die 
Kriegsgesetze“.

Bei dem Konflikt ging es um Südosseti-
en. Der georgische Präsident Michail Saa-
kaschwili beging den tragischen Fehler, 
einen militärischen Angriff auf die pro-
russische abtrünnige Region zu befehlen, 
aber es besteht kaum ein Zweifel daran, 
dass der Einmarsch Russlands in Georgi-
en auch ein Signal an die Nato war, sich 
von seinen Grenzen fernzuhalten.

Russlands militärischer Einmarsch 
in die Ukraine am 24. Februar 2022 
ist ungerechtfertigt und stellt eine gro-
be Verletzung des Völkerrechts dar. 
Noam Chomsky stellt den russischen 
Einmarsch in die Ukraine in eine Rei-
he mit dem Einmarsch der USA in den 
Irak und dem Einmarsch Hitler-Stalins 
in Polen [7]. Dennoch kann niemand die 
Tatsache übersehen, dass die russische 
Führung den Westen seit Jahrzehnten 
vor der Nato-Osterweiterung gewarnt 
hat. Niemand kann ernsthaft behaupten, 
dass die USA den russischen Bären in 

der Zeit nach dem Kalten Krieg nicht ab-
sichtlich provoziert haben. Wie John Me-
arsheimer im Zusammenhang mit dem 
aktuellen Einmarsch in der Ukraine dar-
gelegt hat [8], begannen die Probleme ei-
gentlich auf dem Nato-Gipfel in Buka-
rest im April 2008.

Doch all dies scheint den Führern der 
Nato und der USA egal zu sein. Im Ge-
genteil, sie sind entschlossen, die Provo-
kation und Aggression zu verdoppeln. 
Auf dem Madrider Gipfel fassten die Na-
to-Staats- und Regierungschefs weitrei-
chende Beschlüsse, die zu globaler In-
stabilität und noch viel Schlimmerem 
führen könnten.

Die Nato bezeichnete Russland als „di-
rekte Bedrohung“ für den Frieden und die 
Sicherheit ihrer Mitglieder. Das ist eine 
abenteuerliche Vorstellung, denn damit 
impliziert die Nato, dass Russland Pläne 
für einen Angriff auf westliche Haupt-
städte hat.

Die Vorstellung, dass Russland eine 
militärische Bedrohung für den Westen 
darstellt, ist so lächerlich wie die Aussa-
ge der republikanischen Abgeordneten 
im US-Kongress Marjorie Taylor Gree-
ne, dass „Kinder mit Schusswaffen aus-
gebildet werden sollten“.

In Wirklichkeit ist es die Nato, die eine 
direkte Bedrohung für die russische Si-
cherheit darstellt.

Mit der Verabschiedung des neuen stra-
tegischen Konzepts werden die USA ihre 
militärische Präsenz (mit mehr Truppen, 
Kampfflugzeugen und Schiffen) auf eu-

Russland, Georgien, Südossetien. Quelle: Wikipedia, רינ ויתס; Lizenz: CC BY-NC-ND 3.0
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ropäischem Boden erheblich ausweiten. 
Damit ist das existenzielle Dilemma Eu-
ropas, ein Vasall der USA zu sein oder 
nicht, endlich gelöst.

Mit dem Beitritt Finnlands und Schwe-
dens ist die Nato-isierung Europas na-
hezu abgeschlossen. Die einzigen EU-
Mitgliedstaaten, die noch nicht der Nato 
angehören, sind Österreich, Zypern, Ir-
land und Malta.

Zu eindeutigen Verteidigungszwe-
cken wird die Nato natürlich auch die 
Zahl der Truppen an der Ostflanke, die 
Russland am nächsten liegt, massiv auf-
stocken, und die Zahl der Truppen, die 
in höchster Alarmbereitschaft sind, wird 
auf weit über 300.000 ansteigen, vergli-
chen mit den 40.000 Truppen, die derzeit 
die schnelle Eingreiftruppe des Bündnis-
ses bilden.

Man sollte sich darüber nicht täuschen. 
Das neue strategische Konzept läuft auf 
die Wiederbelebung und das Wiederauf-
leben einer alten Nato-Vision hinaus, die 
nichts anderes ist als die Sicherung der 
Bedingungen für die Reproduktion der 
globalen Hegemonie der USA.

Aus diesem Grund wurden die regiona-
len Partner der Nato – Australien, Japan, 
Neuseeland und Südkorea – zum ersten 
Mal zur Teilnahme an einem Nato-Gip-
fel eingeladen. Der indo-pazifische Raum 
hat sich zu einer der dynamischsten Re-
gionen der Welt entwickelt, und dort be-
findet sich auch China. Das Streben nach 
globaler Hegemonie seitens der US-ge-
führten, westlich orientierten Armeen 
erfordert Maßnahmen zur Bewältigung 
bestehender, neuer und künftiger Bedro-
hungen und Herausforderungen.

Dementsprechend erklärten die Staats- 
und Regierungschefs der Nato China 
zum ersten Mal zu einer sicherheitspo-
litischen Herausforderung. Sie scheuten 
davor zurück, das Land aus verschiede-
nen Gründen als „Gegner“ zu bezeich-
nen, auch wenn die Beziehungen zwi-
schen den USA und China in der Tat 
recht feindselig sind.

Erstens sind die Volkswirtschaften Chi-
nas und der Vereinigten Staaten eng mitei-
nander verflochten. China aus der globalen 
Versorgungskette und den Schlüsselindus-
trien auszuschließen, ist für die Vereinig-
ten Staaten zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
eine nahezu unmögliche Aufgabe. Chi-

na ist auch der größte Handelspartner der 
Europäischen Union. Daher haben weder 
Europa noch die Vereinigten Staaten ein 
starkes Interesse daran, China als Gegner 
zu behandeln.

Zweitens: Während Russland militä-
risch eingedämmt werden kann, ist dies 
bei China nicht möglich. Nur eine direk-
te militärische Konfrontation mit China 
kann das Wachstum seiner militärischen 
Vorherrschaft in Ostasien aufhalten. Chi-
na liegt jedoch außerhalb der Interessen-
sphäre der Nato, und obwohl die USA 
versuchen werden, eine Brücke zwischen 
den euro-atlantischen und den indo-pa-
zifischen Bündnissen zu schlagen, kann 
nicht davon ausgegangen werden, dass 
sich die europäischen Staaten in Bezug 
auf den indo-pazifischen Raum der Sicht-
weise der USA anschließen werden.

In der Tat sollte man nicht erwarten, 
dass die europäischen Bürger militäri-
sche Abenteuer im Ausland unterstützen. 
Aus einer kürzlich vom Rat für Auswärti-
ge Angelegenheiten der EU veröffentlich-
ten Umfrage geht hervor [9], dass die eu-
ropäischen Bürger in den ersten hundert 
Tagen des russischen Krieges gegen die 
Ukraine zwar die westliche Intervention 
und die Wirtschaftssanktionen unterstütz-
ten, dass aber „jetzt in allen Ländern, mit 
Ausnahme Polens“ die öffentliche Stim-
mung für den Frieden ist. Die Umfra-
ge zeigt eine wachsende Kluft zwischen 
den erklärten Positionen vieler europäi-
scher Regierungen und der öffentlichen 
Stimmung in ihren Ländern. Nur in Po-
len, Deutschland, Schweden und Finnland 
gibt es eine substanzielle öffentliche Un-
terstützung für eine Erhöhung der Mili-
tärausgaben.

Das neue strategische Konzept der Nato 
kommt zu einem kritischen Zeitpunkt in 
der Entwicklung des internationalen Sys-

USA und China prallen aufeinander. Symbol-
bild. Gemeinfrei.
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tems nach dem Kalten Krieg, in dem Un-
sicherheit vorherrscht und die dominie-
renden Akteure nukleare Großmächte 
sind. Es handelt sich in der Tat um ein 
leichtsinniges und höchst gefährliches 
Vorgehen, das die Feindseligkeit zwi-
schen Russland und dem Westen sowie 
das Misstrauen zwischen den USA und 
China verstärken und höchstwahrschein-
lich die autoritäre Achse Russland-Chi-
na festigen wird. Alle Voraussetzungen 
für den Ausbruch eines totalen Krieges 
sind gegeben.

Es überrascht nicht, dass Peking die 
Nato bereits wegen ihres so genannten 
neuen strategischen Konzepts kritisiert 
hat, und der chinesische Präsident Xi Jin-
ping, vielleicht in Erwartung der weitrei-
chenden Beschlüsse der Nato-Staats- und 
Regierungschefs auf dem Madrider Gip-
fel, sicherte Putin Mitte Juni die Unter-
stützung Chinas für die russische „Sou-
veränität und Sicherheit“ zu [10].

Putin warnte seinerseits Finnland und 
Schweden [11], dass es symmetrische Re-
aktionen von Russland geben werde, falls 

dort „militärische Kontingente und mili-
tärische Infrastrukturen“ stationiert wür-
den, was die Stationierung von Atomwaf-
fen in der Ostseeregion einschließt.

Die Zukunft sieht düster aus. Die Nato 
hat auf dem Madrider Gipfel Beschlüsse 
gefasst, die sehr wohl zum Ausbruch ei-
nes globalen Kalten Krieges führen kön-
nen. In diesem Sinne verfolgt die Nato 
weiterhin denselben Weg der Konfliktes-
kalation, nur dass ihre endlose Expansi-
onspolitik jetzt die Aussicht auf ein Ar-
mageddon vergrößert.

CN-Redakteur Joe Lauria erklärte auf einer Konferenz von PEN International, dass die Pressefreiheit 
bedroht sei, da der Westen eine einheitliche Darstellung der Ukraine durchsetze und eine Diskussion 
über die geopolitischen Ursachen des Krieges verhindere.

Westliche 
Pressefreiheit 
durch Ukraine-Krieg bedroht

Dieser Text wurde zuerst am 18.5.2022 auf www.consor­
tiumnews.com unter der URL <https://consortiumnews.
com/2022/05/18/watch-wests-free-speech-threatened-
by-ukraine-war/> veröffentlicht. Lizenz: Joe Lauria, Con­
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Update: Das Disinformation Governance 
Board des DHS (Departement Of Home-
land Security) wurde am Mittwoch nach 
heftiger Kritik auf Eis gelegt [1], und die 
neu ernannte Direktorin Nina Jankowi-
cz ist zurückgetreten.

Joe Lauria, Redakteur bei Consortium 
News, sprach am vergangenen Donners-
tag auf der 54. Jahrestagung des PEN In-
ternational Writers for Peace Commit-
tee in Bled, Slowenien, über das Thema 
der zunehmenden Zensur im Westen [2].

Aufgrund der zeitlichen Beschrän-
kungen der Konferenz wurden Lauri-
as Ausführungen nicht vollständig wie-
dergegeben. Der vollständige Text seiner 
Ausführungen ist nachstehend wiederge-
geben. Uroš Lipušcek, ein bekannter slo-
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wenischer Fernsehreporter und Autor, der 
als Korrespondent für Washington und 
die Vereinten Nationen tätig war, sprach 
auf der Konferenz ebenfalls über die Un-
terdrückung der Pressefreiheit in Europa 
und den Vereinigten Staaten während des 
Ukraine-Krieges [3].

Die wachsende Zensur im Westen

Joe Lauria: Ich bin der Herausgeber von 
Consortium News, das 1995 von Robert 
Parry gegründet wurde, einem investi-
gativen Reporter der Associated Press 
(AP), der in den 80er Jahren die größten 
Geschichten zum Iran-Contra-Skandal 
veröffentlichte. Aber AP unterdrückte 
Bobs größte Geschichte über die Rolle 
von Oliver North, welche nur versehent-
lich über den spanischen Zweig von AP 
verbreitet wurde. Nachdem seine Arbeit 
bei der Zeitschrift Newsweek ebenfalls 
unterdrückt worden war, gründete Par-
ry ein Konsortium von Journalisten, wel-
che Ähnliches erlebt hatten. Consorti-
um News ging fünf Tage vor Salon.com 
und Monate vor der Veröffentlichung der 
New York Times, der Washington Post 
und anderer großer Medien im Internet 
online. Sein Ziel war es, über entschei-
dende Fakten zu berichten, die von den 
Konzernmedien weggelassen wurden, 
wodurch die Geschichte völlig verän-
dert wurde.

Ich gehörte zu den Reportern, deren 
Geschichten beim Wall Street Journal 
unterdrückt wurden, und ich begann 
2011 für Consortium News zu schrei-
ben. Ich war 25 Jahre lang Korrespon-
dent im UN-Hauptquartier in New York 
für das Journal, The Boston Globe und 
andere Zeitungen und investigativer Re-
porter für die Sunday Times in London.

In letzter Zeit ist CN zur Zielschei-
be geworden, weil wir viele Fakten über 
die Ukraine berichten, die die etablier-
ten Medien absichtlich und in betrügeri-
scher Absicht weglassen. Mächtige Kräf-
te versuchen, uns daran zu hindern, dies 
zu tun.

PayPal hat uns dauerhaft abgeschaltet, 
was es für uns schwieriger macht, Spen-
den von unseren Lesern und Zuschauern 
zu erhalten, die uns vollständig finanzie-
ren. Wir nehmen keinen Cent von irgend-

einer Regierung, einem Unternehmen 
oder einem Werbekunden an. PayPal will 
uns nicht sagen, warum es uns gesperrt 
hat. Aber in der Nutzungsvereinbarung 
sind Einschränkungen enthalten, darun-
ter die Bereitstellung „falscher, ungenau-
er oder irreführender Informationen“. Da 
das Einzige, womit wir handeln, Infor-
mationen sind, kann man darauf wetten, 
dass dies der Grund für unsere Sperrung 
ist. PayPal ist mit unserer Berichterstat-
tung nicht einverstanden, vor allem nicht 
mit der über die Ukraine, und versucht 
uns finanziell zu schaden.„

Aber das ist noch nicht alles. Das 
private Unternehmen namens NewsGuard, 
in dessen Vorstand ein ehemaliger CIA- 
und NSA-Direktor, ein ehemaliger Direk­
tor des Heimatschutzministeriums und ein 
NATO-Generalsekretär sitzen, steht in part­
nerschaftlicher Verbindung mit dem Pen­
tagon und dem Außenministerium. News­
Guard hat mit einer „Überprüfung“ unserer 
Nachrichtenseite begonnen. In ihrer ers­
ten Kontaktaufnahme – noch bevor wir 
die Möglichkeit hatten zu antworten – be­
schuldigte uns NewsGuard, „falsche Inhal­
te“ zu veröffentlichen. Sie forderten uns 
auf, mehrere unserer Artikel zu korrigie­
ren. Dies kam, nachdem drei unserer Re­
dakteure bei Twitter rausgeschmissen wur­

den. Was ist hier los?“

Viele in diesem Raum mögen nicht mit 
mir übereinstimmen. Aber genau darum 
geht es bei der Meinungsfreiheit und ei-
ner freien Presse. Man muss nicht zu-
stimmen. Aber niemand sollte versuchen, 
jemanden deswegen zum Schweigen zu 
bringen.

Wir haben über die Ursachen dieses 
Krieges berichtet. Historiker sind sich 
einig, dass die belastenden Bedingungen, 
die Deutschland in Versailles auferlegt 
wurden, eine Ursache für den Aufstieg 
des Nationalsozialismus und den Zwei-
ten Weltkrieg waren. Sie entschuldigen 
Nazi-Deutschland nicht, sie versuchen 
nur zu erklären, warum der Krieg be-
gann. Ich habe in CN geschrieben, dass 
die russische Invasion illegal war, da sie 
gegen die UN-Charta verstieß. Es gab 
keine Ermächtigung des Sicherheitsra-
tes dafür.

Leider ist die Bedeutung des Völker-
rechts durch die wiederholten Verstöße 
der USA gegen dieses Recht bei zahlrei-
chen Invasionen seit dem Zweiten Welt-
krieg entwertet worden. Ein Argument 
für die russische Invasion könnte sich auf 
die vor der UNO geltende Theorie des 
gerechten Krieges von Augustinus und 
Aquin stützen, wodurch der Papst viel-
leicht die Ansicht vertrat, dass die NATO 
sie provoziert habe. Werden wir jetzt ver-
suchen, den Papst wegen „Desinformati-
on“ zu Fall zu bringen?

US-Präsident Biden spricht in Warschau  (Wikimedia Commons)
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Am 4. Februar schrieb ich auch [4], 
dass die USA Russland in der Ukraine 
eine Falle gestellt haben, so wie sie es für 
Saddam Hussein im Irak und für die So-
wjetunion in Afghanistan getan haben. 
Zbigniew Brzezinski gab 1998 in einem 
Artikel in einer französischen Zeitschrift 
zu, dass eine Falle gestellt wurde, um die 
UdSSR zu stürzen. Zwei Tage nach der 
russischen Invasion im Februar trat Hil-
lary Clinton im Fernsehen auf und sagte, 
das afghanische Modell der 1980er Jahre 
sei das, was man in Washington für die 
Ukraine anstrebe.

Lassen wir uns nicht täuschen. Die 
USA kümmern sich nicht wirklich um 
das ukrainische Volk, wie wir alle es 
tun sollten. Genauso wie sie sich auch 
nicht um die Iraker, Afghanen, Paname-
sen, Jemeniten und so weiter gekümmert 
haben. Als Autoren sollten wir an der 
Seite der Zivilisten in all diesen Län-
dern stehen, die von den USA angegrif-
fen werden.

Das Interesse der USA besteht darin, 
Wladimir Putin zu stürzen. Das sagte Bi-
den [5] in Polen und auch auf seiner Pres-
sekonferenz am 24. Februar, als er äußer-
te, die Sanktionen seien nie dazu gedacht 
gewesen, die Invasion zu stoppen, sondern 
um das russische Volk dazu zu bringen, 
sich gegen Putin zu erheben. 

Die USA hatten in Boris Jelzin ei-
nen gefügigen Präsidenten, als die Wall 
Street nach dem Zusammenbruch der 
UdSSR die staatlichen Industrien ent-
eignete, sich bereicherte und das russi-
sche Volk verarmte.

Putin hat dem ein Ende gesetzt. In sei-
ner Rede vor der Münchner Sicherheits-
konferenz 2007 rügte er die einseitige 
Aggression der USA und wollte dennoch 
Partner des Westens sein. Er fragte sogar 
Bill Clinton, ob Russland der NATO bei-
treten könne. Danach fand sich Putin im 
Fadenkreuz wieder. Indem sie ihn zum 
Einmarsch in die Ukraine provozierten, 
konnten die USA ihren Wirtschafts-, In-

formations- und Stellvertreterkrieg durch 
massive Waffentransfers starten.

Putin mag davon geträumt haben, No-
worossija (übersetzt „Neurussland“; histo-
rische Bezeichnung einer Region nördlich 
des Schwarzen Meeres, Anm. d. Red.) in 
der Ukraine wiederherzustellen. Aber er 
hätte es nicht tun können, ohne dass die 
USA ihm die Gelegenheit dazu gegeben 
hätten. Um zu verstehen, wie die USA das 
gemacht haben, muss über die Ursachen 
des Krieges berichtet werden.

Die erste Ursache war die NATO-Ost-
erweiterung [6], trotz der Versprechen an 
Gorbatschow. Die anderen Ursachen wa-
ren der von den USA unterstützte Putsch 
im Jahr 2014, der achtjährige Bürger-
krieg gegen die Putschisten im Donbass, 
die Nichtumsetzung der Minsker Verein-
barungen, das Versäumnis des Westens, 
Russlands Vertragsvorschläge vom De-
zember für eine neue Sicherheitsarchi-
tektur in Europa ernst zu nehmen, und 
die letzte Ursache ist die sehr einfluss-
reiche Rolle der Neonazis, einschließlich 
des Asow-Regiments, das Teil des staat-
lichen Militärs der Ukraine ist. 

Die Mainstream-Medien haben 2014 
über den Neonazismus berichtet, aber 
das hat plötzlich aufgehört. Der Atlantic 
Council, die wahrscheinlich russland-
feindlichste Denkfabrik der Welt, berich-
tete [7] vor vier Jahren über die Bedro-
hung durch Neonazis und sagte, dass ihre 
2 Prozent der Stimmen im Parlament ir-
reführend seien.

Die USA haben seit 1949 mit ukraini-
schen Faschisten zusammengearbeitet, als 
Mykola Lebed, ein Anführer der Faschis-
ten von Stepan Bandera, die im Zweiten 
Weltkrieg Hunderttausende von Juden 
und Polen abschlachteten, nach New York 
gebracht wurde, um in der Ukraine Sabo-
tage [8] gegen die UdSSR zu betreiben. 
Heute stehen überall in der Ukraine Sta-
tuen von Bandera.

Die Konzernmedien berichteten über die 
Ansammlung russischer Truppen an der 
Grenze im Winter, aber nicht über die 60 
000 ukrainischen Soldaten an der Kontakt-
linie im Donbass. Es war, als würde man 
ein Schachbrett beschreiben, auf dem nur 
schwarze Figuren stehen.

All diese Ursachen des Krieges wer-
den in der Berichterstattung der west-
lichen Medien über die Ukraine nicht Geschichte der NATO Erweiterung. (Statista)
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erwähnt. Wie der Dramatiker Harold 
Pinter – nach dem der PEN-Pinter-Preis 
benannt ist – sagte, ist Amerikas „Ma-
nipulation der weltweiten Macht, wäh-
rend es sich als eine Kraft für das uni-
verselle Gute ausgibt, [ein] brillanter, 
sogar witziger, höchst erfolgreicher Akt 
der Hypnose, [was bedeutete], dass es 
nie passiert ist. Nichts ist jemals pas-
siert. Selbst als es passierte, passierte 
es nicht. Es spielte keine Rolle. Es war 
nicht von Interesse.“

Wenn man die Hauptursachen für die 
russische Invasion weglässt, ergibt sich 
ein völlig anderes Bild der Ereignis-
se. Das ist es, was die westlichen Füh-
rer und Medien glauben machen wol-
len. Und wenn eine Medienorganisation 
versucht, über das Weggelassene zu be-
richten, um ein umfassenderes Bild zu 
vermitteln, dann wissen wir jetzt, dass 
westliche Regierungen gegen jeden 
Grundsatz der Rede- und Pressefreiheit 

verstoßen werden.

Schauen Sie sich an, was mit Assange 
passiert ist, weil er berichtet hat, was die 
USA getan und was die Konzernmedien 
nicht berichtet haben? Der Mainstream 
vertuscht routinemäßig die Verbrechen 
des US-Imperiums – genau die Verbre-
chen, die Assange aufgedeckt hat. In ähn-
licher Weise geht das Establishment jetzt 
gegen kleinere Akteure wie Consortium 
News vor, weil sie es wagen, über Din-
ge zu berichten, die die Konzernmedien 
verschweigen.

Die wachsende Flut der Zensur, für die 
die Ukraine als Ausrede herhalten muss, 
wird immer schlimmer. Früher hat die 
US-Regierung Druck auf die sozialen 
Medien ausgeübt, um Äußerungen zu un-
terbinden, mit denen sie nicht einverstan-
den war. Jetzt ist sie direkt involviert und 
hat ein Disinformation Governance Board 
geschaffen, das dem Heimatschutzminis-
terium untersteht und die Medien über-
wachen soll. Woodrow Wilson scheiter-
te 1917 im US-Senat mit einer Stimme, 
um trotz des Ersten Verfassungszusatzes 
eine direkte staatliche Zensur zu legali-
sieren. Jetzt geht sein Traum in Erfüllung.

Vor dieser gefährlichen neuen Phase 
der offiziellen Zensur wurden wir nur 
als Putin-Marionetten und Handlanger 
des Kremls verleumdet. Doch jetzt wird 
versucht, den kleinsten Funken Dissens 
auszulöschen, damit er nicht wächst. Die 
US-Regierung fordert die totale Kontrol-
le über die Berichterstattung. Das Wort 
total steckt in „Totalitarismus“.

Wir im Westen müssen verstehen, was 
inmitten dieser Kriegshysterie mit uns 
geschieht. Wir müssen diese Krise ver-
nünftig analysieren. Wir können uns nicht 
mit der Zensur der Presse abfinden, ganz 
gleich, was wir vom Krieg in der Ukrai-
ne halten. Es gibt unverantwortliche Leu-
te in den Medien, die zu einem direkten 
Krieg mit Russland aufrufen und sogar 
einige, die glauben, dass ein Atomkrieg 
gewonnen werden kann. Dieser Wahnsinn 
muss aufhören. Und die Presse muss frei 
bleiben, um eine umfassendere Geschich-
te zu erzählen – unabhängig davon, was 
Regierungen denken.
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man J,W. Goda, „Hitlers Shadow“, <https://www.
archives.gov/files/iwg/reports/hitlers-shadow.pdf>
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Ein neues Buch des ehemaligen Verteidigungsministers Mark Esper hat schockierende neue Details über 
den Krieg der Trump-Regierung gegen Venezuela enthüllt. „A Sacred Oath: Memoirs of a Secretary of 
Defense During Extraordinary Times“ (Memoiren eines Verteidigungsministers in außergewöhnlichen 
Zeiten) gibt zu, dass die Trump-Administration die Invasion Venezuelas plante und über die Ermor-
dung von Präsident Nicolas Maduro, die Durchführung einer Welle von Terroranschlägen auf die zivile 
Infrastruktur und den Aufbau einer Söldnerarmee für einen Terrorkrieg im Stil der Contra-Regierung 
nachdachte. Esper bestätigt auch die Beteiligung Washingtons an der Operation Gideon [1] – einer 
verpfuschten militärischen Invasion des Landes und einem Attentat auf Maduro im Jahr 2018.

Mark Esper enthüllt US-Pläne für 
Krieg und Terror gegen Venezuela

US-Präsident Donald J. Trump fordert bei einer 
Rede in Miami am 18. Februar 2019 venezolani-
sche Soldaten dazu auf, Nicolás Maduro nicht 
die Treue zu schwören. Bild: gemeinfrei

Dieser Text wurde zuerst am 23.05.2022 auf www.
mintpressnews.com unter der URL <https://www.mint­
pressnews.com/mark-esper-reveals-us-plans-war-terror-
against-venezuela/280930/>, Lizenz: Alan MacLeod, Mint 

Press News, CC BY-NC-ND 3.0 

Obwohl in den westlichen Medien kaum 
darüber berichtet wurde, haben Espers 
Geständnisse in dem südamerikanischen 
Land einen Sturm der Entrüstung aus-
gelöst. Diego Sequera [2], ein in Cara-
cas ansässiger Enthüllungsjournalist, er-
klärte gegenüber MintPress, dass jedoch 
nur wenige von der Nachricht überrascht 
wurden. „Es ist in gewisser Weise scho-
ckierend. Aber andererseits ist es für uns 
hier ziemlich normal“, sagte er und füg-
te hinzu:„

Die Nachricht ist überhaupt nicht 
überraschend, wir in Venezuela sind da­
ran gewöhnt. Seit 2004, als die erste 

kolumbianische paramilitärische Einheit 
mit einem Plan zur Ermordung von Präsi­
dent [Hugo] Chavez verhaftet wurde, hat 
es viele Enthüllungen dieser Art gegeben.“

„Wirklich Teil der  
Vereinigten Staaten“

Donald Trump lud den selbsternannten ve-
nezolanischen Präsidenten Juan Guaidó als 
Ehrengast zu seiner Rede zur Lage der Na-
tion (State of the Union Address; SOTU) 
2020 ein. Guaidó wurde als „wahrer und 
legitimer Präsident“ bezeichnet und erhielt 
von Republikanern und Demokraten glei-
chermaßen stehende Ovationen [3].

Autor: Alan MacLeod
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Über das Treffen zwischen Trump und 
Guaidó nach der SOTU wurde damals in 
der Presse berichtet, dass es um „Maß-
nahmen zur Erreichung von Demokratie 
und Freiheit“ ging [4]. Aus Espers Be-
richt geht jedoch hervor, dass sich das 
Gespräch um eine amerikanische Inva-
sion des Landes drehte. Trump, der laut 
Esper „seit den ersten Tagen seiner Re-
gierung auf Venezuela fixiert“ war, frag-
te Guaidó direkt: „Was wäre, wenn das 
US-Militär dort einmarschieren und Ma-
duro beseitigen würde?“ Das Angebot 
war Musik in den Ohren des Venezola-
ners, der antwortete: „Natürlich würden 
wir die Hilfe der USA immer begrüßen.“ 
Guaidó hatte bereits vier Putschversu-
che unternommen [5] und jedes Mal das 
Volk und das Militär dazu aufgerufen, 
zu rebellieren und sich auf seine Seite 
zu schlagen, doch die Resonanz war al-
les andere als begeistert.

Espers Bericht deckt sich mit einem 
früheren Enthüllungsbuch des nationa-
len Sicherheitsberaters John Bolton. In 
„The Room Where It Happened: A White 
House Memoir“ behauptet Bolton, Trump 
habe gesagt, es wäre „cool“, in Venezuela 
einzumarschieren, weil es „wirklich Teil 
der Vereinigten Staaten“ sei.

Die Invasion hatte einige lautstarke Be-
fürworter im Saal, darunter Mauricio Cla-
ver-Carone, Senior Director des Nationa-
len Sicherheitsrats, und Robert O‘Brien, 
Trumps nationaler Sicherheitsberater. Es-
per war der Ansicht, dass Claver-Carones 
Urteilsvermögen durch sein persönliches 
Interesse an der Untergrabung des latein-
amerikanischen Sozialismus getrübt war, 
da er selbst Mitglied der stark antikom-
munistischen Gemeinschaft in Miami und 
Kuba war. Miami wird oft als die „Haupt-
stadt Lateinamerikas“ bezeichnet und ist 
voll von Emigranten, die Washington zu 
einer härteren Haltung gegenüber Kuba, 
Venezuela und Lateinamerika im Allge-
meinen drängen. In Boltons Buch werden 
auch Claver-Carone und O‘Brien als Fal-
ken dargestellt.

Esper war jedoch beunruhigt über die 
Aussicht auf einen militärischen Schla-
massel und vermutete, dass Guaidó weit 
weniger mächtig war, als er vorgab. Esper 
sagte Trump, die venezolanische Opposi-
tion werde nur „bis zum letzten Amerika-
ner kämpfen“. Als er Guaidó direkt frag-

te, ob „seine Leute“ bereit wären, sich zu 
organisieren, zu trainieren und zu kämp-
fen, lautete die Antwort: „Es wäre so viel 
einfacher und schneller, wenn die USA 
das für uns tun würden.“

Operation Gideon

Stattdessen schlugen Esper und der Vor-
sitzende der Generalstabschefs, General 
Mark Milley, vor, eine Söldnerarmee auf-
zustellen, um einen Terrorkrieg gegen die 
venezolanische Bevölkerung zu führen, 
nach dem Vorbild dessen, was die USA 
mit den Contras in Nicaragua gemacht ha-
ben. Esper schrieb: „General Milley war 
auch der Meinung, dass wir Optionen der 
irregulären Kriegsführung in Betracht zie-
hen sollten, wie die Ausbildung und Be-
waffnung venezolanischer Exilanten durch 
die USA. Die Vereinigten Staaten hätten 
eine lange Geschichte mit dieser Art von 
Operationen. Es war eine Idee, die es wert 
war, entwickelt zu werden. Milley und ich 
hatten dies schon mehrmals besprochen.“

Guaidós Team war jedoch mehr daran 
interessiert, geheime Pläne zu erörtern, 
von denen selbst Esper nichts wusste. An 
einem Punkt beugte sich einer von Guai-
dós Kollegen vor und sagte: „Wir haben 
einige Pläne, von denen Sie [die US-Re-
gierung] wissen, dass wir daran arbei-
ten; sie sind nur noch nicht fertig“, mach-
te eine kurze Anspielung auf Florida und 
tauschte ein Lächeln, ein Nicken und ei-
nen wissenden Blick mit Claver-Carone 
aus.

Esper behauptet, dass ihn diese Bemer-
kung damals nicht verwunderte. Später 
verstand er sie jedoch als Hinweis auf die 
Operation Gideon [6], den Versuch einer 
halbprivaten Söldnerfirma aus Florida, 
eine amphibische Invasion in Venezuela 
zu starten, sich den Weg zum Präsiden-
tenpalast freizuschießen, Maduro gefan-
gen zu nehmen, zu verhaften oder „ab-
zusetzen“ und Guaidó als „Präsidenten“ 
einzusetzen.

Die Operation Gideon wurde nur we-
nige Wochen nach dem Treffen gestar-
tet, scheiterte jedoch spektakulär [7], da 

Auszüge aus dem Vertrag zwischen Juan Guaidó und SilverCorp. Veröffentlicht auf dem Twitter-
Profil von Alan MacLeod, https://twitter.com/AlanRMacLeod/status/1258890743948681218
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die schwer bewaffneten Söldner überwäl-
tigt wurden, noch bevor sie das Land er-
reichten, als verärgerte Hummerfischer 
der örtlichen Fischereigemeinschaft sie 
mit nichts weiter als Fischermessern und 
alten Revolvern entwaffneten. Das Er-
eignis wurde seitdem „Trumps Ferkel-
bucht“ getauft.

Obwohl die Operation mit außerordent-
licher Inkompetenz durchgeführt wurde, 
sollte der Ernst der Lage nicht unterschätzt 
werden. Guaidó selbst unterzeichnete ei-
nen Vertrag mit SilverCorp USA, einer mit 
Trump verbundenen Söldnerfirma, der be-
sagte, dass die Gruppe nach dem Aufstand 
seine persönliche Todesschwadron werden 
würde, mit der Befugnis, alle Menschen, 
die sich der neuen Regierung widersetzen, 
zu ermorden [8].

Für diesen Dienst versprach Guaidó 
SilverCorp eine Anfangsvergütung von 
rund einer viertelmilliarde Dollar zu zah-
len. Der Vertrag wurde in Trumps Re-
sort Mar a Lago in Florida unterzeichnet. 
Die US-Soldaten, die an der verpfusch-
ten Operation beteiligt waren, wurden zu 
20 Jahren Haft in einem venezolanischen 
Gefängnis verurteilt.„

Die Enthüllungen von Mark Esper 
haben mich angesichts der langen und 
schmutzigen Geschichte der USA bei der 
Destabilisierung von Regierungen, die 
nicht nach ihrem Geschmack sind, über­

haupt nicht überrascht“,

sagte Steve Ellner, ein pensionierter 
Professor für Wirtschaftsgeschichte und 
Politikwissenschaft an der Universidad 
de Oriente in Venezuela.

Ellner, ein Amerikaner, der seit über 40 
Jahren in Venezuela lebt und die zuneh-
menden Spannungen zwischen den bei-
den Ländern genau beobachtet hat, füg-
te hinzu:

„Espers Enthüllungen führen zu nichts 
Geringerem als der Schlussfolgerung, 
dass Washington in den fehlgeschlagenen 
Drohnenangriff im August 2018 verwi-
ckelt war, der bei einer öffentlichen Ver-
anstaltung explodierte und Maduro, sei-
ne Frau Celia Flores und verschiedene 
hochrangige Militärkommandeure töten 
sollte. Es lässt auch den Schluss zu, dass 
Washington an der Operation Gideon von 

2020 beteiligt war, deren Ziel die Entfüh-
rung von Maduro war.“

Boltons Buch enthält auch Hinweise 
auf die Beteiligung der USA an dem At-
tentat von 2018, das er als „urkomisch“ 
bezeichnet. Kurz nach dem Attentat for-
derte Trump Bolton auf, „es zu erledi-
gen“ – „es“ bedeutet die Absetzung von 
Maduro. „Das ist das fünfte Mal, dass 
ich das verlange“, fügte er hinzu.

Terror Squad

Espers Memoiren enthüllen auch, dass 
hochrangige US-Beamte oft offen und 
freimütig über die Durchführung von Ter-
roranschlägen auf die zivile Infrastruk-
tur Venezuelas sprachen, eine Enthüllung, 
die ein neues Licht auf eine Reihe höchst 
verdächtiger Explosionen [9], Brände [10], 
Stromausfälle [11] und andere Pannen in 
Venezuela wirft – Ereignisse, die die Ma-
duro-Regierung seit langem den Verei-
nigten Staaten anlastet. Westliche Medi-
en haben diese Anschuldigungen jedoch 
routinemäßig als Verschwörungstheorien 
abgetan. [12] [13] [14]

Esper behauptet, dass O‘Brien am 9. 
Juni 2020 einen Militärschlag gegen 
einen Küstenhafen vorschlug, über den 
ein Großteil der Ölimporte und -expor-
te des Landes abgewickelt wird. „Das 
Mittel könnte entweder ein Luftangriff 
oder der Einsatz von Navy SEALs sein“, 

sagte er. Die Folge wäre eine weitere Un-
terbrechung der Energieversorgung und 
weitere Unruhen“. Laut Esper lehnte die 
Gruppe den Plan ab und entschied sich 
stattdessen für einen koordinierten Cy-
berangriff auf kritische venezolanische 
Infrastrukturen.

Zehn Tage später stimmte die US-Re-
gierung (einschließlich Esper selbst) je-
doch der Entwicklung von „kinetischen 
und nicht-kinetischen Optionen zu, die 
Venezuelas Öl- und Waffenlieferungen 
unterbrechen könnten. Die Optionen 
müssten Aktionen beinhalten, die einen 
wesentlichen Einfluss auf wichtige indus-
trielle und andere hochwertige Ziele ha-
ben würden.

Nur wenige Wochen nach dieser Ent-
scheidung wurde der ehemalige US-Ma-
rine- und CIA-Agent Matthew Heath 
vor dem größten Ölraffineriekomplex 
Venezuelas festgenommen [15]. Bei 
seiner Festnahme trug Heath eine Ma-
schinenpistole, einen Granatwerfer, vier 
Blöcke C4-Sprengstoff, ein Satelliten-
telefon, Stapel von US-Dollar und de-
taillierte Informationen über den Kom-
plex bei sich. Sowohl die US-Regierung 
als auch die US-Medien haben das Ver-
fahren gegen Heath wegen Terrorismus 
und Waffenhandel weitgehend ignoriert 
[16], was stark darauf hindeutet, dass er 
tatsächlich auf frischer Tat ertappt wur-
de, als er in „offizieller Mission“ unter-
wegs war.

Venezuelas Präsident Maduro wird von seinem Sicherheitspersonal geschützt, nachdem eine 
Drohne während seiner Rede in der Luft detonierte. Quelle: YouTube Screenshot, CNN Bericht 
unter: https://www.youtube.com/watch?v=EPgbKRgYwpc
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Der Beto O’Rourke von Venezuela

Während Trump öffentlich Guai-
dó lobte und ihn als den wahren Füh-
rer eines freien Venezuela bezeichnete, 
sagte er hinter verschlossenen Türen ge-
nau das Gegenteil. Esper zufolge hielt 
Trump Guaidó für einen bemerkenswert 
„schwachen“ Politiker, vor allem im Ver-
gleich zu dem „starken“ und „harten“ 
Maduro.

Trump kommentierte die Tatsache, 
dass Guaidós Frau, Fabiana Rosales, 
nicht einmal einen Ehering trug, was 
nach Ansicht des Präsidenten ein weite-
res Zeichen von Schwäche sei. Tatsäch-
lich, so Esper, „schien Trump von Ro-
sales mehr beeindruckt zu sein als von 
ihrem Mann“, da er sich immer Zeit 
nahm, mit ihr statt mit ihm zu spre-
chen, und sie sehr herzlich behandelte. 
Der 73-jährige Präsident kommentierte, 
dass die 27-jährige Rosales „sehr jung“ 
und attraktiv aussah.

In Boltons Buch wird auch erwähnt, 
dass Trump sich schnell von Guaidó ab-
wandte, aber weiterhin großes Interesse 
an dessen Frau zeigte. Nach mehreren 
gescheiterten Putschversuchen nannte 
ihn Trump Berichten zufolge „den Beto 
O‘Rourke Venezuelas“ – was darauf hin-
deutet, dass er Guaidó als jemanden an-
sah, der zwar große Töne spuckte, aber 
keine Substanz oder Unterstützung hin-
ter sich hatte.

Trumps Urteilsvermögen scheint bes-
ser gewesen zu sein als das der Men-
schen in seinem Umfeld. Nach einer Rei-
he von gescheiterten Staatsstreichen und 
Veruntreuungsskandalen scheint die Un-
terstützung, die Guaidó hatte, zu schwin-
den. Einige Umfragen zeigen, dass nur 
4 % der venezolanischen Bevölkerung 
hinter ihm stehen. Während die Bevöl-
kerung leidet, führt Guaidó weiterhin 
ein Leben in extremem Luxus, größten-
teils aus venezolanischen Geldern, die 
von den USA beschlagnahmt wurden. 
„Zum jetzigen Zeitpunkt ist Juan Gu-
aidó nichts anderes als ein Witz in Ve-
nezuela“, sagte Ellner gegenüber Mint-
Press und fügte hinzu:

„Ich sage das nicht nur, weil er in der 
venezolanischen Bevölkerung völlig dis-
kreditiert ist, sondern auch, weil sich die 
Führer der harten Linie der Opposition 

von ihm distanziert haben, und natürlich 
erst recht die andere Hälfte der organi-
sierten Opposition, die den Dialog mit 
Maduro befürwortet.“

Sequera stimmte dem zu und nannte 
Guaidó den „Frontmann einer kriminel-
len Operation, die unsere eigenen Gü-
ter stiehlt“.

Finanzterrorismus und  
Einmarsch in Afrika

Die Trump-Administration zog die Schlin-
ge um die venezolanische Wirtschaft un-
ter anderem durch die Verschärfung der 
Sanktionen der Obama-Administration 
enger. Unternehmen, die gegen die US-
Wirtschaftsblockade verstoßen, können 
geschlossen werden, mit Geldstrafen be-
legt werden, und ihren Führungskräften 
drohen jahrzehntelange Haftstrafen. Die 
Folge war ein Zusammenbruch der vene-
zolanischen Wirtschaft und ein enormer 
Mangel an Waren. Ein Sonderberichter-
statter der Vereinten Nationen, der das 
Land besuchte, verglich das Vorgehen der 
Trump-Administration mit einer mittel-
alterlichen Belagerung [17] und schätzte, 
dass mehr als 100.000 Venezolanerinnen 
und Venezolaner dadurch getötet wurden 

[18]. Er empfahl den Vereinten Nationen, 
gegen die USA wegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit zu ermitteln.

Esper behauptet, dass sein Team, wäh-
rend Venezuela und der Iran versuchten, 
Wege für den Handel miteinander zu 
finden, um einen Zusammenbruch ihrer 
Volkswirtschaften und ein Massenster-
ben zu verhindern, „nach Möglichkeiten 
suchte, diese Aktivitäten zu unterbinden“. 
Eine dieser Methoden war die Verhaf-
tung und Entführung des venezolanischen 
Geschäftsmanns und Diplomaten Alex 
Saab, der zwischen den beiden Ländern 
unterwegs war, um ein Handelsabkom-
men abzuschließen. Auf Anweisung der 
USA wurde Saab verhaftet, nachdem sein 
Flugzeug in Cabo Verde, einem Inselstaat 
vor der Westküste Afrikas, zwischenge-
landet war. Saab wurde festgenommen 
[19] und befindet sich nun in Florida in 
Geiselhaft. Im November reiste Mint-
Press [20] nach Caracas, um mit Saabs 
Frau Camila zu sprechen.

Die Festnahme von Saab – der mit 
einem Diplomatenpass auf Dienstreise 
war – war ein schwerer Verstoß gegen 
das Völkerrecht [21]. Esper enthüllt, dass 
die Trump-Administration paranoid war, 
dass Russland – ein venezolanischer Ver-
bündeter – eine Spezialoperation zur Ret-

Präsident Donald J. Trump nimmt am Mittwoch, dem 5. Februar 2020, an einem bilateralen 
Treffen mit dem Interimspräsidenten der Bolivarischen Republik Venezuela, Juan Guaido, im 
Oval Office des Weißen Hauses teil. Mit dabei ist auch Mark Esper (zweiter rechts von Trump). 
(Offizielles Foto des Weißen Hauses von Shealah Craighead)
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tung von Saab durchführen würde. Als 
Vorsichtsmaßnahme ordnete das Vertei-
digungsministerium sofort die Entsen-
dung der US-Flotte im Mittelmeer nach 
Cabo Verde an – einschließlich Tausen-
der Marinesoldaten.

Damit würden die USA unter dem Vor-
wand, dass Russland versuchen könnte, 
den entführten Diplomaten freizubekom-
men, in Cabo Verde einmarschieren. Es-
per und andere verhinderten diesen Plan 
in der elften Stunde, aber die USA halten 
Saab bis heute gefangen.

Zum Zeitpunkt der Saab-Affäre war 
Bolton bereits aus dem Weißen Haus ge-
worfen worden. Aber sein Bericht über 
die US-Sanktionen gegen Venezuela er-
zählt eine ähnliche Geschichte (obwohl er 
eine viel sadistischere Sprache verwendet 
als Esper). Nach Boltons Ansicht „hatten 
wir Maduro an der Luftröhre und muss-
ten sie abschnüren“. „Wir begannen da-
mit, Maßnahmen zu entwickeln, die wir 
sofort gegen Maduros Regime und auch 
gegen Kuba ergreifen konnten“, erklärte 
er. „Ölsanktionen waren eine natürliche 
Wahl, aber warum nicht Venezuela zu ei-
nem ‚Staatssponsor des Terrorismus‘ er-
klären, was ich zum ersten Mal am 1. Ok-
tober 2018 vorgeschlagen hatte, und auch 
Kuba wieder auf die Liste setzen, nach-
dem Obama es gestrichen hatte?“, fragte 
er und räumte damit ungewollt ein, dass 
die Liste der Staatssponsoren des Terroris-
mus nichts mit Terrorismus zu tun hat und 
lediglich eine Liste von Regierungen ist, 
die die USA stürzen wollen. [22]

Wie Bolton – ein viel offenkundig 
kaltblütigerer Mensch als Esper – er-
klärt, geht es bei Sanktionen nicht um 
Gerechtigkeit, sondern darum, „Ame-
rikas massive Wirtschaftsmacht zur 
Durchsetzung unserer nationalen Inte-
ressen einzusetzen“.

Was kommt nach „Soziopath“?

In seinem Bericht stellt Esper sich selbst 
als einen leidgeprüften, aber loyalen Bü-
rokraten dar, der versuchte, das Bes-
te für sein Land zu tun, während er von 
Dummköpfen und Scharfmachern umge-
ben war. Er erwog zwar, aus Protest zu 
kündigen, obwohl er wusste, dass er dafür 
als „Held“ behandelt werden würde, aber 

er entschied sich durchzuhalten, weil es 
„das Richtige für unser Land war“. „Mei-
ne Soldaten dürfen nicht aufgeben, wenn 
es schwierig wird, also werde auch ich 
nicht aufgeben“, fügte er hinzu. In der 
Tat stellt sich Esper an einigen Stellen als 
wahrer Heiliger dar und behauptet, dass 
„Leah mehr als einmal zu mir sagte: ‚Als 
deine Frau, bitte hör auf. Als amerikani-
scher Staatsbürger, bleib bitte.‘“

Trotz seiner besten Absichten wirkt Es-
per wie ein Soziopath, der versucht, die 
Welt durch Einschüchterung zu unter-
werfen. Im Laufe des Buches erzählt er, 
wie er Trumps Wunsch, endlose Kriege 
zu beenden und Frieden mit seinen Geg-
nern zu schließen, immer wieder unter-
drücken musste.

Trump selbst schlug einen vollständi-
gen Abzug der amerikanischen Truppen 
aus Afghanistan und Südkorea vor, Na-
tionen, in denen die US-Streitkräfte seit 
fast 20 bzw. 70 Jahren stationiert sind. 
Für Esper war dies „haarsträubend“. Er 
erklärte Trump, dass „wir ohne [die US-
Besatzung] das Druckmittel verspielen 
würden, das uns eine fortgesetzte US-Mi-
litärpräsenz und die Androhung von Ge-
walt geben.

Esper war auch „angewidert“ von 
Trumps Vorschlag, sich mit den Taliban 
zu Friedensgesprächen zu treffen, die 
den Krieg hätten beenden können. Laut 
Esper war das gesamte Team gegen die 
Beendigung der Besatzung und erklärte:

„Als der Präsident durch den Raum 
ging, versuchte jeder von uns, ihn auf 
unterschiedliche Weise davon abzubrin-
gen. Ich riet davon ab und erinnerte ihn 
daran, dass „die Taliban das Blut ameri-
kanischer Soldaten an ihren Händen ha-
ben, ganz zu schweigen von ihrer Rolle 
beim Tod von fast dreitausend Zivilisten, 
die am 11. September auf unserem eige-
nen Boden getötet wurden“.

Esper unterließ es, darauf hinzuwei-
sen, dass keiner der Flugzeugentführer 
vom 11. September 2001 Afghane war 
und die meisten von ihnen aus dem US-
verbündeten Saudi-Arabien kamen.

Berichten zufolge stand Trump auch 
der Notwendigkeit, die Ukraine mit 
Waffen zu überschwemmen, äußerst 
skeptisch gegenüber und fragte, warum 
die Vereinigten Staaten eine so korrup-
te Regierung wie die von Zelensky un-
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KNOW ABOUT THE FAILED VENEZUELA COUP 
ATTEMPT? <https://www.mintpressnews.com/how-
much-trump-administration-involved-venezuela-
coup-attempt/267324/>
[2] Twitter-Profil Diego Sequera <https://twitter.
com/queraelse>
[3] SOTU: DEMOCRATIC “RESISTANCE” GIVE 
TRUMP’S VENEZUELA AGGRESSION A STANDING 
OVATION <https://www.mintpressnews.com/
state-of-the-union-democrats-applaud-guaido-
venezuela/264678/>
[4] Trump told Guaido he will take new action on 
Venezuela in the next month <https://edition.
cnn.com/2020/02/06/politics/trump-juan-guaido-
white-house-meeting/index.html>
[5] MEDIA PRESENTS ANGER AND JEERS AGAINST 
JUAN GUAIDO AS HOMETOWN HERO’S WELCOME 
<https://www.mintpressnews.com/media-paints-
anger-against-juan-guaido-as-hometown-heros-
welcome/264875/>
[6] NEW DETAILS EMERGE LINKING US TO LATEST 
COUP ATTEMPT IN VENEZUELA <https://www.
mintpressnews.com/new-details-latest-us-
hatched-coup-attempt-venezuela/267224/>
[7] NEW DETAILS EMERGE LINKING US TO LATEST 
COUP ATTEMPT IN VENEZUELA <https://www.
mintpressnews.com/new-details-latest-us-
hatched-coup-attempt-venezuela/267224/>
[8] Guaidó’s mercenary hit contract on Venezuela’s 
Maduro mirrors official US bounty, authorizes 
death squad killings <https://thegrayzone.
com/2020/05/10/guaido-mercenary-contract-
venezuelas-maduro-us-bounty-death-squad/>
[9] Venezuela gasoline pipeline damaged in 
explosion; PDVSA blames „sabotage“ <https://
www.reuters.com/world/americas/venezuela-
gasoline-pipeline-damaged-explosion-pdvsa-
blames-sabotage-2022-01-12/>
[10] Venezuela minister claims sabotage was 
behind oil blast <https://www.theguardian.com/
world/2013/sep/10/venezuela-americas>
[11] Venezuela Blames U.S. for Record Blackout 
and Orders American Diplomats to Leave <https://
time.com/5550481/venezuela-maduro-blackout-
cyber-sabotage/>
[12] Venezuela is blaming a crippling 5-day 
blackout on US cyber warfare — but experts say 
it‘s probably the country‘s neglected power 
network <https://www.businessinsider.com/
venezuela-blames-5-day-blackout-on-us-cyber-
warfare-experts-disagree-2019-3>
[13] Think Chávez was paranoid? Venezuela‘s 
Maduro warns of US-funded biker gangs. 
<https://www.csmonitor.com/World/Americas/
Latin-America-Monitor/2013/0411/Think-Chavez-
was-paranoid-Venezuela-s-Maduro-warns-of-US-
funded-biker-gangs>
[14] Venezuelan president sees conspiracies 
<https://edition.cnn.com/2014/02/22/world/
americas/venezuela-maduro-accusations/index.
html>
[15] AS VENEZUELA FOILS CIA “TERROR PLOT” POM­
PEO TOURS ITS NEIGHBORS TO TALK REGIME CHANGE 
<https://www.mintpressnews.com/venezuela-cia-
plot-heath-pompeo-talks-regime-change/271256/>
[16] MEDIA COMPLETELY IGNORE AMERICAN SECRET 
AGENT’S TRIAL FOR TERRORISM IN VENEZUELA 
<https://www.mintpressnews.com/media-
completely-ignore-american-secret-agents-trial-
for-terrorism-in-venezuela/275712/>
[17] Former UN rapporteur: US sanctions against 
Venezuela causing economic and humanitarian 
crisis <https://www.irishexaminer.com/world/
arid-30900603.html>
[18] <https://orinocotribune.com/former-un-
rapporteur-on-human-rights-us-sanctions-have-
killed-more-than-100-thousand-venezuelans/>



29Publiziert auf Free21 am 31.05.2022, 16:00 Uhr

Geopolitik

terstützen müssten und warum Deutsch-
land oder andere europäische Staaten 
dies nicht tun könnten, wenn es so drin-
gend notwendig wäre. Zu Espers Erleich-
terung konnten sich die Falken in diesem 
Raum auch in dieser Frage durchsetzen.

MintPress sprach auch mit Joe Emers-
berger, Mitautor des Buches „Extraor-
dinary Threat: The U.S. Empire, the 
Media, and Twenty Years of Coup Att-
empts in Venezuela“ [25] . Nach Ansicht 
von Emersberger gibt es „absolut keinen 
Grund, den Wahrheitsgehalt der so häu-
fig zitierten Auszüge aus Espers Buch 
anzuzweifeln.“ Er erklärte:„

Esper „gesteht“ nichts, was ihm 
oder anderen US-Beamten rechtliche Pro­
bleme einbringen könnte. Die USA haben 
Venezuela am helllichten Tag mörderische 
und absolut kriminelle Sanktionen aufer­
legt und stellen ihre extreme Straffreiheit 
zur Schau. Esper spricht mit der ruhigen 
Offenheit eines Auftragskillers, der bereits 
einen felsenfesten Deal mit der Staatsan­
waltschaft abgeschlossen und nichts zu 

befürchten hat.“

Trump war jedoch alles andere als ein 
Antikriegsaktivist und setzte sich für ei-
nen Regimewechsel in Venezuela ein, 
koste es, was es wolle. Der milliarden-
schwere Präsident sah in dem Land eine 
riesige Geldquelle und war davon beses-
sen, die Kontrolle über die riesigen Öl-
felder Venezuelas zu erlangen, was Esper 
als töricht empfand. Esper war auch ent-
schlossen, Maduro zu stürzen, aber nur 
„auf die richtige Art und Weise, die in-
telligente Art und Weise“.

Laut Emersberger ging Trump unwis-
sentlich davon aus, dass die Maduro-Re-
gierung ein leichtes Ziel sein würde – et-
was, dem ein Tyrann wie Trump nicht 
widerstehen konnte, insbesondere die 
Aussicht auf eine direkte Plünderung des 
Öls. Als er das Gegenteil erkannte, waren 
er und seine Bande bereits in einem Eska-
lationszyklus gefangen, den Biden im We-
sentlichen beibehalten hat, wobei er nur 
aufgrund der Auswirkungen des Krieges 
in der Ukraine einen kleinen Rückzieher 
gemacht hat.“

Während Esper keine Taube war, schei-
nen sich andere in Trumps innerem Kreis 

an Grausamkeiten erfreut zu haben. Es-
per behauptet, dass der leitende politische 
Berater des Präsidenten, Stephen Miller, 
dafür plädierte, dass die US-Streitkräfte 
im Nahen Osten feindlichen Truppen die 
Köpfe abschlagen, sie mit Schweineblut 
bestreichen (das von Muslimen als unhei-
lig angesehen wird) und sie als Mittel der 
psychologischen Kriegsführung öffentlich 
zur Schau stellen sollten.

Yesper

Espers neues Buch enthält auch eine Rei-
he anderer sensationeller Behauptungen 
über die Vorgänge im Weißen Haus hin-
ter verschlossenen Türen. Dazu gehört, 
dass Trump über die Proteste von George 
Floyd in Washington wütend war und 
General Milley fragte, warum er ihnen 
nicht einfach alle in die Beine schießen 
würde, wie er es verlangt hatte. Trump 
forderte 10.000 Soldaten in den Straßen 
der Hauptstadt, um „die Ordnung wie-
derherzustellen“.

Berichten zufolge diskutierte Trump 
auch die Entsendung von 250.000 Solda-
ten an die mexikanische Grenze und den 
Abschuss von Raketen in Mexiko, um 
die von Kartellen betriebenen Drogenla-
bors zu zerstören. „Wir könnten einfach 
ein paar Patriot-Raketen abschießen und 

die Labore in aller Ruhe ausschalten ... 
niemand würde wissen, dass wir es wa-
ren“, betonte er.

Trump seinerseits wies die Äußerun-
gen über das Schießen auf Demonstran-
ten in die Beine zurück, weigerte sich je-
doch, die Idee mit den Mexiko-Raketen 
zu kommentieren. „Mark Esper war eine 
Leiche, die verzweifelt darum bemüht 
war, ihren Job nicht zu verlieren“, erwi-
derte Trump. „Er war ein Leichtgewicht 
und ein Aushängeschild, und das habe 
ich schon sehr früh erkannt“. Trump fuhr 
fort, Esper sei ein „RINO [Republican in 
name only, dt.: Republikaner nur dem Na-
men nach], der nicht in der Lage ist, zu 
führen“, und er nannte ihn „Yesper“ – ein 
Spitzname, der andeutet, dass er ihn als 
rückgratlosen Ja-Sager ansieht.

Während die Enthüllungen über Mexi-
ko und die Proteste von George Floyd in 
den Medien große Beachtung fanden, ist 
der überparteiliche Konsens in Washing-
ton in Bezug auf Venezuela so groß, dass 
die Durchführung von Kriegen, Regime-
wechsel-Operationen, Terroranschlägen 
und Attentatsversuchen gegen ein gewähl-
tes ausländisches Staatsoberhaupt igno-
riert wurde. Wenn es um das US-Imperi-
um geht, scheinen alle auf derselben Seite 
zu stehen.

Von Silvercorp USA beauftrage Söldner wurden 
vom Venezolanischen Militär festgenommen. 
Quelle: Twitter https://twitter.com/PrensaCa-
mila/status/1257545708716113920
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Der NATO-Gipfel in Madrid hat Ende Juni den Beitritt Schwedens und Finnlands im Bündnis beschlossen – 
oder etwa nicht?

Ein schrecklicher Preis 
für die NATO-Erweiterung
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Türkei, Finnland und Schweden unter-
zeichnen ein Abkommen zur finnischen 
und schwedischen NATO-Mitgliedschaft. 
Von links nach rechts: Pekka Haavisto 
(Außenminister von Finnland), Mevlüt 
Çavuşoğlu (Außenminister der Türkei), Jens 
Stoltenberg (NATO-Generalsekretär), Recep 
Tayyip Erdoğan (Präsident der Türkei), Sauli 
Niinistö (Präsident von Finnland), Magda-
lena Andersson (Premierministerin Schwe-
dens) und Ann Linde (Außenministerin 
von Schweden). (Foto: NATO / Flickr / CC 
BY-NC-ND 2.0)

Dieser Text wurde zuerst am 06.07.2022 auf www.infos­
perber.ch unter der URL <https://www.infosperber.ch/po­
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Das Familienbild vom letzten NATO-
Gipfel in Madrid sollte vor allem Ei-
nigkeit unter Gleichen symbolisieren: 
Männer und Frauen, die ihre Differen-
zen durch friedliche Debatten lösen und 
schwierige Beschlüsse in Einigkeit tref-
fen. NATO-Generalsekretär Jens Stolten-
berg pries auf der abschließenden Pres-
sekonferenz wortreich die „ungebrochene 
Geschlossenheit aller 30 Mitgliedsstaa-
ten“ an und nannte das neue Strategie-
papier, das Russland erstmals „als größ-
te und unmittelbarste Bedrohung für die 
Sicherheit der Verbündeten und für Frie-
den und Stabilität im euro-atlantischen 
Raum“ bezeichnet, wegweisend. Er be-
grüßte die Erweiterung des Bündnisses 
um zwei Mitglieder, namentlich Schwe-
den und Finnland. Dass die Norderwei-
terung in erster Linie dank seiner uner-
müdlichen Bemühungen gelungen war, 
machte ihn offenkundig stolz.

Zur selben Stunde und unweit vom NA-
TO-Generalsekretär beteuerte der türki-

sche Präsident Recep Tayyip Erdoğan der 
Presse seines Landes, dass der Beitritt der 
beiden NATO-Anwärter keineswegs be-
schlossene Sache sei: „Das unterzeich-
nete Abkommen ist nur ein Anfang, eine 
Einladung“, sagte der Gast aus dem Os-
ten. Wie er ausführte, müssten Schweden 
und Finnland zunächst ihren Zusagen treu 
bleiben. Andernfalls würden ihre Mit-
gliedschaften dem türkischen Parlament 
nicht zur Abstimmung vorgelegt. „Dieses 
Abkommen wird nicht zustande kommen, 
wenn es nicht von unserem Parlament ge-
billigt wird“, sagte er. Auch Erdoğan war 
in triumphaler Laune.

Was trifft in Wirklichkeit also zu?

Angst vor einer  
neuen Repressionswelle

Seitdem die beiden skandinavischen 
Länder Mitte Mai beschlossen haben, 
ihre historische Neutralität aufzugeben 
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und eine Mitgliedschaft in der NATO 
anzustreben, ist die Türkei zum Züng-
lein an der Waage geworden. Die Regie-
rung Erdoğan droht, ein Veto gegen de-
ren Mitgliedschaft einzulegen und stellt 
Helsinki und Stockholm einen immer 
höheren Preis für ein Ja in Aussicht. Es 
ist bezeichnend, dass Ankara vor dem 
Gipfel in Madrid von Schweden und 
Finnland etwa die Auslieferung von 33 
angeblichen „Terroristen“ forderte — 
und nach Madrid die Zahl auf 73 Per-
sonen erhöhte.

In beiden Ländern, insbesondere in 
Schweden, sind große kurdische Gemein-
den zuhause. Die beispielhaft liberale Ge-
setzgebung und der Rechtsstaat in Skandi-
navien wirkte für Verfolgte aus aller Welt 
wie ein Magnet. Nach Madrid mache sich 
Verunsicherung unter den kurdisch-stäm-
migen Schweden breit, ihre Angst sei bei-
nah greifbar, kommentierte der renom-
mierte türkische Journalist Cengiz Candar, 
auch er ein Exilant. Die kurdisch-stämmi-
gen Schweden fühlten sich nun von ihrer 
neuen Heimat verraten. Sie lebe in Schwe-
den seit 25 Jahren, sagte die aus dem Iran 
stammende, unabhängige kurdisch-schwe-
dische Abgeordnete Amineh Kakabaveh. 
„Nie zuvor habe ich so viel Angst gespürt 
wie in den letzten Tagen nach Madrid“. 
Sie war über das in Madrid unterzeichnete 
trilaterale Memorandum zwischen Schwe-
den, Finnland und der Türkei entsetzt.

Dieser „Deal“ verunsichert inzwischen 
nicht nur die Bürger mit Migrationshin-
tergrund, sondern die Gesellschaften 
beider skandinavischen Länder in ihrem 
Selbstverständnis. Wie konnte es gesche-
hen, dass ihre Regierung sich mit „einem 
Autokraten wie Erdoğan zusammensetzt, 
um über die Prinzipien des schwedischen 
Rechtsstaats zu verhandeln?“, wunderte 
sich die ehemalige Vize-Regierungsche-
fin Lena Hjelm-Wallen. Auch sie empfand 
den Madrider Deal verstörend.

Eine Vereinbarung nach  
Erdoğans Gusto

Das wichtigste Ergebnis dieser Vereinba-
rung sei die „Aufhebung des von Schwe-
den und Finnland gegen die Türkei ver-
hängten Waffenembargos“, schreibt die 
einflussreiche, türkische Journalistin Na-
gehan Alci aus Erdoğans Hof. Europäi-
sche Länder verhängten 2019 ein Waf-
fenembargo gegen die Türkei, nachdem 
türkische Truppen zum dritten Mal völ-
kerrechtswidrig in das von Kurden be-
siedelte Nordsyrien einmarschiert wa-
ren, Abertausende Zivilisten in die Flucht 
getrieben und Teile des Nachbarlandes 
besetzt hatten. Seither hat die türkische 
Armee das syrische Territorium nie ver-
lassen. Sie bombardiert weiterhin Dör-
fer und Kleinstädte und zerstört täglich 

die Lebensgrundlage von Zivilisten. Den-
noch hat der Gipfel in Madrid beschlos-
sen, das Waffenembargo gegen die Tür-
kei aufzuheben.

Die NATO-Mitgliedstaaten schienen zu 
vergessen, dass Erdoğans rechtsradikale 
Regierung in der Türkei den Rechtsstaat 
systematisch ausgehöhlt hat und Aber-
tausende politische Gefangene, etwa den 
Mäzen Osman Kavala und den Kurden-
führer Selahaddin Demirtas, seit Jahren 

willkürlich hinter Gitter hält.

Vergessen scheint auch, dass Anka-
ra den EU-Mitgliedstaaten Griechen-
land und Zypern mit Krieg droht und in 
Nord-Syrien und Nord-Irak völkerrechts-
widrig Krieg führt. Um die Türkei in der 
Ukraine-Frage bei Laune zu halten, be-
schloss der NATO-Gipfel mit dem Se-
gen der USA, die Türkei Erdoğans weiß 
zu waschen.

Kriminalisierte Helden

Zum ersten Mal wurde die kurdische 
Bewegung Nordsyriens kriminalisiert. 
Zwar galt die Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK), die seit 1984 in der Türkei einen 
Krieg um Selbstbestimmung der über 
15 Millionen Kurden des Landes führt, 

Die Türkei versucht, eine 30 km lange „Sicher-
heitszone in Nordsyrien zu errichten“. Gestri-
chelte Linie. 
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in Schweden und Finnland bereits als 
Terrororganisation. Nun aber werden 
auch die kurdischen Volksschutzein-
heiten (YPG) und ihr politischer Arm 
(PYD) zu Terroristen definiert. Der achte 
Artikel des Memorandums verpflichtet 
Schweden und Finnland dazu, „die not-
wendigen, bilateralen rechtlichen Rah-
menbedingungen zu schaffen, um die 
Auslieferung und die Zusammenarbeit 
im Sicherheitsbereich zu erleichtern“. 
Kurz gesagt: Der schwedische Nach-
richtendienst Sapo und der türkische 
Geheimdienst MIT sollen künftig en-
ger zusammenarbeiten, um Dissidenten 
respektive „Terroristen“ in Skandinavi-
en ausfindig zu machen und/oder aus-
zuliefern.

Es mutet absurd an: Bei den kurdischen 
Milizen (YPG) handelt es sich um jene 
jungen Männer und Frauen, die zwischen 
2015 und 2019 den fanatischen Dschiha-
disten des islamistischen Staates IS die 
Stirn boten und in enger Zusammenar-
beit mit den USA und anderen europä-
ischen Ländern diese besiegten. Bis zu 
30.000 Opfer und nochmals so viele teils 
schwer Verletzte kostete sie der Sieg über 
die Islamisten. Und weil damals der IS 
auch eine ernsthafte Bedrohung für Eu-
ropa war, wurden die bewaffneten kur-
dischen Frauen und Männer als Helden 
gefeiert. 

Erdoğan habe „in Madrid alles erhal-
ten, was er wollte“, kommentierte die 
Journalistin Nagehan Alci. Von „demü-
tigenden Zugeständnissen Schwedens und 
Finnlands“ und von zynischer Doppelmo-
ral ist unter Kritikern die Rede. 

Um den Autokraten Putin zu schwächen, 
wurde der Autokrat Erdoğan innen- und 

aussenpolitisch gestärkt. 

Die Logik der Männer und Frauen, die 
in Madrid mit dem Versprechen angetre-
ten waren, weltweit die Demokratie ge-

gen die Despotie zu verteidigen, erscheint 
schleierhaft.

Die Türkei werde nach diesem Gip-
fel einen „schrecklichen Preis für das 
grüne Licht für die Erweiterung ver-
langen“, befürchtet Simon A. Waldman, 
Forschungsstipendiat am King’s College 
London. Präsident Erdoğan wird dem-
nach von Stockholm und Helsinki erwar-
ten, dass sie einen künftigen türkischen 
Einmarsch in Syrien gegen die kurdi-
schen Volksschutzeinheiten (YPG) un-
terstützen und seine Pläne zur Zwangs-
umsiedlung von einer Million syrischer 
Flüchtlinge aus der Türkei in die angeb-
lich befreiten Gebiete Nordsyriens gut-
heißen. Er werde ferner erwarten, dass 
die Skandinavier Dutzende von Personen 
ausliefern, die er für Terroristen hält, und 
dass die NATO zur schlechten Menschen-
rechtsbilanz der Türkei eisern schweigt, 
so Waldmans Analyse für die israelische 
Zeitung Haaretz. „Jedes Zaudern in die-
sen Fragen wird als Beweis für Boshaf-
tigkeit, wenn nicht gar Verrat ausgelegt.“

Bittere Oliven von Afrin

Verrat ist in der Geschichte der schät-
zungsweise 35 Millionen Kurden keine 
unbekannte Komponente. Allein in den 
letzten vier Jahren wurden die Kurden 
Syriens von ihren wichtigsten Alliierten 
links liegen gelassen. 2018 hat „Putin die 
kurdische Provinz Afrin an Erdoğan ver-
scherbelt für ein gemeinsames Pipeline-
projekt, einen russischen Atomreaktor 
sowie für das S-400 Luftabwehrsystem“, 
schreibt Thomas Konicz in konkret. „Der 
Kreml hoffte, damit die Herauslösung der 
Türkei aus dem westlichen Bündnissys-
tem befördern zu können“ – vergeblich. 
Stattdessen fand in der ehemals blühen-
den kurdischen Universitätsstadt eine sys-
tematische ethnische Säuberung statt: Die 
Kurden, traditionell die überwältigende 
Bevölkerungsmehrheit, stellen heute nach 

eigenen Angaben nur noch 25 Prozent der 
Bevölkerung.

Menschenrechtsorganisationen wie 
Human Rights Watch warnen seither 
immer wieder, dass willkürliche Ent-
eignungen, massenhafte Entführun-
gen und Vergewaltigungen den Alltag 
der Provinz bestimmten. In diesem Ge-
biet, in das unabhängigen Journalisten 
der Zugang streng verwehrt wird, soll 
das Erdoğan-Regime ein Netz von Ge-
heimgefängnissen unterhalten, berich-
tete unlängst die Jerusalem Post. Dort 
beginge die Türkei systematisch „furcht-
bare Verbrechen“ gegen Oppositionelle 
und Zivilisten. Von den nahezu 9.000 
Opfern dieses türkischen Foltersystems 
in Nordsyrien seien 1.500 verschwun-
den, so die Jerusalem Post. Dafür ge-
langen Afrins berühmte Oliven, seit je 
das Hauptprodukt der Provinz, jährlich 
in westliche Supermärkte und auf diese 
Weise manchmal auch auf unsere Tische 
– als türkisches Produkt markiert. Ähn-
lichkeiten zwischen Afrins Oliven und 
dem geraubten Getreide aus der Ukrai-
ne werden zurückgewiesen.

Glaubwürdigkeit verloren

Ein Jahr nach Afrin gab US-Präsident 
Donald Trump grünes Licht für die zwei-
te völkerrechtswidrige Operation der Tür-
kei in Nordsyrien. Mit diesem geopoliti-
schen Schachzug hoffte er, die Türkei von 
den Fängen Moskaus in den Schoß der 
westlichen Allianz zurückholen zu kön-
nen. Städte und Dörfer wurden abermals 
gnadenlos bombardiert und Abertausen-
de Zivilisten erneut vertrieben.

Und die Kurden? „In den Augen der 
Menschen verliert das westliche Gerede 
von Werten und Moral jede Glaubwür-
digkeit“, sagt Kamal Sido, der Nahostex-
perte der „Gesellschaft für bedrohte Völ-
ker“. „Sie haben kaum eine andere Wahl, 
als zu resignieren.“
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Krieg & Frieden

Eine Gruppe Friedensaktivisten bezeichnete die Reise der Sprecherin des US-Repräsentantenhauses als 
„unnötig, gefährlich und völlig rücksichtslos zu einer Zeit, in der der Krieg in der Ukraine weitergeht“.

„Spiel mit dem Feuer”, sagt China 
nach Pelosis Landung in Taiwan
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tigt. Er ist Mitarbeiter von Common Dreams 
und Mitglied der internationalen sozialisti­
schen Autorengruppe Collective 20. Bevor 
er zu Common Dreams kam, war er lang­
jähriger freiberuflicher Journalist und Es­
sayist, dessen Artikel in einer Vielzahl von 
Print- und Online-Publikationen erschienen.

Wenn er nicht schreibt, ist er auf der Stra­
ße und kämpft für Frieden und für Ras­
sen-, Wirtschafts- und Klimagerechtigkeit.

Die Chinese Patriotic Solidarity Associa-
tion, eine taiwanesische Gruppe, demons-
trierte am 02.08.2022 in Taipeh, um gegen 
den geplanten Besuch der Sprecherin 
des US-Repräsentantenhauses, Pelosi, in 
Taiwan zu protestieren. Gemeinfrei.

Dieser Text wurde zuerst am 02.08.2022 auf www.
commondreams.org unter der URL <https://www.com­
mondreams.org/news/2022/08/02/playing-fire-says-
china-after-pelosi-lands-taiwan> veröffentlicht. Lizenz: 

Brett Wilkins/Common Dreams, Lizenz: CC BY-NC-ND 3.0

Chinesische Kampfflugzeuge stiegen in 
den Himmel und US-Kriegsschiffe waren 
am Dienstag unterwegs [1], als die Spre-
cherin des US-Repräsentantenhauses, 
Nancy Pelosi, die Warnungen Pekings, 
der Regierung Biden und von Friedens-
aktivisten ignorierte und als ranghöchs-
ter amerikanischer Beamter seit 25 Jah-
ren Taiwan besuchte. 

Die kalifornische Demokratin Pelosi 
gab eine Erklärung ab, in der sie betonte, 
dass die Reise der Kongressdelegation auf 
die Insel, die von der Mehrheit der inter-
nationalen Gemeinschaft, einschließlich 
der USA, als Teil Chinas betrachtet wird, 
„in keiner Weise im Widerspruch“ zum 
Festhalten der USA an der „Ein-China-
Politik“ stehe, sondern vielmehr „Ame-
rikas unerschütterliches Engagement für 
die Unterstützung der lebendigen Demo-
kratie Taiwans ehrt“ [2]. 

„Unser Besuch ist Teil unserer umfas-
senderen Reise in den indopazifischen 

Raum - einschließlich Singapur, Ma-
laysia, Südkorea und Japan - mit dem 
Schwerpunkt auf gegenseitiger Sicher-
heit, wirtschaftlicher Partnerschaft und 
demokratischer Regierungsführung“, er-
klärte die Sprecherin.

Sie fügte hinzu: „Unsere Gespräche mit 
der taiwanesischen Führung werden sich 
darauf konzentrieren, unsere Unterstützung 
für unseren Partner zu bekräftigen und un-
sere gemeinsamen Interessen zu fördern, 
einschließlich der Förderung einer freien 
und offenen indo-pazifischen Region. Ame-
rikas Solidarität mit den 23 Millionen Men-
schen in Taiwan ist heute wichtiger denn je, 
da die Welt vor der Wahl zwischen Auto-
kratie und Demokratie steht.“

Das chinesische Außenministerium 
verurteilte den Besuch Pelosis, warf den 
Vereinigten Staaten vor, „mit dem Feu-
er zu spielen“ und warnte, dass „dieje-
nigen, die mit dem Feuer spielen, daran 
zugrunde gehen werden“ [3].
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In einer Erklärung des Ministeriums 
heißt es:

„China und die Vereinigten Staaten 
sind zwei große Länder. Der richtige Weg 
für sie, miteinander umzugehen, besteht 
nur in gegenseitigem Respekt, friedlicher 
Koexistenz, keiner Konfrontation und ei-
ner Zusammenarbeit, von der beide Seiten 
profitieren. Die Taiwan-Frage ist eine rein 
interne Angelegenheit Chinas, und kein 
anderes Land hat das Recht, in der Tai-
wan-Frage als Richter aufzutreten.

China fordert die Vereinigten Staaten 
nachdrücklich auf, die „Taiwan-Karte“ 
nicht mehr auszuspielen und Taiwan zur 
Eindämmung Chinas zu benutzen. Sie 
sollten aufhören, sich auf Taiwan ein-
zumischen und sich in die inneren An-
gelegenheiten Chinas einzumischen. Sie sollten aufhören, separatistische Kräf-

te, die für die „Unabhängigkeit Taiwans“ 
eintreten, in irgendeiner Form zu unter-
stützen und ihnen zuzuarbeiten. Sie soll-
te damit aufhören, in der Taiwan-Frage 
das eine zu sagen, aber das Gegenteil zu 
tun. Sie sollte aufhören, das Ein-China-
Prinzip zu verdrehen, zu verschleiern 
und auszuhöhlen. Sie muss glaubwürdi-
ge Maßnahmen ergreifen, um das Ein-
China-Prinzip und die Bestimmungen der 
drei gemeinsamen Kommuniqués zwi-
schen China und den USA strikt einzu-
halten, die „fünf Nein“-Verpflichtungen 
der US-Führung zu erfüllen (d.h. keinen 
„neuen Kalten Krieg“ anzustreben; nicht 
zu versuchen, Chinas System zu verän-
dern; die Wiederbelebung ihrer Allian-
zen ist nicht gegen China gerichtet; die 
„Unabhängigkeit Taiwans“ nicht zu un-
terstützen; keinen Konflikt mit China zu 
suchen) und nicht weiter den falschen und 
gefährlichen Weg zu beschreiten.

Auch Anti-Kriegs-Stimmen verurteil-
ten die Reise der Sprecherin: „Pelosis Tai-
wan-Besuch ist unnötig, gefährlich und 
völlig rücksichtslos zu einer Zeit, in der 
der Krieg in der Ukraine weitergeht“, 
twitterte Stop the War U.K. [4]. „Die USA 
befinden sich bereits in einem Stellvertre-
terkrieg mit Russland und Pelosis Besuch 
könnte zu militärischen Vergeltungsmaß-
nahmen und einem gefährlichen Eskala-
tionskreislauf führen.“

Der ehemalige taiwanesische Pla-
nungschef für Außenpolitik Dale Jieh 
Wen-chieh machte sich über die Vor-
stellung lustig, Pelosi käme auf die In-

sel, um das taiwanesische Volk zu un-
terstützen.

„Unterstützt euren Arsch“, sagte er in 
einem taiwanesischen Fernsehinterview 
und fügte in Anspielung auf die chinesi-
sche Volksbefreiungsarmee hinzu: „Ihr 
wollt uns unterstützen, um gegen die PLA 
zu kämpfen?“ [5]

„Ihr Yankees ... wollt, dass wir Waf-
fen von euch kaufen“, fügte Jieh hinzu. 
„Sind Sie hier, um Taiwan zu unterstüt-
zen oder um einen Krieg zu provozieren? 
Was zum Teufel machen Sie hier, Pelosi? 
Die Beziehungen zwischen dem Festland 
und Taiwan sind bereits sehr angespannt. 
Unterstützen Sie Taiwan? Wir brauchen 
Ihre Unterstützung nicht!“

Am Montagabend wurden auf dem 
Taipei 101, dem höchsten Gebäude und 
Wahrzeichen der taiwanesischen Haupt-
stadt, leuchtende Botschaften angebracht, 
die Pelosi willkommen hießen und ihr für 
ihren Besuch dankten [6].
Der Besuch der Rednerin löste auch Pro-
teste aus, die von den Straßen Taipehs bis 
in ihre Heimatstadt San Francisco reich-
ten  [7].

Julie Tang, eine pensionierte Richterin 
am Obersten Gerichtshof von San Fran-
cisco, warf Pelosi bei einer Demons-
tration am Montagnachmittag in der 
nordkalifornischen Stadt vor, den mili-
tärisch-industriellen Komplex zu unter-
stützen und „die Stimmung für den Krieg 
anzuheizen“.

„Wir haben für sie gespendet, wir ha-
ben sie in all den Jahren unterstützt, aber 
wir sind so enttäuscht, dass das, was sie 
tut, völlig gegen das Wohlergehen und 
den Wohlstand der Gemeinschaft ist - ins-
besondere der chinesischen Amerikaner“, 
sagte Tang gegenüber The San Francis-
co Standard [8].
„Sie hört nicht auf uns“, fügte Tang hin-
zu. „Sie schwimmt mit dem Strom, sie 
drängt auf die Hegemonie der USA, um 
China einzudämmen. Aber wozu? Wir 
haben nichts davon.“

Berichten zufolge [9] hatten Beamte der 
Biden-Regierung hinter den Kulissen da-
ran gearbeitet, Pelosi von den potenziel-
len Gefahren eines Besuchs in Taiwan zu 
überzeugen. Letzten Monat gab Präsident 
Joe Biden zu, dass US-Militärs der Mei-
nung seien, es sei „keine gute Idee“, wenn 
Pelosi Taiwan jetzt besuche [10].

Karte von Taiwan vor der chinesischen Küste
Quelle: Wikipedia, Benutzer:WEBMASTER; Lizenz: 
CC BY-SA 3.0
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Überfüllte Züge, Verspätungen, defekte Klimaanlagen, geschlossene Bordbistros und gesperrte Toiletten 
– die Deutsche Bahn steht in diesem Jahr wieder einmal stark in der Kritik. Dabei ist die Krise hausge-
macht. Das 9-Euro-Ticket lässt die Verfehlungen der Vergangenheit noch einmal deutlich zu Tage treten.
Die Krise bei der Deutschen Bahn AG ist durch eine, seit der Privatisierung 1994, verfehlte Politik zu erklären. 
Die Täter sind im Bund, der 100%iger Eigentümer der Bahn ist, im Bundesverkehrsministerium und unter 
den „Top-Managern“ der Deutschen Bahn AG zu finden. Sie haben alles dafür getan, das System Schiene, 
ohne Ausweichmöglichkeit, vor die Wand zu fahren.

Autor: Tobias Augenbraun
ehemaliger Eisenbahner im Betriebsdienst 
Fachrichtung Fahrweg (Fahrdienstleiter). 
Er war auf dem Stellwerk für eine sichere 
Durchführung des Zugverkehrs zuständig.

Erstveröffentlichung Free21. Lizenz: Tobias Augenbraun, 
Free21, CC BY-NC-ND 4.0

Mit der Wiedervereinigung gab es in 
Deutschland bis 1993 zwei Bahnen, die 
Reichsbahn der DDR und die Deutsche 
Bundesbahn. Zum Stichtag 01.01.1994 
wurden diese beiden Bahnen zum pri-
vatrechtlichen Konzern: Deutsche Bahn 
AG. Dieser Konzern blieb zu 100% in der 
Hand des Bundes, und der erste Vorstands-
vorsitzende wurde Heinz Dürr.

Im Autoland Deutschland sollte es 
wohl kaum verwundern, dass Heinz Dürr 
eng mit der Automobil-Industrie verbun-
den war. Er war bis zu seiner Ernennung 
als Bahnchef im Vorstand der Daimler 
AG. [1]  Hartmut Mehdorn, Bahnchef von 

1999-2009, kam aus der Luftfahrt und 
hatte für die Etablierung von Airbus ge-
sorgt. Sein Nachfolger Rüdiger Grube ar-
beitete 20 Jahre vor seinem Amtsantritt 
mit Mehdorn bei Airbus zusammen und 
war bis zu seiner Ernennung zum Bahn-
chef ebenfalls im Vorstand der Daimler 
AG. War dies wirklich das richtige Per-
sonal, um die Weichen für eine bessere 
Zukunft der Bahn zu stellen?

Matthias Wissman, 1994 Verkehrsmi-
nister, hatte zumindest Großes vor mit der 
Bahn: „Wir können vor allem den Men-
schen die Hoffnung vermitteln, dass sich 
ein modernes Dienstleistungsunterneh-

Bahnchaos – 
Kein Ausweichen möglich



36 Publiziert auf Free21 am 04.08.2022, 6:00 Uhr

Innenpolitik

men immer mehr entwickeln wird. Das 
eben befreit ist von den Fesseln der Be-
hördenstruktur. Und daher auch mehr 
Verkehr auf die Schiene ziehen kann. Ein 
verkehrspolitisches Jahrhundertwerk hat 
mal jemand gesagt.“ [2]

Dieses verkehrspolitische Jahrhundert-
werk kostete zunächst etwa der Hälfte 
aller Beschäftigten ihren Job. Anfang 
1994 hatte die Bahn laut eigenen Anga-
ben 350.000 Mitarbeiter. Heute gibt es 
in Deutschland ca. 190.000 Vollzeitbe-
schäftigte bei der Bahn und ca. 125.000 
Mitarbeiter im Ausland [3].

Seit ein paar Jahren versucht die DB 
AG zudem vermehrt auszubilden, da man 
dies 20 Jahre versäumt hat und die Mit-
arbeiter nun in Rente gehen. Somit ge-
hen dem Konzern eine Menge erfahre-
ner Kollegen und Know How verloren. 
Die normale Ausbildung dauert 2,5 Jahre. 
Aufgrund des akuten Personalmangels, 
erfolgen aber auch Ausbildungen in 90 
Tagen. In 90 Tagen zum Triebfahrzeug-
führer oder zum Fahrdienstleiter. Ob das 
wirklich der Qualität zuträglich ist, möge 
jeder für sich selbst beurteilen. Ich als 
ausgebildeter Fahrdienstleiter hatte eini-
ge erschreckende Erlebnisse.

Auf dem Weg zur Aktiengesellschaft 
wurden 1999 eigenständige Aktienge-
sellschaften unter dem Dach der Holding 
Bahn AG gegründet. Zum Beispiel ent-
stand im Personenverkehr die DB Regio 

und DB Fernverkehr, im Güterverkehr 
entstand DB Cargo, für das Netz ist DB 
Netz zuständig. 

Im Ausland agiert der Konzern über 
DB Schenker und DB Arriva, die etwa 
die Hälfte des Umsatzes des gesamten 
Konzerns ausmachen. 2008 sollte die 
Deutsche Bahn an die Börse gehen. Auf-
grund der Finanzkrise wurde der Börsen-
gang allerdings abgesagt.

Folgen des geplanten  
Börsengangs

Um die Deutsche Bahn fit zu machen für 
den geplanten Börsengang, wollte man den 
Konzern möglichst profitabel erscheinen 
lassen. Dazu versuchte man, unter Mithilfe 
der schwarz-roten Regierung, die DB AG 
möglichst schlank darzustellen und griff 
auf kreative Buchführung zurück. Der da-
malige Bundesverkehrsminister beschrieb 
das Ganze folgendermaßen: „

Für dieses politische Ziel haben 
der frühere Bahnchef Hartmut Mehdorn 
und sein Aufsichtsratsvorsitzender Wer­
ner Müller die Bilanz der Braut fürs Bör­

senparkett geschmückt.“

Man ließ, aus Kostengründen die In-
frastruktur verrotten. All das ist eng 

verbunden mit dem Namen Hartmut 
Mehdorn. Auch als der Börsengang 
scheiterte, ging dieses Treiben unter Rü-
diger Grube und seit 2017 unter Rüdiger 
Lutz weiter. [4]

Die Bahn hat, um Personal einzuspa-
ren und so die Kosten zu senken, die In-
frastruktur abgebaut. Dabei erfolgte der 
größte Abbau der Infrastruktur bis zum 
Jahr 2008, in dem der Börsengang erfol-
gen sollte. 

Das Streckennetz wurde von etwas mehr 
als 41.000 km 1994 bis heute auf rund 
33.000 km abgebaut. Hatte man 1994 
noch rund 130.000 Weichen, so sind 
es heute noch ungefähr 66.000. Gleis-
anschlüsse wurden von 11.000 auf ca. 

2.500 abgebaut.

Mit diesen Maßnahmen wollte man Per-
sonal einsparen – sie haben allerdings zur 
Folge, dass nicht genügend Kapazitäten 
für Überholfahrten und Ausweichfahrten 
z. B. bei Baustellen, zur Verfügung ste-
hen. Daraus ergibt sich eine gesteigerte 
Verspätungsanfälligkeit, denn wo keine 
Weichen, da auch keine Überholmöglich-
keiten. Das macht es schwierig, den Re-
gelbetrieb ohne Verspätungen und Ver-
zögerungen aufrechtzuerhalten. 

Nicht nur bei der Infrastruktur hat 
man Einspar-Potential gesehen, auch 
bei nötigen Reparaturen hat man ge-
spart. Von den Weichen bis zu den Zü-
gen. Bereits 2018 geriet der Vorstand für 
den Personenverkehr Berthold Huber in 
die Kritik. Im August 2018 hatten 16,3% 
aller Züge eine Störung und insgesamt 
fielen 118 Züge aus. Der Spiegel schrieb 
dazu [5]: „In der Hauptkritik steht Bert-
hold Huber, der im Vorstand für den Per-
sonenverkehr verantwortlich ist. Er muss 
die Wartung in den Reparaturwerken 
der Bahn besser in den Griff bekom-
men. Von dort gehen zu viele Züge auf 
die Strecke, ohne dass sie ausreichend 
gewartet und repariert sind. Folge sind 
nicht nur die den Bahnkunden vertrauten 
Ansagen, wonach im Bordrestaurant et-
was nicht funktioniere. Viele Züge müs-
sen technisch bedingt ihre Geschwindig-
keit reduzieren oder bleiben ganz liegen. 
Nur 20 Ersatzzüge stehen für diesen Fall 
bereit.“
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Zudem werden die Arbeitszeiten der 
Mitarbeiter voll ausgereizt, was dazu 
führen kann, dass bei geringsten Ver-
spätungen andernorts Personal fehlt. Ich 
habe selbst häufig mitbekommen, dass 
Mitarbeiter von einem zum anderen Ein-
satzort mit dem Taxi hin und her gefah-
ren wurden. Andernorts setzte man gar 
Flugzeuge ein.

Das 9-Euro-Ticket 

Das 9-Euro-Ticket hat all das, was oben 
beschrieben wurde, nochmals deutlich 
hervortreten lassen. Die Mitarbeiter und 
das Material kommen an die absolute 
Belastungsgrenze. Durch den Ansturm, 
ausgelöst durch das 9-Euro-Ticket, kom-
men nicht nur die Mitarbeiter an ihre 
Belastungsgrenze, auch die hochfrequen-
tierten Toiletten, Aufzüge und Züge wer-
den schneller kaputt gehen.

Claus Weselsky, Chef der Lokführer-
gewerkschaft GDL sagte der Welt am 
Sonntag: „Ich habe so ein Chaos wie im 
Sommer 2022 noch nie erlebt bei der 
Deutschen Bahn. Das ist der absolute Su-
per-GAU. […] In den Köpfen der Men-
schen brennt sich ein, dass das System 
Eisenbahn in einem katastrophalen Zu-
stand ist. Das ist fatal.“ [6]

Auch Martin Burkert der Vizechef der 
EVG zeigte sich besorgt über den Kran-
kenstand: „Viele Kolleginnen und Kolle-
gen sind bereits an der Belastungsgren-
ze, weil es die Beschäftigten sind, die 
den Laden irgendwie am Laufen halten. 
Aber die Krankenstände sind hoch und 
steigen. Wir merken: Das 9-Euro-Ticket 
macht krank.“ [6]

Wie man es besser macht

Die Schweiz hat in den 1990er Jahren 
ebenfalls eine Bahnreform durchgeführt. 
Das Vorbild dafür war Deutschland. Die 
Schweizer Bahn wurde also auch zu ei-
ner AG im Staatsbesitz. Heute hat die 
Schweiz eines der dichtesten Verkehrs-
netze. Der Unterschied ist, dass es sehr 
gut funktioniert. 

Warum funktionierte die Privatisie-
rung in der Schweiz viel besser? Dazu 
sagte Peter Füglistaler, Direktor des 

schweizerischen Bundesamtes für Ver-
kehr:  „

Wir hatten nie die Diskussion, dass 
man die Bahn an die Börse bringen könn­
te. In Deutschland hat das ja lange Zeit 
das Verhalten der Deutschen Bahn ge­
prägt. Hat auch gewisse Management-Ent­
scheidungen beeinflusst. In der Schweiz 
war jedoch immer klar, dass die Bahn in 
Staatsbesitz bleibt. Das stand nie zur Dis­
kussion. Insofern wurde die unternehme­
rische Entwicklung nie so weit getrieben 
und dann später wieder korrigiert wie in 

Deutschland.“ [2]

Das Erfolgsrezept benennt er wie folgt: 
„Geld, Geld und nochmals Geld. Beim 

Bahnsystem, generell beim öffentlichen 
Verkehr, ist es entscheidend, wie viel 
Geld investiert wird, und ein ganz gro-
ßer Teil kommt halt von der öffentlichen 
Hand und somit vom Steuerzahler. Und 
da haben wir in der Schweiz eine große 
Bereitschaft, die hohen Investitionen auch 
bereitzustellen.“ [2]

Dem kann ich nur zustimmen. Was wir 
brauchen sind Investitionen in die Infra-
struktur und in neue Mitarbeiter. Ständige 
Billigangebote können nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass man das System Schie-
ne mutwillig an die Wand gefahren hat.
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Frank Elbe war Genscher-Vertrauter, Spitzendiplomat, filigraner Feinmechaniker der Wiedervereinigung, 
scharf- und eigensinniger Kommentator der neuen West-Ost-Konfrontation: Dieser Verlust – ausgerechnet 
jetzt – ist unermesslich!

„Empathie und Bereitschaft zur Versöhnung!“

Das politische Vermächtnis 
des Diplomaten Frank Elbe

Quelle: Facebook-Titelfoto Frank Elbe, privat

Dieser Text wurde zuerst am 01.07.2022 auf www.nach­
denkseiten.de unter der URL <https://www.nachdenk­
seiten.de/?p=85383> veröffentlicht. Lizenz: Leo Ensel, 
NachDenkSeiten, CC BY-NC-ND 4.0

„
Ihr habt gehört, dass gesagt wor­

den ist: Auge für Auge und Zahn für Zahn. 
Ich aber sage Euch: Leistet dem, der Euch 
etwas Böses antut, keinen Widerstand. 
Sondern, wenn Dich einer auf die rechte 
Wange schlägt, dann halt ihm auch die 
andere hin! Ihr habt gehört, dass gesagt 
worden ist: Du sollst Deinen Nächsten lie­
ben und Deinen Feind hassen. Ich aber 
sage euch: Liebt Eure Feinde und betet für 
die, die Euch verfolgen, damit Ihr Kinder 
Eures Vaters im Himmel werdet; denn er 
lässt seine Sonne aufgehen über die Bö­
sen und Guten und er lässt regnen über 

Gerechte und Ungerechte.“

Es überrascht, dass ein ausgewiesener 
Realist, der jeglicher fundamentalisti-

schen Gesinnungsethik erklärtermaßen 
abhold war, dass ein ehemaliger Diplo-
mat mit jahrzehntelanger politischer Er-
fahrung unter anderem in Polen, Indien, 
Japan und der Schweiz, dass ein Unter-
händler der Konvention über das Verbot 
chemischer Waffen und aktiver Teilneh-
mer bei den Zwei-plus-Vier-Verhandlun-
gen über die Einheit Deutschlands – kurz: 
dass ein unsentimentaler Profi mit mes-
serscharfem Verstand ausgerechnet die-
se Sätze aus der Bergpredigt als Evange-
lium für sein Requiem gewählt hat. Und 
das in einer Zeit, in der der Krieg in die 
Mitte Europas zurückgekehrt ist und er 
sein Lebenswerk zumindest zeitweise als 
zerstört ansah: Das friedliche Zusammen-
leben aller europäischen Völker nach dem 
Prinzip der gemeinsamen Sicherheit, wie 

Autor: Dr. Leo Ensel
ist Konfliktforscher und 
interkultureller Trainer 
mit Schwerpunkt „Post­
sowjetischer Raum und 
Mittel-/Ost-Europa“. Er 
ist Autor einer Reihe von 
Studien über die wechsel­
seitige Wahrnehmung von 
Russen und Deutschen. Im neuen Ost-West-
Konflikt gilt sein Hauptanliegen der Über­
windung falscher Narrative und der Rekon­
struktion des Vertrauens. – Der Autor legt 
Wert auf seine Unabhängigkeit. Er fühlt sich 
ausschließlich den genannten Themen und 
keinem nationalen Narrativ verpflichtet.
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es die „Charta von Paris“ im November 
1990 in der klassischen Formel zusam-
mengefasst hatte („Sicherheit ist unteilbar, 
und die Sicherheit jedes Teilnehmerstaa-
tes ist untrennbar mit der aller anderen 
verbunden.“)

Es lässt aufhorchen und es macht nach-
denklich. 

„Diplomatie ist ein  
Reparaturunternehmen“

Das erste Mal hörte ich seinen Namen 
im Juni 2014, als mir jemand in einer 
Sitzung des Deutsch-Russischen Forums 
die Kanzelrede [1] vom 4. April 2014 
eines Botschafters a.D. namens Frank 
Elbe in der Bauernkirche zu Iserlohn 
dringend zur Lektüre empfahl. Ich las 
den langen Text mit dem Titel „Wie si-
cher ist Europa?“ aufmerksam durch – 
er begann mit dem Satz: „Der Welt droht 
die schwerste sicherheitspolitische Fehl-
entwicklung seit der Kubakrise 1962, in 
der ein nuklearer Schlagabtausch gerade 
noch verhindert werden konnte.“ – und 
dieser Satz war mir aus der Seele ge-
sprochen! Was dieser, mir bis dato un-
bekannte Verfasser ausführte, war genau 
das, was auch ich dachte und fühlte. Al-
lerdings untermauert mit der Erfahrung 
eines ganzen langen Diplomatenlebens 
und pointiert auf den Punkt gebracht von 
einem Mann, der als enger Mitarbeiter 
von Außenminister Genscher – dessen 
Büro er zeitweise leitete – selbst dazu 
beigetragen hatte, dass der (erste) Kalte 
Krieg beendet werden konnte, ohne dass 
ein einziger Schuss fiel.

Seitdem verfolgte ich regelmäßig und 
mit großem Gewinn seine scharf- und 
eigensinnigen Essays, die der – nach ei-
genen Worten – ‚in der Wolle gefärbte 
Genscherist‘ meist im Cicero [2], biswei-
len auch bei RT Deutsch publizierte. Es 
war seine, von den Leitmedien sehr ab-
weichende andere Sicht auf Putin, die 
den russischen Präsidenten, ohne ihn re-
flexartig zu dämonisieren, als Politiker 
ernst nahm, die mich anzog. Sein kla-
res Insistieren auf der großen Mitver-
antwortung des Westens für die neue 
Konfrontation mit Russland, seine Sor-
ge um eine mögliche Eskalation, falls 
die USA den bewährten Strategien der 

Rüstungskontrolle, der Abrüstung und 
der Entspannungspolitik endgültig den 
Rücken zukehren sollten. Und seine prä-
zisen sachlichen Analysen.

„Diplomatie ist ein Reparaturunterneh-
men“ lautete eine seiner Devisen. Und 
seine lösungsorientierte Sentenz, mit der 
er nach den Ereignissen auf der Krim im 
März 2014 den Vorrang der Diplomatie 
einforderte: „Wenn Sie einen Wasserrohr-
bruch haben, dann holen Sie keinen Juris-
ten, sondern den Klempner!“ Sätze, die 
ich mir gemerkt habe. Frank Elbe war 
nüchtern, realitätsbezogen, unsentimental 
– ein Verantwortungsethiker und Pragma-
tiker im allerbesten Sinne. 

Maßgeschneiderte Hemden  
und klare Worte

In den Achtziger Jahren, wir sprachen 
manchmal mit leichtem Augenzwinkern 
darüber, wären wir Antipoden gewesen. 
Elbe befürwortete den sogenannten NA-
TO-Nachrüstungsbeschluss, die Statio-
nierung atomarer Mittelstreckenraketen 
in Westeuropa – allerdings mit der ent-
scheidenden Einschränkung, dass dieser 
Beschluss revidierbar sein müsse, falls die 
Sowjetunion ihre Politik ändere –, wäh-
rend ich an den Demonstrationen gegen 
Pershing II und Cruise Missiles teilnahm 
und für die westdeutsche Friedensbewe-
gung ein Buch über „Angst und atomare 
Aufrüstung“ [3] schrieb. ‚Versöhnt‘ ha-
ben uns Gorbatschows Politik des Neu-
en Denkens und die „Charta von Paris“, 
die auch durch seine geduldige jahrelan-
ge Vorarbeit möglich wurde und die für 
die folgende Zeit unser gemeinsamer Re-
ferenzrahmen blieb.

In der Retrospektive wird immer deut-
licher, dass wir beide Kinder der ‚Bonner 
Republik‘ waren, wenn auch als Jahrgän-
ge 1941 und 1954 unterschiedlichen Ge-
nerationen zugehörig.

Im Sommer 2016 nahm ich erstmals 
telefonisch Kontakt mit ihm auf. Ich 
wollte ihn als Mitstreiter für eine von 
mir anvisierte internationale „Breite Ko-
alition der Vernunft“ [4] für Deeskalati-
on im neuen West-Ost-Konflikt gewin-
nen. Elbe winkte ab. Er wollte sich von 
keiner Seite, sei sie ihm noch so sym-
pathisch, vereinnahmen lassen. Lieber 

Buchcover „Richtige Angst und falsche Furcht. 
Psychologische Friedensvorbereitung und der 
Beitrag der Pädagogik“, Autor Franz-Josef (Leo) 
Ensel, Fischer Verlag

Quellen:
[1] Blog der Republik, „Wie sicher ist Europa? 
Kanzelrede von Botschafter A.D. Frank Elbe in der 
Bauernkirche in Iserlohn am 4. April 2014“, am 29. 
März 2015: <https://www.blog-der-republik.de/
wie-sicher-ist-europa-kanzelrede-von-botschafter-
a-d-frank-elbe-in-der-bauernkirche-in-iserlohn-
am-4-april-2014/>
[2] Cicero, Autorenarchiv Frank Elbe, <https://www.
cicero.de/taxonomy/term/1238>
[3] Booklooker, Bücher von Franz-Josef Ensel 
<https://www.booklooker.de/Bücher/Angebote/
autor=Franz-Josef+Ensel>
[4] Deutsch Russisches Forum e.V., Stop Appell 
- Schluss mit der Eskalation in West und Ost! Für 
den Neubau des  „Gemeinsamen Hauses Europa“! 
<https://www.deutsch-russisches-forum.de/portal/
wp-content/uploads/2016/05/Stop-Appell-deutsch.
pdf >
[5] Blog der Republik, "Zum Umgang mit 
Russland – Rückkehr zu bewährten Strategien. Ein 
Gastbeitrag von Frank Elbe, Botschafter a.D.", am 
19. Januar 2022: <https://www.blog-der-republik.
de/zum-umgang-mit-russland-rueckkehr-zu-
bewaehrten-strategien-ein-gastbeitrag-von-
frank-elbe-botschafter-a-d/>
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blieb er der ‚einsame Wolf‘ – als der er 
wahrhaftig nicht wirkungslos war!

Es war der Beginn eines kontinuier-
lichen, zunehmend freundschaftlicher 
werdenden Kontaktes. Sporadische lan-
ge Telefongespräche, für die er sich viel 
Zeit nahm, Mailwechsel, eine ‚Face-
book-Freundschaft‘ und ein persönli-
ches Treffen zwei Jahre später in Bonn 
folgten.

Und mit der Zeit traten noch andere Fa-
cetten seiner reichen Persönlichkeit zuta-
ge: Ein Genussmensch, der maßgeschnei-
derte Hemden und Anzüge trug, gutes 
Essen und exzellente Weine zu schätzen 
wusste, gerne weite Reisen unternahm – 
und ein Mann mit scharfer Zunge, der, 
wenn er es für nötig hielt, auch gänzlich 
undiplomatisch Klartext reden konnte. 
Manchmal hatte ich etwas Angst vor ihm: 
Er konnte leicht unwirsch reagieren, wenn 
er sich beim Extemporieren seiner Ge-
dankengänge gestört fühlte.

„Die Amerikaner haben einen 
Stellvertreterkrieg nach Europa 
gebracht!“

Es waren immer dieselben beiden The-
men, die wir in tausend Variationen, ab-
hängig von der jeweiligen Tagespolitik, 
durchsprachen: Wie können die westlich-
russischen Spannungen wieder abgebaut 
und wie kann vor allem ein neues, auch 
atomares, Wettrüsten noch rechtzeitig ge-
stoppt werden? 

Elbe setzte auf eine „Rückkehr zu be-
währten Strategien“ [5]: Auf die Rück-
verpflichtung der NATO auf die Prin-
zipien des Harmel-Berichtes von 1967 
– „Sicherheit und Entspannung“ –, auf 
die Selbstbeschränkung der USA aus 
der Zeit des (ersten) Kalten Krieges, le-
diglich „second to none“, niemandem 
unterlegen zu sein und auf eine Poli-
tik der Vergrößerung des Puffers zwi-
schen, wie er es nannte, „Hand und 
Atomknopf“. Bezüglich der Politik der 
USA wurde Elbe im Laufe der Jahre zu-
nehmend skeptischer. Dem Satz Klaus 
von Dohnanyis „Die Interessen der USA 
sind nicht mehr die der Europäer“, des-
sen letztes Buch [6] er noch gelesen 
und geschätzt hat, stimmte er zu hun-
dert Prozent zu.

Uns beide beunruhigte die Fahrlässig-
keit zutiefst, mit der die Jahrhundertchan-
ce, das „Gemeinsame europäische Haus“ 
aufzubauen, verspielt wurde und die Mut-
willigkeit, mit der seit Jahren das abrüs-
tungspolitische Erbe Gorbatschows bei 
Strafe eines möglichen atomaren Unter-
ganges an die Wand gefahren wird, sowie 
die Apathie [7], mit der diese brandge-
fährliche Entwicklung in den Bevölke-
rungen in West und Ost hingenommen 
wird. 

Einmal, am 7. Juli 2016, dem Vorabend 
des NATO-Gipfeltreffens in Warschau, 
auf der eine Verlegung von Truppen nach 
Polen und ins Baltikum beschlossen wur-
de, brach es während einer Diskussions-
runde bei Phoenix [8], regelrecht aus ihm 
heraus: 

„Ich bin ja nun Zeitzeuge. Ich war da-
mals Stabschef von Hans-Dietrich Gen-
scher, ich habe den Zwei-plus-vier-Ver-
trag mitverhandelt, und ich habe auch 
die ganze weitere Entwicklung mitver-
folgt: Die Charta von Paris! Wir waren 
damals soweit, dass wir gar nicht mehr 
über Annäherung zu sprechen brauch-
ten. Wir hatten vertragliche Verpflich-
tungen, uns gegenseitig nicht als Fein-
de zu betrachten. Wir wollten auf das 
Sicherheitsbedürfnis eines jeden ande-
ren Staates Rücksicht nehmen und wir 
hatten uns verabredet, konstruktiv eine 
Sicherheitsarchitektur aufzubauen. Am 
Tag vor der Unterzeichnung des Zwei-
plus-Vier-Vertrages in Moskau hat Prä-
sident Bush senior seine neue Weltord-

nung vorgestellt, in der die Amerikaner 
sich beschränkten, ‚second to none‘ zu 
sein: Niemandem unterlegen – nieman-
dem überlegen.

Es scheint mir so zu sein – und da liegt 
die Crux! –, dass die Amerikaner im Lau-
fe der Zeit von dieser Position abgewi-
chen sind und sich jetzt dahin bewegen, 
auch im Verhältnis zu Russland klarzu-
machen, dass sie die einzige Führungs-
macht der Welt sind! Das erzeugt natür-
lich Probleme im Verhältnis zu Russland, 
aber auch im Verhältnis zu uns Europä-
ern. Ich will Ihnen ganz offen sagen: Die 
Amerikaner haben einen Stellvertreter-
krieg nach Europa gebracht – zu unseren 
Lasten und ohne uns zu fragen! Ob das 
für die Europäer so ohne weiteres hinzu-
nehmen ist, weiß ich nicht.“

Die letzten Jahre pflegten wir einen auf 
wechselseitiger Wertschätzung basieren-
den freundschaftlichen Umgang, der uns 
wohl beide bereicherte. Elbe hatte als Ex-
Diplomat eine völlig andere ‚Nase‘, ein 
höchst ausgeprägtes Ohr für Zwischen-
töne, für Ungesagtes. Und er konnte 
druckreif formulieren. Was uns außer-
dem verband, das war die Liebe zur Phi-
losophie. Beide hatten wir unseren Gün-
ther Anders gelesen. Und Elbe äußerte 
sich – was mich, den Seiteneinsteiger, be-
sonders freute – anerkennend über mei-
ne Essays [9] zum Thema „Deeskalation 
im neuen West-Ost-Konflikt“. Meine Ab-
rechnung mit den GRÜNEN [10] und ih-
rem gesinnungsethischen [11] Terror hat 
er sehr goutiert.

Quelle: Phoenix Runde, Phoenix, YouTube https://www.youtube.com/watch?v=T6X0DjpDQLs
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Quellen:
[6] Global Bridge, "Klaus von Dohnanyis „Nationale 
Interessen“ – oder: Dynamit vom Elder Statesman" 
von Leo Ensel am 4. Juni 2022: <https://
globalbridge.ch/klaus-von-dohnanyis-nationale-
interessen-oder-dynamit-vom-elder-statesman/>
[7] Ostexperte.de, "Nachruf auf den bedeutendsten 
Abrüstungsvertrag der Weltgeschichte" von Leo 
Ensel, am 31. Juli 2020: <https://ostexperte.de/wie-
der-inf-vertrag-abkratzte-und-es-keinen-juckte/>
[8] Sendung Phoenix, YouTube ab Minute 
10:43ff: <https://www.youtube.com/
watch?v=T6X0DjpDQLs>
[9] Ostexperte.de, Autorenarchiv Leo Ensel: 
<https://ostexperte.de/author/leo-ensel/>
[10] Nachdenkseiten, "Toxische Selbstgerechtigkeit 
oder: Das waren die GRÜNEN! – Ein Nachruf" von 
Leo Ensel am 16. September 2021: <https://www.
nachdenkseiten.de/?p=76084>
[11] Global Bridge, "Vom Glück, Gesinnungsethiker 
zu sein" von Leo Ensel am 27. Juni 2022: <https://
globalbridge.ch/vom-glueck-gesinnungsethiker-
zu-sein/>
[12] YouTube, "Mit Säbelrasseln kommen wir kein 
Jota weiter." (Frank Elbe), Minute 2:00:41 <https://
www.youtube.com/watch?v=m8PR0r5fMBc>

Als der Krieg ausbrach, hätte ich sei-
ne Einschätzung der sich überschlagen-
den Ereignisse nötiger gebraucht denn je. 
Aber er war telefonisch nicht erreichbar 
und antwortete nicht mehr auf Mails. So 
sandte ich ihm Ende April meine Texte zu 
Russlands Angriffskrieg mit der Schne-
ckenpost zu. Er rief noch einmal freund-
lich zurück, um sich zu bedanken – und 
hörte sich bereits sehr geschwächt an. Zu-
sätzlich zu anderen gesundheitlichen Be-
schwerden habe er sich im Frühjahr noch 
eine Corona-Infektion eingefangen; er sei, 
so klang es, dem Tod nochmal von der 
Schippe gesprungen.

Am Freitagmorgen des 17. Juni entdeck-
te ich per Zufall bei Facebook die Nach-
richt von seinem Tode zwei Tage zuvor. 
Für eine kurze Ewigkeit fühlte ich mich 
fast paralysiert, mehrere Tage musste ich 
mit den Tränen kämpfen. Mir war, als hät-
te man mich eines starken, lebenserfahre-
neren älteren Bruders beraubt!

„Versöhnungsbereitschaft und 
Empathie“ – Der Realpolitiker  
und die Bergpredigt

Das Requiem in der Apsis des Bon-
ner Münsters. Vor dem Altar der in die 
schwarz-rot-goldene Fahne eingeschlage-
ne Sarg, daneben ein schönes Porträtfoto 
des Verstorbenen, darunter ein Rahmen 
mit seinen Orden. Und vor dem Sarg ein 
großer Kranz roter Rosen mit dem Ko-
senamen seiner Frau. 

Das war alles. 
Einen solch spartanischen Minima-

lismus traut sich nur jemand, der über 
ein Höchstmaß an kulturellem Kapital 
verfügt!
In diesem Seelenamt lernte ich nochmal 
Konturen eines Frank Elbe kennen, von 
denen ich bis dahin so gut wie nichts ge-
wusst hatte. Zwar hatte der FDP-Mann 
drei Jahre zuvor zum Ende eines zwei-
stündigen Interviews [12] auf das Stich-

wort „Gott?“ zu meiner Überraschung 
– knapp und trocken, wie es manchmal 
seine Art war – „Es gibt ihn“ geantwor-
tet. Aber diese Trauermesse nach katholi-
schem Ritus, diese unzweideutige Einbet-
tung seines reichhaltigen diplomatischen 
Lebenswerkes in den Geist der Bergpre-
digt hatte ich nicht erwartet!

Alles war offenbar bis ins Detail von 
ihm vorbereitet. Der Stadtdechant und 
Pfarrer des Bonner Münsters, Dr. Wolf-
gang Picken, der Frank Elbe in seinen 
letzten Monaten und Wochen begleitet 
hatte, fasste es in seiner Predigt in hin-
reißende Worte: 

„Frank Elbe war ein kluger, um nicht 
zu sagen raffinierter Diplomat. Er nahm 
Ziele ins Visier und bemühte sich, sich 
diesen umsichtig und konsequent anzu-
nähern. Es liegt in der Konsequenz des-
sen, dass er – als er den Tod näherkom-
men sah – nicht vergaß, vorausschauend 
gute Beziehung mit seinem Schöpfer auf-
zunehmen. Er wolle als Unterhändler in 
eigener Sache nicht unvorbereitet vor sei-
nen Schöpfer treten. Er klärte sein Ver-
hältnis zu Gott, ordnete seine religiöse 
Haltung und bereitete den heutigen Ab-
schied vor.“

Und dann vermittelte der Geistliche das 
Vermächtnis des verstorbenen Spitzendi-
plomaten, das dieser ihm in dieser Zeit 
des Krieges, der ihm das Herz zerriss, für 
den Trauergottesdienst aufgetragen hatte: 
„Es braucht die Bereitschaft zur Versöh-
nung und die Empathie, sonst werden wir 
nicht nur in einer neuen politischen Eis-
zeit sondern in einer beständigen Bedro-
hungssituation leben.“

Mit Frank Elbe ist auch wieder ein 
Stück ‚Bonner Republik‘ unwiderruflich 
von uns gegangen. Und für die politischen 
Hinterbliebenen wird es immer schwieri-
ger, die Errungenschaften dieser Epoche 
zu verteidigen.

Jetzt liegt es an uns, gute Erben zu 
sein! Die Orientierung hat er uns noch 
mitgegeben.
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Die stille 
basisdemokratische Evolution

Dieser Text wurde erstveröffentlicht auf Free21.org. 
Lizenz: Darwin Dante, CC BY-NC-ND 4.0

Die Initiative für eine basisdemokratische 
Gesellschaft und für die Umgestaltung 
der Wirtschaft hin zu einer 5-Stunden-
Woche kann nur vom Volk selbst ausge-
hen. Von der politischen Klasse in den 
Parlamenten können wir nichts erwarten. 
Sie hängen früher oder später am Tropf 
des Finanzkapitals. Sie werden über de-
ren Medien, Lobbyarbeit, „Spenden“ und 
Bestechungen gesteuert.

Der wirtschaftliche Wettbewerb jeder 
gegen jeden brachte uns die Vereinzelung. 
Der eigentumsbasierte Handel führte zur 
Verdichtung des Eigentums, welches sich 
in den Händen des Finanzkapitals (nach 

Rudolf Hilferding) [3] sammelte. Die Ver-
dichtung entwickelte sich zu einer Um-
klammerung der gesamten Gesellschaft. 
Bei der nächsten Wirtschaftskrise wird 
das Finanzkapital nach unserem Eigen-
tum greifen. Denn dies ist der logisch 
nächste Schritt der wirtschaftlichen Ex-
pansion. Das Finanzkapital wird uns in 
Zeiten der Not alles abkaufen, weil unser 
Eigentum dann als Konkursmasse billig 
zu haben ist.

Wir müssen uns also fragen, wie kön-
nen wir uns aus der Umklammerung des 
Finanzkapitals befreien oder wie können 
wir ihren „Ring der Macht zerstören“?

Autor: Darwin Dante
Von Hause aus Dipl.-Ing. der Elektrotech­
nik/Nachrichtentechnik. Spezialgebiete sind 
Logik, Digitaltechnik und Steuerungs- und 
Leittechnik. Durch seinen Marsch über den 
zweiten Bildungsweg und seine berufliche 
Laufbahn ist Dante Spezialist in technischen 
Anwendungen für die Rationalisierung und 
Automatisierung. Schon 1991 veröffentlich­
te er in seinem Buch Die 5-Stunden-Wo­
che eine Berechnung über die mögliche Ar­
beitszeit im 21-ten Jahrhundert. 2014 war 
er einer der Gründungsväter von Die Ba­
sisdemokraten e.V. und federführend bei 
der Entwicklung eines basisdemokratischen 
Konzepts beteiligt, welches unseres Wis­
sens das einzige seiner Art ist.

Symbolfoto. Gemeinfrei.

Der Produktivitätszuwachs der letzten 100 Jahre hätte längst zu einer drastischen Senkung der Arbeits-
zeit führen müssen. Unsere Veröffentlichung „Zweck der Arbeit im historischen und volkswirtschaft-
lichen Kontext – Die 5-Stunden-Woche“ [1] zeigte, mit welchen Instrumenten das Finanzkapital dies 
seit 1925 in den Industrienationen verhinderte. Seit 1925 wuchert die Obsoleszenz. Die Einführung der 
Bullshit Jobs erfolgte ca. 1962. Jeremy Rifkin (einer der bedeutendsten US-Ökonomen, Vorsitzender des 
ThinkTank „Foundation on Economic Trends (FOET)“ und Berater von US- und EU-Regierungen) sorgte 
vermutlich dafür, dass die Arbeitslosenzahlen z.B. in Deutschland mit Harz IV kleingerechnet werden 
kann. „Die Basisdemokratische Vision“ (in Free21 veröffentlicht) [2] zeigte eine Utopie und beschrieb 
den Aufbau eines basisdemokratischen Gesellschaftsmodells. Die heutige Schrift zeigt, wie dieses Modell 
systematisch in Produktion und Verteilung umgesetzt werden kann.
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Die Basisdemokratie ist nach unserer 
Vorstellung ein Modell zur Selbstorga-
nisation eines neuen ökonomischen Sys-
tems mit regionaler Selbstversorgung. 
Dieses soll die Gesellschaft nicht nur 
unabhängig von Staat und Kapitalismus 
machen, sondern soll Staat und Kapital 
gänzlich überwinden.

Der zentrale Sinn der Basisdemokratie 
liegt in der Selbstorganisation von Pro-
duktion und Verteilung, die von der Be-
völkerung nach den Bedürfnissen der Be-

völkerung erfolgt [4, 5].

Im folgenden betrachten wir ein Mo-
dell zur Einführung basisdemokratischer 
Strukturen in sieben Schritten.

Basisdemokratie lebt  
durch die Eigeninitiative

Beginnen wir beim ersten Schritt, dem 
Aufbau einer Selbstversorgung mit Le-
bensmitteln, handwerklichen Leistungen 
oder Reparaturen. Diese Strukturen müs-
sen jenseits der Geldflüsse des Finanzka-
pitals entstehen. Denn Finanzkapital und 
Staat schöpfen ihre Macht aus dem Geld-
Waren-Kreislauf, in dem sie bei jeder fi-
nanziellen Interaktion einen Teil des Gel-
des entweder als Gewinn oder als Steuern 
abschöpfen. Hier liegt die Quelle ihrer 
Macht, über die sie ihre Legionen von 
Menschen in Bewegung setzen können. 
Sorgen wir dafür, dass sie versiegt.

Rechtlich flankieren müssen wir diese 
Arbeit mit dem Aufbau vieler kleiner ba-
sisdemokratischer Vereine. Diese können 
als juristische Person wie ein Unterneh-
men auftreten, hierdurch alle steuerlichen 
Vorteile eines gewöhnlichen Unterneh-
mens als Steuerersparnis einstreichen 
und mit gebündelter Finanzkraft auto-
nom operieren.

Hinzu kommt, dass wir das, was wir im 
Großen als Organisationsform einer ba-
sisdemokratischen Gesellschaft planen, 
im Kleinen in unseren Vereinen als Or-
ganisationsform trainieren und erlernen 
müssen. Dies ist notwendig, damit wir 
durch die Gewohnheit in den heute be-
stehenden hierarchischen Gesellschafts-
strukturen nicht wieder in die Rolle eines 

inaktiven Zuschauers oder Befehlsemp-
fängers abgedrängt werden.

Wie in unserem Artikel „Die basisde-
mokratische Vision“ [6] gezeigt, ist unser 
basisdemokratisches Modell bewusst als 
lösungsorientiertes System erdacht und 
aufgebaut. Unterstützt wird dies in der 
Basisdemokratie durch das Fehlen von 
Rängen und Positionen, die mit Entschei-
dungsbefugnissen und Macht versehen 
sind. Durch die fehlenden Machtpositio-
nen, wird es hier keine Politik um Macht-
positionen im heutigen Sinne mehr geben. 

In diesem Sinne sind unsere Vereinssat-
zungen die ersten Versionen für die Pra-
xis, die wir als Mustersatzungen begrei-
fen. Ihre Eintragung beim Registergericht 
macht sie bundesweit einklagbar.

Am 23.01.2014 gründeten wir die erste 
Muster-Ortsgruppe eines basisdemokra-
tischen Vereins [7].

Am 25.01.2014 folgte der erste Mus-
ter-Dachverband als basisdemokratischer 
Verein [8].

Die Anwendung unserer Satzungen 
wird in unserem Handbuch für basisde-
mokratisches Handeln [9] an Hand vieler 
Beispiele umfassend erklärt. Historisch 
betrachtet ist unsere Arbeit eine Weiter-
entwicklung des Rätegedankens und der 
Ideen von Rosa Luxemburg [10].

Wenn wir uns befreien wollen, dann 
muss die Initiative vom Volk ausgehen. 
Dabei ist es äußerst wichtig, dass wir ler-
nen, wie wir uns aktiv organisieren. Es ist 
notwendig, dass wir die Initiative aktiv in 

der Hand behalten und Dinge auf glei-
cher Augenhöhe miteinander absprechen, 
planen und durchführen. Zudem darf es 
nicht wieder zu Machthierarchien kom-
men, die uns unsere Initiative aufs Neue 
aus der Hand reißen. Andernfalls degra-
dieren wir uns wieder zu Zuschauern oder 
Befehlsempfängern. Denn

Freiheit und Selbstentfaltung liegen in 
der Form, wie wir uns als Gemeinschaft 

organisieren.

Die Organisation der ersten Selbstver-
sorgung in einem Netzwerk von basisde-
mokratischen Vereinen ist eine Lehre, in 
der wir als Menschen das Handwerks-
zeug für den Aufbau einer basisdemo-
kratischen Gesellschaft im Großen er-
werben. So lebt die Basisdemokratie 
durch die Eigeninitiative jedes einzel-
nen Menschen.

Arbeitszeitverrechnung als  
Alternative zum  
Unterbietungswettbewerb

Versuche, neue Strukturen zur Selbstver-
sorgung aufzubauen, hat es in der Ver-
gangenheit schon häufig gegeben. Zum 
Beispiel das Projekt A von Horst Sto-
wasser, selbstverwaltete Betriebe in den 
1980er-Jahren usw. Sie scheiterten alle, 
weil sie die Wirkung durch die Dynamik 
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des Handels unterschätzten. Denn was 
geschieht, wenn wir uns nicht aus dem 
Handel und dem Geldsystem ausklinken?

Wir bleiben weiterhin ein Teil des 
Geld-Waren-Kreislaufs und sind weiter-
hin seinen Gesetzen unterworfen. Wir 
wirken lediglich wie ein neues Unter-
nehmen, welches in den Wettbewerb des 
Marktes eintritt.

Das primäre Problem stellt hier jedoch 
der Unterbietungswettbewerb in der Dy-
namik des Handels dar [11]. Beleuchten 
wir die Mechanismen des heutigen Han-
dels in der Marktwirtschaft, so finden wir 
auch die Ursache dafür, warum uns das Fi-
nanzkapital so fest umklammern konnte.

Der erste Fundamentalsatz der Markt-
wirtschaft lautet: „Der Preis [12] jeder 
Ware [13] wird durch das Verhältnis von 

Angebot und Nachfrage bestimmt.“

Selbst dann, wenn wir uns einen Zu-
stand vorstellen, in dem noch keine An-
sammlung von Eigentum besteht, wird 
es durch Handel zu einer Eigentumsver-
dichtung kommen. Warum?

Dadurch, dass bestimmte Arbeiten in 
ihrem Preis wesentlich höher gehandelt 
werden als andere, kommt es durch Inves-
titionen zu einer ersten Ansammlung von 
Arbeitsmitteln. Es entstehen Unterneh-
mungen, in denen fremde Arbeitskräfte 
angestellt und bezahlt werden. Den Mehr-
wert fremd geleisteter Arbeit schöpft der 
Eigentümer der Arbeitsmittel in der Un-
ternehmung ab.

In den Phasen des Überangebotes setzt 
die Konkurrenz auf dem Markt den ten-
denziellen Fall der Profitrate (nach Marx 
[14]) in Gang. Denn durch das Überan-
gebot fangen die verschiedenen Anbieter 
automatisch an, sich gegenseitig zu unter-
bieten, um mit ihren Produkten auf dem 
Markt günstiger für die Käufer zu wer-
den. In dieser Folge verzichtet ein Unter-
nehmen auf einen Teil seines Profits, um 
seine Produkte billiger anbieten zu kön-
nen. Finanziert wird dieser Profitverzicht 
durch Rationalisierungen und/oder eine 
Senkung der Löhne für die Arbeiter.

Um auf dem Markt weiter mit den eige-
nen Produkten günstig zu bleiben, müs-
sen auch die anderen Unternehmen ihre 
Preise senken. Es beginnt ein Unterbie-

tungswettbewerb, der sich bis hin zum 
Verdrängungswettbewerb und den Kon-
kurs verschiedener Unternehmen stei-
gern kann.

Der Konkurs verschiedener Unterneh-
men führt zur Kapitalakkumulation. Die 
übrig gebliebenen Unternehmen teilen 
den Mark unter sich auf, indem sie nun 
für die Nachfrage der in den Konkurs 
gegangen Unternehmen mitproduzieren 
und/oder deren Produktionsmaschinen 
als Konkursmasse aufkaufen.

Ihre gefallene Profitrate am Einzelstück 
können die Unternehmen durch die über-
nommenen Marktanteile mit der Vergrö-
ßerung der Stückzahl ausgleichen und 
damit ihre Gewinne auf dem gleichen Ni-
veau halten oder sogar vergrößern. Denn 
die Gewinne werden in der entstehenden 
Industrie nicht mehr mit dem Einzelstück 
gemacht, sondern durch die Menge, was 
aus der Vergrößerung von Stückzahl und 
Umsatz folgt. Bei gleichzeitigem Fall von 
Profitrate und Arbeitslöhne pro Einzel-
stück können so die riesigen Vermögen 
einzelner Unternehmenseigentümer er-
wirtschaftet werden.

Gleichzeitig müssen die einfachen Un-
ternehmen z.B. im Handwerk ihre Pro-

duktion einstellen, weil die Herstellung 
eines Einzelstücks gegenüber der Mas-
senproduktion zu kostspielig wird. In die-
ser Folge übernehmen die Eigentümer der 
Massenproduktion im Rahmen einer fort-
laufenden Kapitalakkumulation auch de-
ren Marktanteile.

Dies sind die Marktmechanismen, aus 
denen das Finanzkapital hervorging, wel-
ches eine Verschmelzung von Finanzwirt-
schaft und Kapital darstellt.

Am Ende erwarten wir einen Mono-
pol- oder Kartellkapitalismus, also die 

totale Durchdringung von Staat und Ge-
sellschaft durch einen pyramidenförmi-
gen Aufbau der Herrschaft im weltweit 
vereinten Finanzkapital.

Der tendenzielle Fall der Profitrate und 
des Arbeitslohns pro Einzelstück bedingt 
zudem, dass die Arbeiter immer größere 
Stückzahlen herstellen müssen, um ihren 
Lebensunterhalt zu decken. Damit wer-
den die produzierenden Arbeiter in Folge 
des Unterbietungswettbewerbs nie genü-
gend Geld verdienen, um im Kapitalismus 
ihre Arbeitszeit auf die 5-Stunden-Woche 
reduzieren zu können, obwohl sich ihre 
Produktivität durch Rationalisierung und 
Automatisierung stets vergrößert und ein 
immer kleiner werdender Teil der Welt-
bevölkerung in der Lage ist, alle nachge-
fragten Güter herzustellen [15].

Denn auf dem Markt ist die mensch-
liche Arbeit nichts weiter als eine Ware. 
Arbeitskräfte sind weltweit im Überfluss 
vorhanden, weshalb überall ein Preis-
verfall für Arbeit zu beobachten ist. Le-
bensmittel und industrielle Güter wer-
den hingegen durch die Vernichtung der 
Überproduktion oder durch Massenar-
beitslosigkeit (was streng betrachtet eine 
Verhinderung der Mitarbeit in der Pro-
duktion ist) zum Teil künstlich verknappt. 
Hiermit werden die Preise für Lebens-
mittel und industrielle Güter hoch ge-
halten. Die Preise für Löhne fallen da-
mit tendenziell schneller als die Preise 
für hergestellte Güter, weil entweder die 
Überproduktion vernichtet wird oder die 
Unternehmen ihre Produktion einstellen, 
wenn sich die Produktion nicht mehr 
lohnt (Folge Massenarbeitslosigkeit). 

So kommt es, dass wir bei sinkenden 
Löhnen zur Bestreitung unserer steigen-
den Lebenshaltungskosten immer län-
ger arbeiten müssen und die aus der Gü-
terwirtschaft stammenden Vermögen zu 
klein sind, um die Arbeitszeit auf 5 Stun-
den pro Woche bei vollen Lohnausgleich 
zu senken, obwohl zum Teil riesige Ein-
zelvermögen aus der industrielle Produk-
tion erwirtschaftet werden.

Hieraus folgt, dass jede Regionalwirt-
schaft mit Handel und Regionalgeld nur 
ein Spiegelbild dessen erzeugen wird, 
wogegen wir uns heute wenden. Dies war 
auch die Ursache dafür, dass die vielen 
neuen Projekte zur Selbstversorgung, wie 
das Projekt A, die selbstverwalteten Be-

DieDie -Stunden--Stunden-
WocheWoche

Anlehnung an das 35-Stunden-Woche Logo der 
IG Metall. Lizenzfrei.
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triebe usw. scheiterten. Auch sie gerie-
ten durch ein Überangebot in einen Un-
terbietungswettbewerb, der schließlich in 
der Selbstausbeutung und Kapitalakumu-
lation mündete. Die hieraus hervorgegan-
genen Betriebe wurden zu einem Bestand-
teil der Marktwirtschaft mit ihren üblichen 
Eigentumsstrukturen, da sie sich der Dy-
namik des Handels stellen mussten und 
ihr schließlich zum Opfer fielen.

Der zweite Schritt muss also darin 
bestehen, dass wir eine Arbeitszeitver-
rechnung einführen. Der Sinn der Ar-
beitszeitverrechnung besteht darin, den 
Unterbietungswettbewerb für die inne-
re Wirtschaft des basisdemokratischen 
Netzwerks zu unterbinden. Wird die ers-
te Selbstversorgung über ein Netzwerk von 
basisdemokratischen Vereinen ins Leben 
gerufen, soll damit die Dynamik des Han-
dels ausgeschlossen werden. Wie eine sol-
che Arbeitszeitverrechnung funktioniert 
und wie sie systematisch eingeführt wer-
den könnte, erläutert „Die neue Welt und 
das Ende der Lohnarbeit“ ab Kapitel 5 [16] 
sehr ausführlich. Erst mit der Arbeitszeit-
verrechnung entstehen Überschüsse an 
Einkommen, die zur Senkung der Arbeits-
zeit eingesetzt werden können.

Bildung basisdemokratischer  
Genossenschaften

Mit der ersten Selbstversorgung mit Le-
bensmitteln und Handwerksarbeiten 
bleiben wir jedoch von den industriellen 

Produkten des industriellen Komplexes 
abhängig, der sich weiterhin in den Hän-
den des Finanzkapitals befindet.

Der dritte Schritt bedeutet eine erste 
Herauslösung aus der Abhängigkeit vom 
industriellen Komplex des Finanzkapitals. 
Es sollen Handwerksbetriebe als basisde-
mokratische Genossenschaften gegrün-
det werden, die wir im folgenden als Ko-
operativen bezeichnen. Diese sollen sich 
als Kooperativen-Netzwerke organisieren 
und eine eigenständige Kooperativenbe-
wegung [17] ausbilden.

Das Kooperativen-Netzwerk wird in 
die innere Wirtschaft der Arbeitszeit-
verrechnung eingebunden und soll den 
Bedarf des basisdemokratischen Ver-
eins-Netzwerks an Handwerksarbeiten 
abdecken. Nach außen treten die Koope-
rativen und das Kooperativen-Netzwerk 
auf wie ganz normale Unternehmungen 
und spülen Geld in die Kassen des Netz-
werks.

Mit den Kooperativen entsteht ein Hyb-
rides Arbeitszeit- und Geldverrechnungs-
system [18], welches mit dem Anwachsen 
des Kooperativenwesens immer mehr in 
die Richtung einer Arbeitszeitverrech-
nung entwickelt werden soll. Am Ende 
steht eine geschlossene Hauswirtschaft, 
so dass keine Zukäufe von außerhalb des 
basisdemokratischen Netzwerks mehr nö-
tig sind. 

Um diesen Entwicklungsstand tatsäch-
lich zu erreichen, ist es notwendig, dass 
aus dem Netzwerk der Kooperativen he-
raus erste industrielle Kleinbetriebe ge-

gründet werden, die begehrte Halbzeuge 
für den Markt herstellen und anbieten. 
Dies sollte möglichst früh geschehen, wo-
bei auch diese Betriebe in das Hybride 
Arbeitszeit- und Geldverrechnungssys-
tem einzubinden sind.

Damit werden die Gewinne des Finanz-
kapitals und die Steuern des Staates im-
mer mehr versiegen.

Das Netzwerk der basisdemokrati-
schen Vereine spielt für die wirtschaft-
liche Entwicklung eine tragende Rolle. 
Denn sie sind ein Begegnungsort, an dem 
sich Menschen mit gemeinsamen Zielen 
treffen, Freundschaften geschlossen wer-
den, soziale Netzwerke entstehen, gesell-
schaftliche Aktivitäten geplant, Ideen für 
neue Unternehmungen entwickelt wer-
den und wo auch die Informationen für 
den Erwerb von billigem Land und billi-
gen Immobilien hinfließen. Die Bildung 
von Wohnungsbaukooperativen, die ins 
Netzwerk integriert werden, ist zwingend. 
Denn Mieten sind hohe Kosten, die ein-
gespart werden können und somit Gelder, 
die nicht mehr in der Außenwirtschaft 
verdient werden müssen. Auch diese 
Wohnungsbaukooperativen sind in das 
Hybride Arbeitszeit- und Geldverrech-
nungssystem einzubinden.

Kommunalismus der  
basisdemokratischen Netzwerke

Der vierte Schritt besteht in der Organi-
sation der basisdemokratischen Vereine 
als Wählergemeinschaften, die in Städ-
ten und Kommunen politisch aktiv wer-
den sollen. Wir müssen die Menschen 
inhaltlich erreichen. Mit dem Netzwerk 
von Vereinen können wir werbend auf die 
Menschen zugehen. Zudem ist es ratsam, 
in den Städten und Kommunen eine poli-
tische Kraft zu entfalten, denn so lassen 
sich basisdemokratische Projekte stärken, 
in dem z.B. durch billiges Bau- und In-
dustrieland die industrielle Entwicklung 
gefördert wird.

Das Verständnis der Bevölkerung für 
die Basisdemokratie könnte durch fol-
gende Basisdemokratische Leitlinien 
geschärft werden. Ein jeder basisdemo-
kratischer Verein, der sich auch als Wäh-
lervereinigung verstehen möchte, sollte als 
eigenständige Gruppe beschließen, dass:
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1.	 diese Gruppe sich als Teil einer basis-
demokratischen Bewegung und Wäh-
lervereinigung begreift, die sich über 
ein Netzwerk von basisdemokrati-
schen Vereinen organisiert.

2.	 die Sammlung aller Mitgliederabstim-
mungen, die nicht zu den internen or-
ganisatorischen Fragen gehören, die 
Leitlinien der Bewegung sind.

3.	 das jüngste Ergebnis einer Mitglie-
derabstimmung zu ein und demsel-
ben Thema immer das ältere in den 
Leitlinien ersetzt.

4.	 die Leitlinien der Bewegung ein sonst 
übliches Parteiprogramm ersetzen.

5.	 die Wählervereinigung für die Ein-
zugsgebiete der jeweiligen Parla-
mente, in denen Gesetze oder Ver-
ordnungen zur Abstimmung stehen, 
Bewohnerabstimmungen organisiert 
und durchführt.

6.	 die Leitlinien die Abstimmungsemp-
fehlungen sind, welche die Gruppen 
der basisdemokratischen Bewegung 
der jeweiligen Bevölkerung für ihre 
Abstimmungen vorstellt.

7.	 die Leitlinien für die Organe der ba-
sisdemokratischen Bewegung bindend 
sind und immer für das Einzugsge-
biet der Organe gelten, für welches die 
Abstimmung stattfand.

8.	 die Bewohnerabstimmungen für die 
basisdemokratischen Mandatsträger 
in den Parlamenten bindend sind und 
die basisdemokratischen Mandatsträ-
ger sich verpflichten, entsprechend der 
Ergebnisse dieser Bewohnerabstim-
mungen im Parlament ihre Stimme 
abzugeben.

9.	 sich das Einzugsgebiet einer Bewoh-
nerabstimmung immer nach den kom-
munalen, den Landes- oder den Bun-
des-Einzugsgebiet des jeweiligen 
Parlamentes richtet.

10.	wir als Wählervereinigung keine Re-
gierungskoalitionen bilden, da die 
basisdemokratischen Mandatsträger 
gezwungen wären, Entscheidungen 
gegen den Willen der Bevölkerung 
mitzutragen.

Hat die Bevölkerung diese Basisde-
mokratische Leitlinien verstanden und 
können sich die Menschen ohne jeden 
bürokratischen Aufwand innerhalb der 
basisdemokratischen Strukturen ein-

bringen, ist das Eis gebrochen und ein 
Dominoeffekt wird möglich. Die Basis-
demokraten können sich nun als Wähler-
vereinigungen für die Landes-, das Bun-
des- und EU-Wahlen aufstellen. In diesen 
Parlamenten könnte durch geschickte Ab-
stimmungsanträge [19] der Gleitflug in 
die 5-Stunden-Woche beginnen [20].

Internationalismus  
und Syndikalismus

Diese Bewegung darf jedoch nicht auf 
Deutschland beschränkt bleiben. Das Fi-
nanzkapital könnte sonst die basisdemo-
kratische Bewegung regional eingren-
zen und von außen bekämpfen. Möglich 
wäre, dass das Finanzkapital seine Pro-
pagandamaschine über seine Medien 
anschmeißt und Deutschland einfach 
militärisch besetzt, um so die Verfü-
gungsgewalt über Politik und  Produk-
tionsmittel zu behalten.

Aus dieser Überlegung folgt, dass wir 
dafür sorgen müssen, dass die Idee der 
Basisdemokratie in allen Ländern Ver-
breitung findet. Gleichfalls müssen wir 
dafür sorgen, dass sich die Kooperativen-
bewegung auch im Ausland verbreitet und 
dass sich alle basisdemokratischen Be-
strebungen politisch und wirtschaftlich in 
einem internationalen Netzwerk für Ar-
beitszeitverrechnung zusammenschließt. 
Nur hierdurch kann die nationale Kon-
kurrenz der Kooperativen zwischen den 

verschiedenen Staaten ausgeschlossen 
und auch ein möglicher Unterbietungs-
wettbewerb und der tendenzielle Fall der 
Profitrate zwischen den Nationen unter-
bunden werden. 

Der größte Teil des Landbesitzes und 
industriellen Komplexes vom Finanz-
kapital blieben in unseren bisherigen 
Überlegungen unberührt. Würde das Fi-
nanzkapital in der Basisdemokratie ei-
nen wirtschaftlichen Widersacher erken-
nen, so wäre ein vom Finanzkapital offen 
ausgetragener Wirtschaftskrieg gegen die 
Basisdemokraten denkbar. In der bis hier-
hin beschriebenen Phase der Entwicklung 
würde dies bedeuten, dass wir uns nur 
mit den notwendigsten Lebensmitteln und 
handwerklichen Gütern selbst versorgen 
könnten. Dies wäre aber zu wenig, um un-
sere Idee für alle Menschen attraktiv zu 
machen, so dass sie sich gerne der neu-
en basisdemokratischen Gesellschaft an-
schließen wollten. 

Wir müssen also die gesellschaftliche 
Reichweite für unsere Ideen vergrößern, 
in dem wir in das ideologische Hoheits-
gebiet des Finanzkapitals eindringen und 
ihre güterwirtschaftlichen Machtbasis er-
schüttern. Wir müssen die Arbeiter und 
Ingenieure im industriellen Komplex des 
Finanzkapitals für uns gewinnen. Dies 
könnte uns mit basisdemokratischen Ge-
werkschaften gelingen, die im folgenden 
nur noch als Syndikate [21] bezeichnet 
werden.
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In erster Linie wäre die Aufgabe der 
Syndikate die Sicherung und Anhebung 
der Löhne für die Mitglieder derselben 
Syndikate. Hinzu käme die Werbung für 
die basisdemokratischen Netzwerke und 
deren Kooperativenbewegung. Dies könn-
te z.B. durch Kulturarbeit und die Einla-
dung in die (Kultur-) Kooperativen [22] 
geschehen.

Bei Streiks könnte das Netzwerk der 
Kooperativen die Syndikalisten aktiv 
mit Lebensmitteln und Geld unterstützen 
[23] oder aktiv die Lieferkette für indus-
trielle Zwischen- oder Vorprodukte un-
terbrechen, sobald sie zu Lieferanten der 
industriellen Betriebe des Finanzkapitals 
wurden. Gleichfalls könnten jene Aktivis-
ten der Syndikalisten durch die Kooperati-
ven aufgefangen werden, die als Arbeiter 
oder Ingenieure im industriellen Komplex 
des Finanzkapitals keine Arbeit mehr fin-
den oder wegen der Mitarbeit in Syndika-
ten raus geschmissen wurden und nun auf 
den schwarzen Listen stehen.

Die Ausdehnung unserer basisdemo-
kratischen Bewegung ist unumgänglich. 
Für Spanien, Frankreich und Italien dürf-
te dies nicht schwierig sein. Dort organi-
sieren die Anarchisten schon seit langem 
Kooperativen und Syndikate. Ein Bünd-
nis mit diesen Bewegungen wird sehr 
leicht sein und auch unser Plan, wie die 
deutschen Basisdemokraten internatio-
nal gegen das Finanzkapital Front ma-
chen wollen, wird dort großes Gefallen 
und breite Zustimmung finden.

Gleichfalls müssten die Syndikate da-
für sorgen, dass in den Produktionsstätten 
des Finanzkapitals international die glei-
chen Löhne gezahlt werden. Dies wür-
de der Basisdemokratie eine internati-
onale Zustimmung in der Bevölkerung 
einbringen und könnte die Kapitalflucht 
des Finanzkapitals und die Auslagerung 
von Produktionsstätten in Billiglohnlän-
der unterbinden. Schließlich wäre das 
Finanzkapital gezwungen, von der Glo-
balisierung Abschied zu nehmen, denn 
Produktion und Transport von industri-
ellen Vor-, Zwischen- oder Endprodukten 
würde in anderen Ländern immer teu-
rer als die regionale Produktion werden. 
Zur Aufrechterhaltung des Geld-Waren-
Kreislaufs wäre das Finanzkapital nun 
gezwungen für eine regionale industriel-
le Selbstversorgung der Regionen zu sor-

gen. D. h., wenn das Finanzkapital seine 
Machtbasis nicht verlieren will.

Der basisdemokratischen Bewegung 
kann dies nur recht sein, da die regionale 
industrielle Selbstversorgung die Grund-
lage einer jeden politischen Unabhängig-
keit ist. Dieser Gedanke kennzeichnet 
gleichzeitig den nächsten Abschnitt für 
die Entwicklung einer basisdemokrati-
schen Gesellschaft. Die regionale indus-
trielle Selbstversorgung, die sich durch-
aus auf einem Gebiet wie Bayern, Hessen 
oder der Bundesrepublik Deutschland 
verwirklichen lässt.

Eine wichtige Voraussetzung bleibt je-
doch ein international gleiches Lohnni-
veau im industriellen Komplex des Fi-
nanzkapitals, was diese Entwicklung 
noch einmal unterstützen würde und 
was eine zentrale Aufgabe der Syndika-
te wäre.

Sollte das Finanzkapital nach dem Er-
reichen des international gleichen Lohn-
niveaus keine Maßnahmen für eine 
Regionalisierung der industriellen Selbst-
versorgung ergreifen, so ist dies ohne Be-
deutung. Denn es entsteht eine Marktni-
sche, in die unser Kooperativennetzwerk 
eindringen und selbst die notwendigen in-
dustriellen Betriebe zur Ergänzung der 
regionalen industriellen Selbstversorgung 
aufbauen kann. Diese wären dann in der 
Hand der Bevölkerung und könnten in ba-
sisdemokratischer Selbstverwaltung nach 
dem von uns entwickelten Konzept [24] 
geführt werden. Spanien und das Bas-

kenland sind bekannt für solche Model-
le [25], [26], [27], [28], [29], [30].

Vorbereitung der  
Sozialen Evolution

Es ist klar, dass sich das Finanzkapi-
tal mit Gewalt, Tod und Verderben und 
einen Aufmarsch seines militärischen 
Komplexes wehren wird. Sie werden uns 
zu einem militärischen Waffengang im-
mer und jederzeit herausfordern wollen. 
Wir werden uns an Provokationen, De-
mütigungen und Verleumdungen ge-
wöhnen müssen, aber wir werden ihre 
angebotenen Schlachten weder auf der 
polizeilichen noch auf der militärischen 
Ebene annehmen. Denn hierzu besteht 
nicht der geringste Grund.

Unsere Aktivitäten sind auf das Ver-
siegen des Geld-Waren-Kreislaufes und 
der Steuern gerichtet. Hierdurch schwin-
det die Macht des Finanzkapitals. Selbst-
verständlich werden dies die Akteure des 
Finanzkapitals spüren. Im Rahmen ih-
rer verblassenden Macht werden sie sich 
gebärden wie ein angeschossenes Wild, 
welches brutal um sich beißt. Doch dies 
wird nur ein Zeichen ihrer Schwäche sein 
und das Aufbäumen des Finanzkapitals 
kennzeichnet sein Ende.

Wir müssen friedlich bleiben und un-
sere Opfer wie Soldaten hinnehmen. 
Denn wir dürfen keine Furcht in die 
Herzen fremder Menschen senden, die 
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sich noch nicht entschlossen haben, un-
serer Bewegung beizutreten.

Und was wollen die Herrschenden 
auch tun? Sie können nicht hinter jeden 
einen Polizisten stellen. Wir bringen ih-
ren Geldfluss zum Versiegen, denn dies 
ist ihre Lebensader. Dafür bauen wir ein 
neues Produktions- und Verteilungssys-
tem auf, welches auf einer Verrechnung 
der Arbeitszeit basiert.

Für eine Soziale Evolution brauchen 
wir das Land, seine Städte und die In-
dustrien unbeschadet. Dafür versetzen 
wir dem Finanzkapital den Todesstoß, je-
doch nicht mit Gewalt, sondern mit der 
Verwirklichung der Überproduktion. 
Hierdurch wird das Finanzkapital außer 
Stande sein, seine eigentumsbasierte Wa-
renwirtschaft und sein Geldsystem durch 
Handel weiter aufrecht zu erhalten. Eine 
dauerhafte Überproduktion in allen gü-
terwirtschaftlichen Wirtschaftssektoren 
ist der Todesstoß für das Finanzkapital 
und der Beginn der Sozialen Evolution. 
Wir werden sie in aller Stille vorbereiten. 
Und wir werden dem Wirtschaftssystem 
des Finanzkapitals kein Reservat lassen, 
von dem aus es sich mit seinen Lohn-
sklaven jemals wieder gegen uns als freie 
Menschen erheben kann.

Das Ziel der Basisdemokraten ist es, in 
allen Ländern Maßnahmen zu ergreifen, 
mit denen eine dauerhafte Überproduk-
tion erzielt werden kann. Hierbei soll die 
Versorgung der Weltbevölkerung nach 
dem Wirtschaftsleitsatz (nach Karl Marx 
[31]) erfolgen:„

Jeder nach seinen Fähigkeiten, je­
dem nach seinen Bedürfnissen“

Die Umsetzung dieses Wirtschaftsleit-
satzes ist die Soziale Evolution.

Die Vorbereitung der Sozialen Evolu-
tion beruht auf geschichtlichen Erfah-
rungen und daraus abgeleiteten Erkennt-
nissen. Die historischen Erfahrungen 
zeigen, dass wir einen Überfluss an 
Produktions- und Werkzeugmaschinen 
erwerben und die Menschen daran ge-
schult sein müssen.

Warum?
Den wenigsten Menschen ist bewusst, 

dass Franklin Delano Roosevelt mit dem 
New Deal auch Maßnahmen ergriff, mit 

denen die USA den zweiten Weltkrieg 
gewinnen konnte. Ob Roosevelt dies wis-
sentlich tat, ist jedoch unklar. Doch die 
Art und Weise, wie der New Deal auf-
gebaut war, schuf die wirtschaftlichen 
Grundlagen für den militärischen Sieg 
der USA. Denn mit dem New Deal kam 
auch die Selbstbeschränkung der US-
Wirtschaft auf eine 35 bis 45 Stunden 
Arbeitswoche. Um die industriellen Pro-
duktionskapazitäten für einen plötzli-
chen wirtschaftlichen Aufschwung bereit 
zu halten, führten viele Unternehmen 
das Tagschichtmodell ein. D. h., an den 
Maschinen wurden jetzt nicht mehr in 
drei Schichten (3x8 Stunden) und an sie-
ben Tagen die Woche rund um die Uhr 
gearbeitet, sondern nur noch an 5 oder 
6 Tagen acht Stunden am Tag.

Dies führte dazu, dass die US-Wirt-
schaft einen riesigen nicht ausgelasteten 
Maschinenpark bereit hielt, der regelmä-
ßig betrieben, gewartet und instand ge-
halten wurde. Dieser konnte jederzeit 
von einer Auslastung von ca. 30% auf 
100% hochgefahren werden, wenn deren 
Betrieb auf 24 Stunden an 7 Tagen pro 
Woche ausgedehnt wurde. Und genau 
dies geschah mit den Eintritt der USA 
in den zweiten Weltkrieg.

Nur so kann erklärt werden, warum 
die USA so schnell im Stande war, die 
durch die Japaner in Pearl Harbor fast 
vollständig versenkte Pazifik-Kriegsflot-
te und die vor Norfolk durch deutsche 
U-Boote zu ca. 50% vernichtete Han-
delsflotte zu ersetzen. Darüber hinaus 
versorgten die USA England und die 
Sowjetunion über Gleitzüge mit Waf-
fen, bauten viele neue Kriegs- und Han-
delsschiffe und hatten bis zum Ende des 
Krieges eine ganz neue Flotte an Flug-
zeugträgern, obwohl die Männer der 
USA an allen Fronten der Welt kämpf-
ten. Kein Land der Erde hat dies je zu 
Wege gebracht, weil kein Land der Erde 
je solch einen Maschinenpark hortete.

Hieraus leitet sich die wichtigste Maß-
nahme für die Vorbereitung der Sozi-
alen Evolution ab. Das internationale 
Netzwerk der Kooperativen muss, so-
bald es in die industrielle Produktion 
von industriellen Vor-, Zwischen- und 
Endprodukten vordringt, anfangen, ei-
nen Maschinenpark aufzubauen, in dem 
die Produktionsmaschinen nur zu 30% 
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ausgelastet sind. Gleichfalls muss die 
technische Ausbildung soweit vorange-
trieben werden, dass das Netzwerk von 
Kooperativen in Zusammenarbeit mit al-
len sonstigen Basisdemokraten die Aus-
lastung der Produktionsmittel jederzeit 
auf 100% erhöhen kann. Der Zweck die-
ses Vorgehens dürfte mit meinen Schil-
derungen zur USA klar sein.

Eine zweite Maßnahme ist die Inte-
gration der syndikalistischen Betrie-
be. Denn es kann vorkommen, dass in-
dustrielle Betriebe des Finanzkapitals 
durch Streiks versehentlich in den Kon-
kurs gehen. Es ist klar, dass dann das 
Netzwerk der Kooperativen eingreift, die 
Konkursmasse aufkauft und den Syndi-
kalisten die Möglichkeit bietet, ihren in-
dustriellen Betrieb in Selbstverwaltung 
als Kooperative weiter zu führen. Denn 
Arbeitsplätze müssen auf jeden Fall ge-
rettet werden. Hierbei würden es die Ko-
operativen wohl sehr begrüßen, wenn die 
Syndikalisten sich mit ihren befreiten 
Betrieben dem Netzwerk der Koopera-
tiven anschlössen.

Diese Schritte sind die vorbereiten-
den Maßnahmen für eine Soziale Evo-
lution im Stile der Basisdemokraten und 
Anarchisten.

Durchführung der  
Sozialen Evolution

Über den oben beschriebenen Weg ge-
denken wir, zu der Menge an Produkti-
onsmitteln zu gelangen, durch die eine 
dauerhafte Überproduktion gewährleis-
tet werden kann.

Klar ist aber auch, dass wir in die So-
ziale Evolution nur eintreten können, 
wenn wir genügend unverderbliche in-
dustrielle Güter zur Eröffnung der Sozia-
len Evolution horten, um ein dauerhaftes 
Überangebot während der Sozialen Evo-
lution sicherzustellen. Denn wir haben 
es auch mit Spekulanten-Seelen zu tun, 
die sich mit allem, was umsonst ist, die 
Taschen voll stopfen, um es dann spä-
ter für viel Geld verkaufen zu können. 
Wenn wir das Überangebot aufrechter-
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halten, werden auch diese Menschen ir-
gendwann einsehen, dass ihr Verhalten 
gar keinen Sinn ergibt.

Die Soziale Evolution beginnt, wenn 
wir an einem bestimmten Tag X welt-
weit unsere Produkte umsonst auf dem 
Markt anbieten. Dies würde das Geld- 
und Handelssystem zerstören. Dem Fi-
nanzkapital und dem Staat raubte es sei-
ne materielle Machtbasis, da die Doktrin 
des eigentumsbasierten Handels in sich 
zusammenbräche. 

Ausgehend von dieser Basis, können 
wir die gesamte weltweite Bevölkerung 
in unser neues basisdemokratisches Pro-
duktions- und Verteilungssystem integ-
rieren. Menschen müssen technisch und 
wissenschaftlich ausgebildet werden, da-
mit sie die Produktionsmittel nicht nur 
bedienen, warten und instandhalten kön-
nen, sondern auch Verbesserungen vor-
nehmen oder neue und bessere entwi-
ckeln können. Die Menschen, die bis 

heute wegen des Kapitalismus materi-
ell unterversorgt waren, müssen aus ih-
rer materiellen, geistigen und kulturellen 
Armut befreit werden, um ein Leben in 
Würde und ohne Armut führen zu kön-
nen.

Dies wird der Beginn der Sozia-
len Evolution sein, in der sich Wissen 
und Kultur weltweit entfalten werden 
und sich die Wissenschaft in vorher 
nie dagewesener Geschwindigkeit wei-
ter entwickeln wird. Zugleich werden 
wir wohl die heutige Bevölkerungszahl 
zum Schutz unseres Planeten beibehal-
ten müssen.

Die Gesetze eines jeden Landes 
sind einzuhalten

Alle hier beschrieben Vorschläge sind 
nur im Rahmen der gültigen Gesetze 
des jeweiligen Landes durchzuführen. 

Wenn ein Vorschlag in einem Land ver-
boten ist, sind Schritte zu wählen, wel-
che dem Sinn des verbotenen Vorschlags 
am Nächsten kommen. Bei allen Hand-
lungen und Initiativen gilt der Grund-
satz, dass die Basisdemokraten die Welt 
verbessern und nicht mit einer Gesell-
schaft oder ihren Gesetzen im Konflikt 
stehen wollen.

Doch dieses Konzept musste wenigs-
tens einmal in vollständiger Form auf-
geschrieben werden, um zu zeigen, wel-
che Ziele die Basisdemokraten für die 
Entwicklung der Gesellschaft verfolgen, 
auch wenn diese Anleitung nicht 1 zu 1 
umgesetzt werden kann.

In diesem Sinne können die Basisde-
mokraten die Menschen nur zur Befol-
gung der Gesetze aufrufen. Ob die Be-
völkerung oder Teile der Bevölkerung 
dann tatsächlich den Gesetzen folgen 
werden, entzieht sich dem Einfluss der 
Basisdemokraten.
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Seit 7 Jahren gibt es das Free21-Magazin in 
gedruckter Form und seitdem spielen wir mit dem 
Gedanken, Free21 in den Zeitschriftenhandel 
zu bekommen um die Reichweite zu erhöhen. 
Und seit 7 Jahren kommen wir leider immer 
wieder zu dem Schluss, dass wir hierbei vor 
unauflösbaren Schwierigkeiten stehen:

Der gesamte Pressehandel läuft über sog. 
Grossisten, an denen kein Weg vorbei geht. 
Diese dienen als Zwischenhändler für die 
Zeitschriftenläden. Im Prinzip reichen sie nur 
etwas weiter und greifen dabei Geld ab. Dadurch 
wird die Zeitschrift für den Leser teurer.

Zusätzlich hat man einen Ausschuss von bis 
zu 80 Prozent. Erscheint die nächste Ausgabe 
einer Zeitschrift, werden die alten Ausgaben 
aus den Regalen genommen und zur Entsorgung 
an die Grossisten zurückgeschickt. Geld und 
Papier landen dann im Müll.

Wir bleiben also dabei: Den Vertrieb 
machen unsere Abonnenten. Geben Sie die 
überzähligen Hefte des 10er-Packs einfach an 
Freunde, Bekannte oder andere Interessierte 
weiter. Damit helfen Sie uns, den Nachteil, den 
wir gegenüber großen Verlagshäusern haben, 
zu kompensieren.Sie sind unser Vertrieb!

Mit Ihrer Hilfe erreichen wir mehr Menschen.

Abo-Preis:

10 Hefte pro
Ausgabe

10 €



Vereins-Spenden-Konto:

Du bist kritisch, skeptisch, sattel fest 
in Rechtschreibung und dazu noch 
misstrauisch? Dann unterstütze 
uns mit Deinem Recherche-Talent! 
Bevor wir Artikel layouten und ver-
öffentlichen, prüfen und korrigieren 
unsere Researcher die Texte unserer 
Autoren sowie die Links und Quellen 
auf Verfügbarkeit und sachliche 
Richtigkeit.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
research@free21.org

Researcher/in

Wir freuen uns über Layouter/-
innen mit Adobe Indesign ab Vers. 
CS4 und gestalterischem Geschick. 
Unsere Vision ist ein ehrenamtliches 
Netzwerk von Menschen, die den 
Mainstream-Medien Beine machen 
wollen. Wenn jeder Mitstreiter auch 
nur einen Artikel pro Woche gestalten 
kann, können wir gemeinsam eini-
ges bewegen!

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an  
layout@free21.org

Layouter/in

Free21 wird international! 
Unser Team übersetzt international 
relevante Artikel aus dem Eng-
lischen ins Deutsche und Dänische 
sowie umgekehrt. Bist Du in zwei 
der drei Sprachen zuhause und in 
beiden stilistisch und orthografisch 
sicher? Dann freuen wir uns über 
Deine Hilfe beim Übersetzen bzw. 
Korrekturlesen.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
translate@free21.org

Übersetzer/in

Unterstütze Free21: drucken – lesen – teilen – spenden: www.free21.org

BUCHTIPP

Dieses Buch möchte von impf-
kritischen Menschen gekauft 
werden, für jene in ihrem Umfeld, 
die sich nicht im Internet über 
Impf-Risiken informieren.  
Dieses Buch ist für alle, die auf 
Risiken und Nebenwirkungen 
hinweisen wollen.
Dieses Buch will als Warnung 
verstanden werden. 
Entscheiden darf jeder selbst.

Der gesamte Ertrag dieses Buches kommt zu 100% der Friedensbrücke - Kriegsopferhilfe e.V., 
www.fbko.org zugute, die sich unermüdlich für Menschen in Kriegsgebieten einsetzt. 

das-impfbuch.eu

Zu Risiken und Neben
wirkungen fragen Sie NICHT 
Ihren Arzt oder Apotheker!

JETZT BESTELLEN


